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Vorbemerkungen der Herausgeber

Im Oktober 1997 führte die Rosa-Luxemburg-Stiftung Sachsen ein wissen­
schaftliches Kolloquium zu Werk und Wirken des Arbeits- und Sozialwis­
senschaftlers Hans Thalmann durch. In jenem Monat jährten sich zum
50. Male der Beginn der Lehrtätigkeit Hans Thalmanns an der Leipziger
Universität und die Gründung des Institutes für Sozialpolitik, später Institut
für Arbeitsökonomik, das bis zu seinem Tode im Jahre 1961 von ihm gelei­
tet wurde. Das war zugleich Anlaß, Rückschau auf Stand und Entwicklung
der Arbeits- und Sozialwissenschaften in den ersten Jahrzehnten der DDR
zu halten und dabei das Spannungsfeld zwischen Anspruch und Wirklich­
keit sichtbar werden zu lassen sowie außerdem einige aktuelle Fragen der
Beschäftigungspolitik und des Personalmanagements aus ostdeutscher
Sicht zu behandeln.

Hans Thalmann gehörte zu den ersten, nach dem Kriege an die Univer­
sität berufenen Hochschullehrern der damaligen Gesellschaftswissenschaft­
lichen Fakultät (GEWIFA). Er wirkte an der Seite von Fritz Bchrens und
anderen namhaften Leipziger Hochschullehrern wie Ernst Bloch, Ernst
Engelberg, Werner Krauss, Hans Mayer, Walter Markov in jenen hoff­
nungsvollen Aufbruehjabrcn einer heute nicht mehr existierenden Deut­
schen Demokratischen Republik, um die Arbeitsökonomie als wissen­
schaftliche Fachdisziplin und neue Studienrichtung aufzubauen. Dabei
brachte er seine Erfahrungen als Hauptreferent bei der Deutschen Verwal­
tung für Arbeit und Sozialfürsorge der Deutschen Wirtschaftskommission
(DWK) ein. Dort war er bis 1949 für Grundsatzfragen, für betriebswirt­
schaftliche und volkswirtschaft liche Untersuchungen und für Tarifpolitik
zuständig. Sein Anliegen war eine sozial gerechte Gesellschaft sordnung,
eine solche Verknüpfung von Wirtschaft s- und Sozialpolitik, wie sie zum
Nutzen einer aufstrebenden Wirtschaft und zum Wohle der arbeitenden
Menschen zu gestalten war. Hans Thalmann widmete sich dieser Aufgabe
mit seinem gesamten Wissen und Können, aus einem tiefen Verantwor­
tungsgefühl für die Gesellschaft und den einzelnen Menschen heraus. Er
war kein Freund abstrakter Theorien, sondern mehr ein Mann der Praxis.
Durch die kritische Analyse der Wirklichkeit in den Betrieben und den Ver­
waltungen gelang es ihm, Wege und Ansatzpunkte für eine rationelle
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Arbeits- und Sozialpolitik zu finden und wissenschaftliche Wege zur Ana­
lyse und Gestaltung von Arbeitsverhältnissen in betr ieblicher und volks­
wirtschaft licher Sicht zu weisen. Dabei stechen seine enge Verbindung zur
Wirtschaft spraxis und seine vorbildliche Förderung des wissenschaftl ichen
Nachwuchses, die enge Verbindung der Ausbildung mit der Praxis des
Wirtschaftslebens besonders ins Auge. In dieser Hinsicht vollbrachte Hans
Thalmann Pionierleistungen für eine neue praxis- und lebensverbundene
Wissenschaft .

Die Beiträge des Kolloquiums, darunter zahlreiche von ehemaligen Mit­
arbeitern und Schülern Thalmanns, - ergänzt um bibliographische Ver­
zeichnisse - werden in diesem Band der Öffentlichkeit vorgestellt . Sie
legen Zeugnis ab vom Wirken eines verdienstvollen Mannes und von der
Ausstrahlung seines Wirkens bis in die Gegenwart hinein. Es zeigt sich,
daß viele Fragen, die Gegenstand der wissenschaft lichen Arbeit Hans Thal­
manns waren, unter den heutigen gesellschaft lichen Verhältnissen noch
immer aktuell sind und Anlaß für kritische Analyse und Wertung der
Arbeits- und Sozialpolitik im Kontext zur Wirtschaftspolitik sein können
und müssen. Wir hoffen deshalb, daß dieser Band Anregungen zu weiterer
wissenschaftl icher Arbeit und zu kritischem Analysieren und Nachdenken
geben kann.

Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft stehen in engem Zusammen­
hang. Früher Gedachtes und Konzipiertes ist neu zu hinterfragen und aus
der Gegenwart heraus neu zu bewerten. In diesem Sinne gilt es, auch das
Werk Hans Thalmanns aufzubewahren, kritisch zu prüfen und zu würdigen.

Leipzig, im Sommer 1999







ZU LEBEN UND WERK HANS THALMANNS
(1906-1961)

Biographisches und wissenschaftl icher Werdegang

Hans Thalmann gehörte zu den ersten in den Nachkriegsjahren an die Leip­
ziger Universität auf dem Gebiete der Wirtschafts- und Sozialwissenschaf­
ten berufenen Hochschull ehrern. Er hat sich große Verdienste um den
wissenschaftl ichen und ebenso den wirtschafts- und sozialpolitischen Neu­
beginn in Ostdeutschland erworben. Thalmann war Zeitgenosse solcher be­
deutender Wissenschaftler der ehemaligen Gcsell schafl swissenschaftli chen
Fakultät (GEWlFA) und anderer Fakultäten der Universität Leipzig wie
Fritz Sehrens, Walter Markov, Ernst Engelberg, Karl Polak, Gerhard Harig,
Wieland Herzfelde, Heinz Such, Albert Schreiner u. a. Noch während sei­
ner Tätigkeit als Hauptreferent bei der Deutschen Verwaltung für Arbeit
und Sozialfürsorge der Deutschen Wirtschaftskommission (DWK) in der
Sowjetischen Besatzungszone, in der er für Grundsatzfragen, betriebs- und
volkswirtschaftliche Untersuchungen sowie Tarifpolitik zuständig war, er­
hielt er ab 1947 einen Lehrauftrag für Sozialpolitik und Geschichte der So­
zialpolitik an der GEWIFA. Im Oktober 1947 gründete er das Institut für
Sozialpolitik. Damit wurde zugleich eine spezielle Studienrichtung Sozial­
politik, in den Folgejahren als Fachrichtung Arbeitsökonomie weiterge­
führt, begründet. Studenten der GEWIFA und der zunächst noch daneben
bestehenden Wirtschafts- und Sozialwissenschaftli chen Fakultät (WISO),
in erster Linie Arbeiterstudenten, waren seine interessiertesten und aktiv­
sten Hörer. Aus ihren Reihen rekrutierte sich auch der erste Stamm von
Nachwuchswissenschaftl ern, die an seiner Seite zu Trägem selbständiger
Forschungs- und Lehrtätigkeit wurden.

Hans Thalmann wurde am 11. Dezember 1906 in Leipzig in einer Ar­
beiterfamilie geboren. Nach dem Besuch der Volksschule in Leipzig hatte
er zunächst recht unterschiedliche berufl iche Interessen: Buchhändler oder
eine Ausbildung in Richtung Elektrotechnik oder Maschinenbau schweb­
ten ihm vor, verbunden mit der Aussicht auf einen eventuellen Einsatz in
der Auslandsmontage. Schließlich absolvierte er von 1921 bis 1925 eine
Lehre als Mechaniker.
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Bereits die frühen sozialen Erfahrungen als Lehrling, Geselle, Arbeits­
loser mit zeitweiligem Einsatz als Notstandsarbeiter sowie die sozialen und
poli tischen Erschütterungen und Kämpfe in der Weimarer Republi k präg­
ten sein Interesse und Engagement für politische und soziale Fragen. So
wurde er 1921 Mitglied des Metallarbeiterverbandes, 1923 Mitglied der So­
zialistischen Arbeiterjugend (SAJ) und 1925 der SPD. Von Oktober 1926
bis Juni 1927 besuchte er die Akademie für Arbeit in Frankfurt am Main.
Im Frühjahr 1929 bestand er die Begabtenprüfung für das Hochschulstudi­
um und studierte anschließend bis 1932 an der Universität Leipzig Volks­
wirtschaft bei den Professoren Wiedenfeld, Hoffmann, vor allem aber bei
Kessler und Meerwarth. Diese beiden betreuten ihn auch bei seiner Disser­
tation zum Thema »Der Meinungsstreit um die wirtschaftlichen Wirkungen
der Sozialpolitik«. Die Arbeit schloß er 1932 ab. Durch den Machtantritt
der Nazis, die Relegation seines Lehrers Kessler und die Verweigerung der
Annahme seiner Dissertation auf politischen Druck nationalsozialistischer
Kräfte hin, wurde ihm eine wissenschaftliche Laufbahn versperrt. Erst am
8. Juli 1947 konnte seine Dissertation an der Gesellschaftswissenschaftli­
chen Fakultät (GEWIFA) in Leipzig verteidigt werden. Diesmal waren sei­
ne Gutachter Fritz Behrens, Leipzig, und Andreas Paulsen, Jena. Jetzt war
der Einstieg in die wissenschaftl iche Arbeit im Sinne seiner Ambitionen
möglich. .

Dazwischen lagen die Jahre des Nationalsozialismus, in denen sich
Thalmann von 1934 bis 1939 in Magdeburg, Mannheim, Halle und Berlin
als Wirtschafts- und Steuerprüfer und mit Arbeiten zu preispolitischen Fra­
gen durchs Leben schlug. 1939 heiratete er die Berlinerin lnngard Lade,
die ihm sein gesamtes weiteres, viel zu kurzes Leben zur Seite stand. Aus
der Ehe gingen Tochter Renate, geboren 1940, und Sohn Rainer, geboren
1942, hervor.

In der Wehrmacht diente Thalmann nur kurzzeitig vom 1. April bis
8. Oktober 1940 und in der Endphase des Krieges vom 27. November 1944
bis 5. April 1945. Infolge Kriegsdienstverpfl ichtung ins Wirtschaftsrü­
stungsamt beim Oberkommando der Wehrmacht (OK W) arbeitete Thal­
mann dort vom 29. Oktober 1940 bis zum 26. November I 944 in der
Abteilung Preis- und Vertragsprüfung. Dem letzten Einsatz in der Wehr­
macht schloß sich die französische Kri egsgefangenschaft bis zum 15. Sep­
tember 1946 an.

Da Thalmann wie Bchrens, wenngleich zcitversetzt, an derselben Uni­
versität in Leipzig in den dreißiger Jahren Volkswirtschaft studierte, seit
1937 ebenfall s in Berlin lebte und beide auch in der gleichen Abteilung im



ZU LEBEN UND WERK HANS THALMANNS 15

Wirtschaftsrüstungsamt tätig waren, ist zu vermuten, daß sie einander be­
reits damals begegneten und kannten. Das würde auch die guten, freund­
schaftlichen Bezichungen von Thalmann und Behrens, die offenbar bis zum
Tode Thalmanns im Jahre 1961 anhielten, mit erklären.

Thalmann war bereits als Lehrling, später als Student politisch aktiv für
die Ideale des Sozialismus tätig. An der Universität war er Mitglied und
zeitweise Vorsitzender der sozialistischen Studentenschaft , arbeitete in der
Gewerkschafts- und Hochschulpresse und in der SPD mit. Am 1. Januar
1947 wurde er Mitglied der SED. In der Folge war er Mitglied des Vorstan­
des der SED-Betriebsgruppe der GEWIFA (1949), danach auch in Partei­
leitungen der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät (WIFA) bzw. der
Grundorganisation Arbeitsökonomie. Aus dem Jahre 1953 ist bekannt, daß
er Mitglied der Kreisleitung der SED Leipzig-Stadt und Vorsitzender der
Ständigen Kommission für ört liche Industrie und Handwerk beim Bezirks­
rat war.

Neben seinen Aufgaben als Institutsdirektor war er zeitweilig Dekan
der GEWIFA (1949-1951) und später auch der daraus hervorgegangenen
WIFA. Hervorzuheben sind seine menschlichen Eigenschaften, sein gutes
Verhältnis zu seinen Mitarbeitern, seine Kollegialität und Hilfsbereitschaft .
Thalmann war in all den Jahren seines Wirkens an der Leipziger Universi­
tät ernstlich krank. Er mußte regelmäßig Herz-Kreislauf-Kuren in Anspruch
nehmen und fiel nicht selten wegen akuter Beschwerden zeitweilig für die
Lehre aus. An seine Stelle traten die wissenschaftl ichen Assistenten und
späteren Dozenten, die unter seiner Leitung und durch seine bewußte
Förderung kollektiver und selbständiger Arbeit rasch Profil gewinnen
konnten.

An der politischen Grundüberzeugung Thalmanns für die Sache des So­
zialismus konnte kein Zweifel bestehen. Zu seiner Haltung in den politi­
schen Auseinandersetzungen der fünfziger Jahre an der Universität sind
jedoch keine konkreten Zeugnisse in den verfügbaren Personal- und Partei­
akten der Universität auffindbar. Das betrifft besonders die Revisionismus­
kampagne 1956/1 957 gegen Fritz Bchrens und Arne Benary, die Angriffe
auf Walter Markov, Hans Mayer, Ernst Bloch und andere. Dic Auscinan­
dersetzungen mit und zu Fritz ßehrens wurden an der Wirtschaftswissen­
schaftl ichen Fakultät bis Anfang 1957 sehr zögerlich geführt , weil ältere
wie jüngere Wissenschaft ler -Kollegen bzw. Schüler von Sehrens und von
dessen Persönlichkeit mit geprägt - auf eine ehrliche, undogmatische und
auf Quellenkenntnis beruhende sachliche Auseinandersetzung orientierten.
In dieser Zeit finden sich weder in den Diskussionsgrundlagen bzw. Refe-
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raten der Parteileitungen noch in den protokoll ierten Diskussionsbeiträgen
der Parteiversammlungen Hinweise auf eine persönliche Stellungnahme
von Thalmann, ebensowenig auf eine kritische Auseinandersetzung mit
Thalmann. Ursachen hierfür sind in folgendem zu sehen:

- Thalmann war weniger ein Theoretiker der Nationalökonomie bzw.
der politischen Ökonomie, sondern in erster Linie Arbeits- und Sozialwis­
senschaftl er. Vom Leistungsprinzip und der materiellen Interessiertheit an
der notwendigen Steigerung der Produktivität der Arbeit her befaßte er sich
auch mit tangierenden Fragen der Theorie der Warenproduktion und der
Werttheorie im Sozialismus. Für ihn war klar, daß der Staat in der Aufbau­
periode der DDR, in den fünfziger Jahren, wichtige Funktionen in der Wirt­
schaftsführung und -steuerung und der Durchsetzung der Arbeits- und
Sozialpolitik hat. Dabei betonte er stets die eigenständige Rolle der Betrie­
be und Arbeitskollektive und die Initiative von unten. Er beklagte schema­
tische Entscheidungen zentraler bzw. übergeordneter Organe, kleinliche
und lächerliche Bevormundungen der Betriebe, Druck auf die Arbeiter statt
Überzeugung durch klare Konzepte, Ersatz von Suche nach Lösungswegen
durch Befehle und Anweisungen seitens der Partei- und Staatsorgane. So
geriet er auch in Auseinandersetzungen, vor all em mit lokalen Funktionä­
ren. Das betraf z.B. die Normen frage vor und nach dem 17. Juni 1953.
Tbalmann stellte sich gegen administrative Nonnenerhöhungcn wie auch
gegen opportunistisches Zurückweichen vor erforderli cher Normenarbeit
und notwendigen Maßnahmen zur Steigerung der Arbeitsproduktivität. Die
Arbeitsnormung sollte unter Einbeziehung der Arbeiter und nicht hinter ih­
rem Rücken oder gegen ihre berechtigten Interessen erfolgen. Steigerung
der Arbeitsproduktivität, persönliche materiell e Interessiertheit und konse­
quente Verteilung nach der Arbeitsleistung bildeten für ihn cine untrennba­
re Einheit.

- Thalmann war in ideologischen Fragen nie ein Hardliner; er vermied
in allen politischen und fachlichen Diskussionen politische Schärfe, ohne
prinzipielle Positionen vennissen zu lassen. Er beteiligte sich nicht an der
Abstempelung und Diskriminierung von Mitarbeitern bzw. Fachkollegen,
die »abweichende« Auffassungen vertraten. Alle seine Aufsätzc und Bei­
träge zeichnen sich durch betont sachliche, fachlich fundierte Argumentati­
on aus. Dabei setzt er sich mit Kontrahenten auf seinem Fachgebiet und
auch mit Mängeln in der Wirtschaftspraxis offen auseinander, ohne jedoch
jemals den sozialistischen Entwicklungsweg grundsätzlich in Frage zu stel­
len. Das zeigt sich in der Tagespresse, in Fachzeitschriften und Buchpubli­
kationen (»rote Reihe« - Fragen der Arbeitsökonomik, Hefte 1-19). Das
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gilt auch für sein Auftreten in der Öffentlichkeit, bei Vorträgen, wissen­
schaftlichen Konferenzen usw.

- Thalmann war durch seine Lebenserfahrungen mit Indoktrinationen
und Ausgrenzungen vorsichtig geworden; er hielt sich in ideologischen
Grundsatzdebatt en cher zurück. Art ikel mit Att acken gegen »Revisioni­
sten«, »Formalisten« oder andere »Abweichler« sind aus seiner Feder bis
1957/Anfang 1958 nicht bekannt. Er wagte aber auch nicht, zugunsten Be­
schuldigter in der Öffentlichkeit offen Partei zu ergreifen.

Erst ab 1958 wurde auf Druck von oben die Auseinandersetzung mit
den »revisionistischen« Auffassungen verschärft . Auch Thalmann geriet zu­
nehmend unter politischen Druck. So sah er im Jahre 1959 bei seinem Re­
ferat auf der Konferenz der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät zu
Fragen des sozialistischen Wettbewerbes und der Neuererbewegung sowie
bei der Publizierung der Ergebnisse der Konferenz Veranlassung, sich deut­
lich von »falschen« Positionen bei Bchrcns und Bcnary abzugrenzen bzw.
sich mit ihnen »auseinanderzusetzen«. Das betrifft u.a. Auffassungen zur
Rolle der Volksmassen, zum Verhältnis von Spontaneität, Bewußtheit und
Masseninitiative, Bewußtsein und materieller Interessierung, staatlicher
Wirtschaftsleitung und »Selbstverwaltung der Wirtschaft«. Auch die von
Sarodnick und Emmrich 1957 publizierten »ökonomistischen« Auffassun­
gen zum sozialistischen Wett bewerb wurden unter dem Aspekt der Tren­
nung von Ökonomie und Politik kritisiert . Das alles erfolgte, nachdem die
durch die Partei Beschuldigten und von den Vorwürfen Betroffenen bereits
»selbstkritisch« ihre »Verfehlungen« eingestanden und sich »berichtigt«
hatt en. Sarodnick und Emmrich waren sogar selbst unmitt elbar an der Aus­
arbeitung des Referats von Thalmann beteiligt, wurden also durch ihn selbst
weiterhin akzeptiert .'

Sichc HIANS TiAL.MANN: Die Wettbewerbs- und Neuererbewegung in der Deutschen Dc­
mokratischen Republik. In: Wi ssenschaftliche Zeitschrift der Karl-Marx-Universität -
Gesellschafts- und Sprachwissenschaftli che Reihe. Leipzig 8(1958/59)5. $. 759- 775,
insbes. S. 760- 762.
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Hans Thalmann als Hochschullehrer und
Wissenschaftler sowie seine Beziehungen

zur Wirtschaftspraxis

Bleibende Verdienste hat sich Thalmann an der Universität und in der Wirt­
schaftspraxis in drei wesentlichen Richtungen erworben.

Erstens: Hervorzuheben ist seine Roll e als Organisator umfassender
wissenschaftl icher Arbeit auf dem Gebiete der Arbeits- und Sozialwissen­
schaft , insbesondere der Arbeitsökonomie und der Sozialpolitik. Er selbst
trat nicht durch Erarbeitung und Herausgabe großer individuell er Werke,
sondern mehr als Organisator kollektiver wissenschaftli cher Arbeit und ge­
meinschaftlichen Schrifttums hervor. Er richtete das Institut auf aktuell e
theoretische und praktische Schwerpunkte der Arbeitswissenschaft aus. In
diese Arbeit wurden all e Nachwuchswissenschaftl er und die besten Stu­
denten einbezogen. Diese Gemeinschaftsarbeit gipfelte in der Herausgabe
der Schriftenreihe »Fragen der Arbeitsökonomik« mit 19 Heften zwischen
1954 und 1961. Sie enthalten im wesentlichen das Konzentrat all er in den
betreffenden Jahren am Institut erarbeiteten bzw. verteidigten Dissertatio­
nen; drei Hefte wurden aus Forschungsergebnissen der Studenten gestaltet,
vornehmlich aus Diplomarbeiten. Andere Hefte widerspiegelten die Ergcb­
nisse wissenschaftl icher Konferenzen bzw. stellten Studienmaterial zur
Qualifi zierung arbcitsökonomischcr Kader der Wirtschaftspraxis dar.

Seine persönlichen Veröffentli chungen fi nden sich vor allem in Fach­
zeitschriften, insbesondere in »Technologische Planung und Betriebsorga­
nisation« (später »Der Industriebetrieb«), »Arbeit und Sozialfürsorge«,
»Die Arbeit«, »Arbeitsökonomik und Arbeitsschutz«. Dazu kommen Arti­
kelserien in der Tagespresse, besonders in der »Leipziger Volkszeitung«, zu
Normenarbeit und Lohngestaltung, Arbeitsproduktivität und Lohn, sowie
Konferenzmaterialien, Vortragstexte und gedrucktes Referenten- und Qua­
lifi zicrungsmaterial.

Thalmann führte seine Mitarbeiter frühzeitig an die Übernahme selb­
ständiger Lehrgebiete und die Leitung von Forschungsgruppen mit Prakti­
kern, vor all em auf dem Gebiete der Arbeitsnormung (Zeitnormativarbeit),
heran. Später entwickelten die Mitarbeiter des Institutes aus den gemein­
sam erarbeiteten Materialien Lehrbriefreihen für das Fern- und Abend­
studium.
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Themenrichtungen der Institutsarbeit waren vor allem:
- Sozialpolitik und soziale Sicherheit, Tarif- und Gewerkschaft spoli­

tik;
- Wett bewerbs- und Neuererbewegung, Charakter der Arbeit und tech­

nischer Fortschritt ;
- Sozialistische Rekonstruktion, Rationalisierung der Arbeitsprozesse,

Faktoren der Steigerung der Arbeitsproduktivität;
- Grundlagen und Methoden der Analyse der Arbeit (Arbeitsstudium)

und ihrer Bewertung (Arbeitsnormung, Arbeitsbewertung, Leistungs­
bewertung);

- Verteilung nach der Arbeitsleistung und materielle Interessiertheit,
Lohnformen und Prämiensysteme;

- Betriebs- und Arbeitsorganisation in der Industrie mit Schwerpunkt:
Stellung, Struktur und Aufgaben sowie Arbeitsweise der Organe für
Arbeit auf allen Ebenen der Wirtschaftsleitung;

- Reproduktion, Entwicklung und rationeller Einsatz des Arbeitsver-
mögens, Arbeitskräfteplanung und -lenkung.

Thalmann erwarb sich Verdienste bei der Verbreitung und Vert iefung von
Kenntnissen über die Arbeits- und Sozialgesetzgebung in der DDR und in
ihrer historischen Entwicklung sowie bei der Durchsetzung der Arbeitsge­
setze in der Praxis.

Zweitens: Thalmann entwickelte und erprobte neue Formen einer eng
mit der Praxis verbundenen Ausbildung von Studenten und Nachwuchska­
dern. Obwohl die Studienpläne anfangs noch keine Berufspraktika vor­
sahen, organisierte Thalmann Formen von Praxisverbindungen, die als
Vorläufer von Berufs- und Betriebspraktika angesehen werden können.
Etwa ab Mitt e der fünfziger Jahre veranstaltete Thalmann öffentliche
Hauptseminare, ein- bis zweimal monatlich in den Räumen der Universität,
mit Ankündigung in der Tagespresse und großem Zulauf aus den Betrieben.
Studenten erhielten Studienaufträge zur konkreten Analyse themenbczo­
gener Fragestellungen im Hinblick auf die Umsetzung arbeitsökonomischer
Erfordernisse in den Betrieben. Sie hielten Vorträge vor Praktikern und
Wissenschaftlern und stellten sich der Auseinandersetzung mit ihnen. Au­
ßerdem wurden in jedem Semester Seminargruppen-Exkursionen in Groß­
betriebe der DDR unternommen, um an Ort und Stelle arbeitsökonomische
Probleme bei der Gestaltung der Arbeits- und Lebensbedingungen der
Werktätigen, der praktischen Verwirklichung des Leistungsprinzips, der
Nonncnarbeit und allgemein bei der Durchsetzung der Arbeitsgesetze ken­
nenzulernen. Solche Exkursionen führten die Studenten in führende Bctrie-
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be all er Industriezweige in verschiedenen Bezirken, so z.B. des Bergbaus
und der Stahlindustrie, der chemischen Industrie, des Schwermaschinen­
und Werkzeugmaschinenbaus, der Kraft fahrzeugindustrie und verschiede­
ner Bereiche der Leichtindustrie.

Welche Dimensionen die Ausbildung auf dem Gebiete der Arbeitsöko­
nomie Mitte der fünfziger Jahre erreicht hatte, verdeutlichen Zahlen, die
Hans Thalmann in einem Vortrag zur Eröff nung des Studienjahres 1956/
1957 darlegte. 1955 wurde erstmalig das vierjährige Direktstudium mit 30
Absolventen der Fachrichtung Arbeitsökonomie in Leipzig abgeschlossen.
1956 waren es 23 Absolventen. In den fünfziger Jahren begann zusätzlich
das Fernstudium. 1956 setzte dort die Fachausbildung im 3. Studienjahr ein.
1957 wurden die ersten 29 Fernstudenten erfolgreich entlassen. Die Fach­
richtung Arbeitsökonomie umfaßte im Studienjahr 1956/1957 insgesamt
über 300 Direktstudenten und ca. 350 Fernstudenten.

Die entsprechenden Ausbildungs- und Erziehungsaufgaben oblagen 15
Dozenten und Assistenten; hinzu kamen fünf Aspiranten, die hierfür nur
begrenzt einsetzbar waren. Die umfangreichen Lehraufgaben mußten zu­
nächst ohne eigene DDR-Lehrbücher und Standardwerke realisiert werden.
Westliche Literatur durfte nur zum Zwecke der Auseinandersetzung ver­
wendet werden. Die theoretischen Erkenntnisse der Arbeitsökonomie wur­
den anfangs in erster Linie aus den Werken von Marx und Engels und
danach auch aus sowjetischen Quell en abgeleitet. Später konnten wir auf
eigenes Schrifttum der DDR, darunter auch auf die vom Institut heraus­
gegebenen Lehrbriefreihen und Thalmanns Schriftenreihe »Fragen der
Arbeitsökonomik«, zurückgreifen.

Die ersten Lehrbriefreihen umfaßtenfolgende Themenbereiche:
- Einführung in die Arbeitsökonomie (3 Hefte);

Grundlagen und Entwicklung der Entlohnung nach der Arbeitslei­
stung (5 Hefte);
Die erweiterte Reproduktion der gesell schaftlichen Arbeitskraft
(5 Hefte);
Entwicklung und Aufgaben der Gewerkschaften;
Grundlagen und Entwicklung des sozialistischen Wettbewerbs in der
DDR;
Gesundheits- und Arbeitsschutz in der DDR.

2 Siehe HANS THALMANN: Stellung und Aufgaben der Arbeitsökonomik. In: »Arbeit und
Sozialfürsorge«. Berl in 11(1956)23. $. 706-709.
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Seit Dezember 1962 stand das erste Lehrbuch »Ökonomik der Arbeit in der
DDR« zur Verfügung, das Thalmann mit initiierte, aber nicht mehr mitge­
stalten konnte.

Thalmann trat häufig in Vorträgen vor Praktikern auf und war oft in den
Betrieben »vor Ort« in den Werkhallen und Leitungsbüros, um Probleme
mit Praktikern - Arbeitern und Meistem ebenso wie mit Leitungs- bzw.
Fachkadern der Arbeitsökonomie - zu diskutieren, wissenschaftl iche Er­
kenntnissc zu vermitteln und Erfahrungen auszutauschen. Auf diese Weise,
in Verbindung mit den republikweitcn Exkursionen, hat sich Hans Thal­
mann einen geachteten Namen in vielen Bereichen der Wirtschaftspraxis
erworben.

Drittens: Thalmann organisierte regelmäßig wissenschaftl iche Konfe­
renzen mit internationaler Beteil igung und förderte so den internationalen
Meinungs- und Erfahrungsaustausch unter Wissenschaftlern, Studenten und
Praxiskadern (siehe im Anhang: Wissenschaftliche Konferenzen und Kol­
loquia ...). Leider waren diese Kontakte damals weitgehend auf die osteu­
ropäischen Länder und die Sowjetunion begrenzt. Allerdings führten
vereinzelte Studienreisen in den fünfziger und sechziger Jahren Thalmann
und andere Institutsmitglieder auch zu internationalen Kongressen ins west­
liche Ausland. Das betraf vor allem Kongresse zur Sozialpolitik bzw. zur
berufl ichen und sozialen Rehabilitation und zur Frauenarbeit.

Hervorzuheben sind besonders die wissenschaftlichen Konferenzen zur
Arbeitsproduktivität (April 1953) und zur Arbeitsnormung (Juni 1954), zur
»Rationalisierung ohne Kapital« (Dezember 1955) sowie zu Arbeitslohn
und technischer Arbeitsnormung (anläßlich des zehnjährigen Bestehens des
Institutes im Oktober 1957 in Leipzig)3

. Die Fakultätskonfcrenzen zur so-

3 Sichc HANS THALMANN: Dic Bedeutung technisch begründeter Arbeitsnormen für die Stei­
gerung der Arbeitsproduktivität. (Referat und Schlußwort zu den Referaten von Bchrens
und Thalmann auf der theoretischen Konferenz der Karl-Marx-Universität. April 1953
in Leipzig). In: Die Bedeutung der Steigerung der Arbeitsproduktivität für den Feldzug
für strengste Sparsamkeit. Diskussionsbeiträge zu Wi rtschaftsfragen. Heft 8. Berlin
1953. $. 27-53 bzw. S. 84-94; HANS THALMANN: Zum Stand der arbeitsökonomischen
Forschung unter dem Blickpunkt des Instituts für Arbeitsökonomik an der Karl-Marx­
Universität Leipzig. In: »Arbeitsökonomik und Arbeitsschutz« Berlin 1(1957)1. $. 25-
35. - Kollektivarbeit: Arbeitslohn und Technische Arbeitsnormung (Konferenz des
Instituts für Arbeitsökonomik an der Karl-Marx-Universität zu Leipzig vom 28. bis 30.
Oktober 1957 anläßlich des zehnjährigen Bestehens des Instituts). Reihe: Fragen der
Arbeitsökonomik. Heft 14. Berlin 1958.
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zialistischen Rekonstruktion der Industrie (Dezember 1959)' und zum so­
zialistischen Wettbewerb (Januar 1959)' wurden wesentlich von Hans Thal­
mann und dem Institut für Arbeitsökonomik mit getragen.

Hervorzuheben sind auch die erste Konferenz einer sozialistischen Ar­
beitsgemeinschaft von Gesellschaftswissenschaftlern der Karl-Marx-Uni­
versität zur Rolle der sozialistischen Brigaden (Juni 1960)° und zum
Charakter der Arbeit (Februar 1961)'.

Ab Mitte der fünfziger Jahre entfaltete sich ein reger internationaler
Studentenaustausch mit Hochschulen bzw. Universitäten in Bulgarien, Un­
garn, der CSR und Polen, die mit Exkursionen in Jndustriebetriebc und zu

4 Siehe HANS THALMANN: Wirkungen des wissenschaft lich- technischen Fortschritts auf die
gesellschaftliche Arbeit. In: »Wissenschaftliche Zeitschrift der Karl-Marx-Universität.
- Gesellschafts- und Sprachwissenschaftliche Reihe. Leipzig 8(1958/59)5. $. 851-862;
HARALD WEYPRECHT: Die sozialistische Rekonstruktion der Industrie der DDR. (Wissen­
schaftliche Konferenz der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der Karl-Marx­
Universität vom l. bis 3. Dezember 1959 in Leipzig). In: »Arbeitsökonomik und
Arbeitsschutz« Berlin 4(1960)1. $. 99-101; HASS THALMANN: Die sozialistische Rekon­
struktion der Industr ie der DDR und Arbeitskräfteprobleme l In: »Arbeit und Sozialfür­
sorge«. Berli n. 15(1960)2. $. 25--28 HANS THALMANN: Dic sozialistische Rekonstruktion
der Industrie der DDR und Arbeitskräft eprobleme (Schluß). In: »Arbeit und Sozialfür­
sorge« Berlin. 15(1960)3. $.58-61

5 Sichc HANS THALMANS: Dic Wett bewerbs- und Neuererbewegung in der DDR (Rcfcrat
und Schlußwort zur Diskussion über das Referat Thalmanns auf der gleichnamigen wis­
senschaft lichen Konferenz der Wirtschaftswissenschaft lichen Fakultät der Karl-Marx­
Universität vom 21.-23. Januar 1959 in Leipzig). In: »Wissenschaftliche Zeitschrift der
Karl-Marx-Universität. - Gesell schafts- und Sprachwissenschaftliche Reihe« Leipzig
8(1958/59)5. $. 759-775 und S. 823-829; GERD KUNTER: Wissenschaft liche Konferenz
über die Wettbewerbs- und Neuererbewegung. In: »Arbeit und Sozialfürsorge«. Berli n
14(1959)6. $. 164-166; SIEGFRIED LEIN: Schlußfolgerungen aus der wissenschaft lichen
Konferenz über »Fragen des sozialistischen Wettbewerbs und der Neuererbewegung in
der DDR« für dic weitere Forschungsarbeit auf diesem Gebiet. In: »Arbeitsökonomik
und Arbeitsschutz«. Berli n 3(1959)2. $. 178-184.

6 Sichc RoLF EMMRICI: Erste Konferenz der sozialistischen Arbeitsgemeinschaften (Be­
richt über die erste wissenschaftliche Konferenz der sozialistischen Arbcitsgemeinschaft
von Gesellschaft swissenschaft lern der Karl-Marx-Universität - Ökonomen, Philosophen
und Juristen zum Thema: »Die Rolle der sozialistischen Brigaden bei der Weiterent­
wicklung der sozialistischen Demokratie« am 13.06.1960 in Leipzig). In: »Arbeitsöko­
nomik und Arbeitsschutz«. Berli n 4(1960)3. $. 298f.

7 Sichc HASS THALMANs: Probleme des neuen Charakters der Arbeit in der DDR. (Referat
auf dem arbeitsökonomischen Kolloquium zu »Probleme des neuen Charakters der Ar­
beit in der DDR«, Institut für Arbeitsökonomik. Leipzig. 2.-3.2.1961). In: »Arbeit und
Sozialfürsorge«. Berlin 16(1961)7. $. 152--157. Berichte der vier Arbeitskreise: Ebenda.
$. 157-163.
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Kulturstätten der DDR sowie mit umfangreichem Erfahrungsaustausch ver­
bunden waren. Aus diesen Verbindungen zu Hochschulen der östlichen
Nachbarländer entwickelten sich auch zahlreiche Studienreisen zu Hoch­
schulen bzw. staatlichen Organen (Staatliche Komitees für Arbeit und
Löhne) in Bulgarien und Rumänien (1956-1958).

Durch sein umfangreiches Wirken in Wissenschaft und Praxis, in Lehre
und Forschung, wurde Thalmann zu einem Wegbereiter und ersten Reprä­
sentanten der Arbeitsökonomie, der Arbeits- und Sozialwissenschaft in der
DDR. Die von ihm herangebildeten Nachwuchswissenschaft ler setzten
nach dem frühen Tode Thalmanns sein Werk fort und trugen in den folgen­
den Jahrzehnten zur Entwicklung der Arbeitswissenschaft in der DDR an
den Hochschulen, Universitäten und wissenschaftl ichen Einrichtungen in
Leipzig, Berlin, Dresden, Magdeburg usw. bei. Das gilt z.B. für Harry
Matthes, Helga Ulbricht, Horst BIey, Ekkehard Sachsc, Jnna Marten, Volk­
mar Trognitz, Ernst Bienert, Rolf Emmrich. Aber auch in der Wirtschafts­
praxis und in den staatlichen Organen wirkten seine Schüler bzw. die
Absolventen der Fachrichtung Arbeitsökonomie verantwortlich und enga­
giert an arbeits- und sozialpolitischen Aufgaben im Rahmen der Wirt­
schaftspolitik der DDR mit.

Prof. Dr. Rolf Emrnrich
Absolvent der Gesellschaftswissenschaft l ichen Fakultät der Universität Leipzig (1951), wis­
senschaf tl icher Assistent und Dozent am Institut für Arbeitsökonomik seit Oktober 1951.
Hochschull ehrer am Institut bzw. im Wissenschaftsbereich Arbeitswissenschaften bis zum
30. September 1990.
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HANS LUFT

Arbeit und Eigentum

Ich möchte in die Würdigung von Hans Thalmann zunächst drei Gesichts­
punkte einbringen:

Erstens. Als ich als Absolvent der Berliner Humboldt-Universität 1957
wissenschaftlicher Assistent am damaligen Institut für Politische Ökono­
mic der Wirtschaft swissenschaftlichen Fakultät in Leipzig wurde, war ich
beeindruckt von der Leistung Thalmanns bei der Konzipierung der neuen
Disziplin Arbeitsökonomik und der Profilierung ihrer Bestandteile, die er -
und das ist ein zweiter Gesichtspunkt - verband mit der Vergabe ent­
sprechender Dissertations- und Habilitationsschrift en. Diese zielstrebige
Förderung des wissenschaftl ichen Nachwuchses setzte damals an der Wirt­
schaftswissenschaftlichen Fakultät der Karl-Marx-Universität Leipzig und
nicht nur an dieser Maßstäbe.

Drittens soll die enge Verbindung von Thalmann persönlich und seines
Instituts überhaupt mit der Wirtschaftspraxis erwähnt werden, an der über
die Fernstudenten des Instituts auch wir -Vertreter anderer Disziplinen -
teilhaben und die wir so für unsere Forschungsarbeit nutzen konnten. Thal­
mann selbst traf sich regelmäßig mindestens einmal im Semester mit Fritz
Macher, dem Arbeitsminister der Regierung Grotewohl, zur Besprechung
konzeptioneller Fragen. Welcher Ordinarius der Leipziger Universität kann
heute Ähnliches vorweisen?

Angesichts chronischer Massenarbeitslosigkeit einerseits und steigen­
der Aktienkurse andererseits, begleitet von immer mehr Pleiten, immer
mehr Fällen von Anlagenbetrug und schlechter Zahlungsmoral rückt das
Streben nach Gerechtigkeit trotz des Scheitern des sozialistischen Versuchs
in den ehemaligen Ostblockländern wieder in den Vordergrund der Wert­
vorstellungen der Menschen. Soziale Gerechtigkeit bedeutet auch, solche
Bedingungen zu schaffen, daß Eigentum prinzipiell nur durch Arbeit und
nicht durch Müßiggang erworben werden kann, denn Eigentum beruht im­
mer auf Arbeit, es kann ohne Arbeit weder gebildet noch erhalten werden.
Es ist zutiefst ungerecht, wenn Menschen von der Möglichkeit zur Arbeit
und als Arbeitende von der Möglichkeit des Eigentumserwerbs ausge-
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schlossen werden, wie das die ehemaligen Bürger der DDR nach der Wie­
dervereinigung Deutschlands so zahlreich erleben. Dabei geht cs um Arbeit
im weitesten Sinne, also um die Arbeit des lohnabhängig Beschäftigten
ebenso wie die des Selbständigen, des Existenzgründers. Gerade in den
neuen Bundesländern spürt man überall die risikoreiche Arbeit, die not­
wendig ist, um ein Unternehmen am Markt zu etablieren und die besonde­
ren Schwierigkeiten, die sich nicht selten als unüberwindbare Hürden
darstellen.

Der Gebrauch des Eigentums von Wirtschaft sgütern muß sowohl der
betriebswirtschaftl ichen Effizienz als auch dem Wohle der Allgemeinheit
dienen, wie Art . 14 GG die Sozialpflichtigkeit des Eigentums definiert , und
ökologischen Erfordernissen im Sinne der Solidarität mit den künftigen Ge­
nerationen genügen. Drei Gründe sprechen m. E. dabei für die Fortexistenz
eines Sektors von Gemeineigentum, d. h. von Betrieben in öffentlicher
Hand, seien es nun Kommunen, Länder oder Nationalstaaten.

Erstens. Gemeineigentum ist insbesondere dort unverzichtbar, wo die
Gefahr privater Monopole besteht, die eine Region oder mehrere Länder
umfassen und damit die Gemeinwesen erpressen können. Gegen die Priva­
tisierung von Post, Telekommunikation oder Bahn, aber auch Wasscr-,
Abwasser- und Stromversorgung spricht außerdem, daß bei solchen Ein­
richtungen der Infrastruktur mehrere private Anbieter für ein und densel­
ben Haushalt oder ein und dasselbe Unternehmen einfach ökonomisch
unsinnig sind, weshalb sie schon im vorigen Jahrhundert als öffentliche
Einrichtungen des jeweiligen Staates entstanden. Das heißt nun wiederum
nicht, daß sie unbedingt juristische Personen des öffentlichen Rechts sein
müssen, aber das jeweilige Gemeinwesen muß so viele Anteile halten, daß
es seine Einflußnahme auf Beschäfti gung, Ausbildung und Preis- bzw. Ta­
rifgestaltung behält und damit auch eine Herausforderung für den privaten
Sektor darstellt.

In diesem Zusammenhang darf Versehlankung des Staates nicht als Ab­
sage an seine soziale Verantwortung verstanden werden, noch dazu ange­
sichts der Tatsache, daß multinationale Konzerne die Globalisierung als
Vorwand zur Senkung des erkämpft en Lebensniveaus der Bevölkerung nut­
zen. Verschlankung des Staates ist nur im Sinne von weniger Bürokratie,
Absage an überholte Vorschrift en bei Steuern, Existenzgründungen, Bau­
maßnahmen usw. sozial vert räglich und wirtschaftlich effi zient.

Zweitens. Die weitere Privatisierung bisher in staatlichem Besitz be­
findlicher Unternehmen verschlechtert langfristig die Situation der öffentli­
chen Haushalte. Einerseits beteiligen sich schon heute große Konzerne und
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private Banken durch geringere Steuerzahlung immer weniger an der Fi­
nanzierung der öffentlichen Haushalte. Andererseits werden Steuennitt el
für Subventionen an Großkonzerne allein für vage Investitionszusagen wei­
tergereicht, die oft nur teilweise eingehalten werden, von neuen Arbeits­
plätzen ganz zu schweigen. Hier sollten Bund, Länder oder Gemeinden
wenigstens im Gegenzug Aktien von diesen Unternehmen erhalten, um so
ein Kontrol lrccht auszuüben, was Subventionsverschiebung oder Nichtcin­
haltung von Arbeitsplatzzusagen zumindest erschweren würde. Eine solche
Regelung hätt e den Vorteil, daß diese Aktien auch wieder verkauft werden
könnten, wenn öffentliche Haushalte zusätzliche Einnahmen benötigen,
ohne gleich das Tafelsilber anzugreifen. Die jetzige Praxis dagegen bedeu­
tet Steuergeschenke vor allem der lohnabhängig Beschäftigten als der
Hauptsteuerzahler für ureigenste Aufgaben des großzügiger nicht vergütba­
ren Spitzenmanagements privater Großkonzerne und Banken. Schon 1996
machten Lohnsteuer einschl. Solidaritätszuschlag und Umsatzsteuer (Mehr­
wertsteuer) über 6l Prozent der gesamten Steuereinnahmen der öffentli­
chen Hand in der Bundesrepublik aus, unter Hinzurechnung weiterer
Verbrauchsteuern, die ebenfalls zum größten Teil aus den Taschen des klei­
nen Mannes fließen, wie Mineralöl- und Tabaksteuer sowie Versicherungs­
stcuer sogar fast 74 Prozent.'

Drittens. Die gegen öffentliches Eigentum in Vergangenheit und
Gegenwart erhobene Vorwürfe der Ineffi zienz und Anonymität sind zu
durchsichtig, um glaubwürdig zu sein. So hängen heutzutage Innovations­
fähigkcit, Flexibilität und Effizienz mehr von der Qualität des Manage­
ments als von der Eigentumsfonn ab. Das beweisen die wirtschaftlichen
Erfolge von Unternehmen mit Anteilen in öffentlicher Hand wie Volks­
wagen ebenso wie Mißerfolge privater Großkonzerne. Gerade dic Fusio­
nierung von Großkonzernen und -banken zu international marktbeherr­
schenden Giganten vollzieht sich in aller Stille, bis eine erstaunte
Öffentlichkeit vor vollendete Tatsachen gestellt wird. Demgegenüber
können bei Eigentum in öffentlicher Hand schon die Möglichkeiten der par­
lamentarischen Kontrolle für ein gewisses Maß an Transparenz sorgen. Die
Aktiengesellschaft , die den klassischen Privatunternehmer in vielen Bcrci­
chen der Großindustrie, im Bank- und Versicherungswesen längst abgelöst
hat, ist eigentlich eine anonyme Gesellschaft , wie es der französische Aus-

Berechnet nach: Statistisches Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutschland. Wiesbaden
1997. S. 526.
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druck Societe Anonyme für Aktiengesell schaft ehrl ich zum Ausdruck
bringt.

Nicht nachvoll ziehbar ist, wenn die Fusionen der Giganten als effi zi­
enzfördernd gewürdigt werden, während bei der Privatisierung öffentli chen
Eigentums mit demselben Argument auf Ausgründungen ehemals vom
technologischen Prozeß zusammenhängender Bereiche, wie z.B. bei der
Privatisierung der Bahn, gedrängt wird.

Die Argumente für die totale Privatisierung werden auch nicht dadurch
richtiger, daß man auf das Scheitern des sozialistischen Versuchs im
ehemaligen Ostblock, auf den Untergang der DDR und den Zerfall der So­
wjetunion verweist. In unseren östli chen Nachbarländern hat die Entsozia­
lisicrung zu einer Art Frühkapitalismus geführt, dessen ökonomische,
soziale und ökologische Folgen die Lebenslage großer Teile der Bevölke­
rung verschlechterte.

In Deutschland wurde das auf Arbeit von Millionen DDR-Bürgern be­
ruhende Volkseigentum mit der von diesen mehrheitl ich gewollten Einfüh­
rung der DM zur Privatisierung freigegeben. Es blieb nicht bei einer
fonnell en Privatisierung im Sinne der Umwandlung in Kapitalgesell schaf­
ten entsprechend den Bestimmungen des deutschen Handelsgesetzbuches.
Fast überall wurden, ohne die ehemaligen Bürger der DDR zu fragen, im
Laufe der Zeit die Betriebe, soweit nicht geschlossen, von der Treuhandan­
stalt bzw. ihrer Nachfolgeorganisation BvS an private Investoren oft zu ei­
nem Spottpreis verkauft, was von einigen Ausnahmen abgesehen, mit
weiterer Reduzierung von Arbeitsplätzen und anderen Formen des Sozial­
abbaus verbunden war. Außerdem wurden bei dieser Privatisierung noch
Verluste in dreistell iger Mill iardenhöhe zu Lasten des Bundeshaushaltes
und damit des Steuerzahlers eingefahren.

So ist das Leitbild einer sozialistischen Marktwirtschaft , einer Markt­
wirtschaft bei echtem Pluralismus der Eigentumsformen im Sinne des
Nebcneinandcrbestchens von Betrieben in öff entl icher Hand, Privatunter­
nehmen und Genossenschaften, die wie in der Landwirtschaft das Ende der
DDR überdauerten, nach wie vor aktuell.



KARL-HEINZ SCHULZE

Zur Diagnose und Therapie der Massenarbeitslosigkeit
und der Zukunft der Arbeit

Den Leipziger Arbeitsökonomen habe ich viel zu verdanken, besonders
Hans Thalmann. Ich war 1951 Student am Franz-Mehring-Institut und aus
der SED ausgeschlossen. Ich wurde vorn Studium relegiert . Durch Vermitt­
lung von Fritz Bchrens hat mich Thalrnann an sein Institut aufgenommen.
Er hat mir ermöglicht, dort mein Diplom zu erwerben. Dieser Hochschul­
abschluß hat mein Leben wesentlich geprägt.

Heute bin ich Rentner; das hat den Vorteil, ich kann nicht mehr arbeits­
los werden. Das ist viel in diesem Staat und in dieser Zeit. Das Phänomen
der Massenarbeitslosigkeit bewegt mich sehr. Wir kannten es bisher nur
aus der Literatur oder aus Berichten unserer Eltern. 1990 und 1991 glaub­
ten viele, daß die sich ausbildende Arbeitslosigkeit ein vorübergehendes
Stadium sei und sich nach der Transfonnation zur kapitalistischen Markt­
wirtschaft verlieren würde. Ein zweites deutsches Wirtschaftswunder wurde
von den Bonner Politikern angekündigt. Offiziell wurde die Arbeits­
losigkeit in den neuen Ländern mit verdeckter Unterbeschäftigung in der
DDR-Wirtschaft erklärt . Gegenwärtig nähern sich Ost und West in der
Beschäfti gungssituation. Die Massenarbeitslosigkeit in Ost und West zer­
rütt et die Staatsfinanzen und forciert den Sozialabbau. Soziale Angst be­
herrscht immer mehr Menschen und untergräbt Moral und Kultur in dieser
Gesellschaft. Zur Rechtfert igung erleben wir in den Medien eine massive
Propaganda neoliberaler Denkweisen: Um sich in der verschärften interna­
tionalen Konkurrenz zu behaupten, müsse die deutsche Wirtschaft schlan­
ker werden, Kosten senken und die sozialen Leistungen herabschrauben.

Wie in diesem Land die Herrschenden denken, offenbarte kürzlich ein
Protokollband der Alfred-Herrhausen-Gesellschaft in Frankfurt am Main,
die ihr Jahreskolloquium 1994 zum Thema »Arbeit der Zukunft - Zukunft
der Arbeit«' durchführte. Vertreter der Hochfinanz, insbesondere der Deut-

Alfred-lIerrhauscn-Gesellschaft für internationalen Dialog (Hrsg.): Arbeit der Zukunft
Zukunft der Arbeit. Stuttgart 1994.
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sehen Bank, und deutscher Großkonzerne diskutierten mit Eliten der Sozi­
alwissenschaften über dieses brennende Thema der Umbruchsituation des
Kapitalismus an der Schwelle zum 21. Jahrhundert . Es zeigte sich, daß das
Herangehen an die Diagnose und Therapie der Massenarbeitslosigkeit nicht
nur crkenntnis-, sondern auch interessenbedingt ist. Es zeigt sich: auch
wirtschaftswissenschaftlichc Forschung ist an handfeste Interessen gebun­
den, die mit Erwerb und Verteilung von Reichtum zu tun haben und zu
entsprechenden ideologischen Reflexionen führen.

Zu einigen Grundaussagen dieser Konferenz:

Erstens: Die Komplexität des Phänomens der Arbeitslosigkeit wurde deut­
lich. Obwohl vor allem ökonomisch detenniniert , darf man sie nicht nur
ökonomisch betrachten. Alle, vom Banker bis zum Vertreter der Kirche,
stellten die Frage: Wohin treibt diese Gesellschaft?Hilmar Kopper, Vorsit­
zender der Alfred-Hcrrhauscn-Gcsellschaft und damals Chef der Deutschen
Bank, sieht neue Klassen entstehen,»[ ... ] solche, in denen es Arbeit gibt,
und solche, in denen es keine gibt.«2 In vielen Beiträgen zeigt sich die Sor­
ge um den sozialen Frieden in Deutschland. Wieviel Arbeitslosigkeit
verträgt diese Gesellschaft? Tyll Neckcr fordert Indikatoren, um das be­
stimmen zu können.' BMW-Chef Reitzle: »Ab irgendeiner Zahl wird es zu
sozialen Unruhen, zu riesigen Problemen kommen.«4

Zweitens: Keine Berufsgruppe ist mehr vom Arbeitsplatzabbau ausge­
schlossen. Selbst der Dienstleistungsbereich, Beschäfti gte in den Verwal­
tungen, bei der Post, in Banken und Versicherungen sind immer mehr
betroffen. Lean-Managcmcnt macht auch vor hochbezahlten Managern
nicht halt, diese erhalten allerdings, im Unterschied zu anderen, wesentlich
größere Abfindungen.

Drittens: Die Arbeitslosigkeit bei Jugendlichen ist doppelt so groß, wie
bei Erwachsenen. Frauen sind stärker betroffen als Männer. Der Anteil der
Langzeitarbeitslosen nimmt von Konjunkturzyklus zu Konjunkturzyklus zu.

2 H{ILMAR KOPPER: Einführung. In: Alfred-Herrhausen-Gesellschaft für internationalen Dia­
log (Hrsg.): Arbeit der Zukunft - Zukunft der Arbeit. Stuttgart 1994. S. 1.

3 Tyll Necker: Diskussion. In: Alfred-Herrhausen-Gesellschaft für internationalen Dialog.
$. 54

4 WOLFGANG REITZLE: Dic neue Rolle der Arbeitgeber. In: Alfred-llerrhausen-Gesellschaft
für internationalen Dialog. S. 230.
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Viertens: Mit Recht wurde auf dem Kolloquium festgestellt , daß das
Wirtschaftswachstum kein Patentmitt el mehr für mehr Beschäftigung zu
sein scheint. Hilmar Kopper: »[...] Wirtschaft swachstum allein macht es
nicht.«' In der Tat, der Sockel an Arbeitslosigkeit, mit dem jede Auf­
schwungphase beginnt, ist im stetigen Steigen begriffen. In der Auf­
schwungphase wird immer weniger von diesem Sockel reduziert . Das
Bundeswirtschaft sministerium erwartet für dieses Jahr ( 1997) ein Wachs­
tum von knapp 3 Prozent, aber die Arbeitslosigkeit soll bis Ende dieses
Jahres noch weiter ansteigen. Der Beschäft igungseffekt von Investitionen
wird durch die wachsende organische Zusammensetzung des Kapitals im­
mer geringer. Das zeigt sich besonders bei Modernisierungsinvestitionen,
aber auch bei Neuinvestitionen. Auf die Abkopplung von Wirtschaft s­
wachstum und Beschäftigung hat Marx bereits in den »Grundrissen zur po­
litischen Ökonomie« vor 140 Jahren hingewiesen. Für ihn war dies eine
Revolution im Verhältnis von Arbeits- und Freizeit. Für Miegcl (Vorsitzen­
der der bayrisch-sächsischen Zukunft skommission) ist die Verabschiedung
von der Vollbeschäfti gung kaum zu venneiden. Vollbeschäftigung sei eine
»sozialromantische Utopie«". Er sieht in der Vollbeschäftigung sogar etw as
Negatives, da sie Stagnation befördere und Innovation erschwere.

Fünftens: In vielen Beiträgen wird die immer geringer werdende Wirk­
samkeit traditioneller Methoden der Arbeitsbeschaffung beklagt. Es fehlen
angeblich Mittel (Steuerausfälle, Anschwellen der Sozialkosten, entgange­
ne Wertschöpfung).

Wenn cs unter den gegebenen Bedingungen auch keinen Königsweg
für die Beseitigung der Arbeitslosigkeit gibt, so müssen doch alle bekann­
ten Möglichkeiten voll ausgeschöpft werden. Die neue französische Regie­
rung, aufgeschreckt durch die Massenproteste in diesem Frühjahr, will als
Hauptweg zunächst die gesetzliche Verkürzung der Arbeitszeit gehen. Das
steht auch an der Spitze der Forderungen des Schwerincr PDS-Parteitages.
Friedrich Schorlemrner erklärte im Fernschen: »Sollen wir es nicht schaf­
fen, die Arbeit zu teilen, damit sich die einen nicht kaputtschuften, wäh­
rend andere daran zerbrechen?« Das muß mit dem Radikalabbau von
Überstunden beginnen.

5 HIILMAR KOPPER: Einführung. In: Alfred-H{erhausen-Gesellschaft für internationalen Dia­
log. S. 4.

6 MEINHARD MiGrL: Vollbeschäft igung - eine sozialromantische Utopie? In: Alfred- Hcrr­
hausen-Gesellschaft für internationalen Dialog. S. 49
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Natürlich steht bei der notw endigen Arbeitszeitverkürzung immer wie­
der die Frage des Lohnausgleichs. Nach der neoliberalen Auffassung müß­
te eigentlich das niedrigere Lohnniveau ein großer Standortvorteil der
neuen Bundesländer sein. Das scheint aber nicht der Fall zu sein. Der ge­
genwärt ige Aufschwung ist morbide, da er fast ausschließlich von der
Export- und nicht von der Binnennachfrage getragen wird. Die Binnen­
nachfrage hängt aber im hohen Maße von den Einkommen der privaten
Haushalte ab. Lohn ist eben nicht nur ein Kostenfaktor. Der volkswirt ­
schaftliche Reichtum in der BRD nimmt rapide zu, wird aber immer un­
gleichmäßiger verteilt. Ohne Veränderung in den Verteilungsverhältnissen
wird es nach meiner Meinung auch keine Lösung des Beschäfti gungspro­
blems geben.

Eine wirkungsvolle Therapie hängt natürlich von einer exakten, vorur­
teilsfreien Diagnose ab. Es genügt bei der Bekämpfung einer Krankheit
nicht, wenn nur Erscheinungen bekämpft werden. Man muß das Grundlei­
den erkennen. Das Angebot der Erklärungen für die Arbeitslosigkeit ist
bunt wie diese bundesdeutsche Gesellschaft. Die einen nennen »Struktur­
probleme« als Ursache. Das ist so allgemein, aber auch nichtssagend, daß
es immer stimmt. Andere nennen den Freisetzungseffekt der modernen
Technik. Wieder andere verlegen die Ursache nach außen. Der internatio­
nale Wett bewerb »[...] ist längst nicht mehr nur der Wett bewerb auf den
Gütermärkten, sondern immer mehr auch der Standortwettbewerb von In­
vestitionskapital und damit um Arbeitsplätze.«7 Die sächsisch-bayrische
Zukunftskommission erklärt : »Fehlende Bereitschaft zum Berufs- und
Wohnortwechscl sowie Ablehnung einfacher, schlecht bezahlter Tätigkei­
ten sind wesentliche Ursachen der hohen Arbeitslosigkeit in Deutschland.«®
Die hohe Erwerbsneigung der Frauen soll ebenfalls schuld sein, sowie Ri­
sikoscheu vor Selbständigkeit.

Die Vielzahl sehr unterschiedlicher Erklärungen ist diesen bürgerlichen
Ökonomen durchaus bewußt. Irgendwie sind sie alle plausibel, aber ver­
schleiern auch die grundsätzliche Erklärung, deren Anerkennung zur Sy­
stemkrit ik führt . Arbeitslosigkeit ist in der Marktwirtschaft Mangel an
Nachfrage nach Arbeitskräft en. Diese Nachfrage ist durch die Profit erwar-

7 WOLFGANG RErzLE: Dic neue Rolle der Arbeitgeber. In: Alfrcd-Hicrrh ausen-Gesellschaft
für internationalen Dialog. S. 209.

8 Biedenkopfs und Stoibers »Zukunftskommission« legt ersten Zwischenbericht vor. Zu
wenig Mobilität wesentliche Ursache für hohe Arbeitslosigkeit. Bonn (dpa). Nach:
»Magdeburger Volksstimme« vom 18. August 1997. S. 2.
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tung bestimmt. Der zusätzlich Beschäfti gte muß mehr einbringen, als er
kostet. Ohne Zurückdrängung der Profit dominanz wird es keine Beseiti­
gung der Massenarbeitslosigkeit geben.

Niemand von uns will die politisch-administrative Vollbeschäfti gung,
wie sie in der DDR praktiziert wurde. Aber der gegenwärtige Reformstau
und die Krise des Arbeitsmarktes, lassen sich durch »Weiter so« nicht lö­
sen. Die von den Neoliberalen geforderte zunehmende Deregulierung
schafft nicht frciheit, sondern Ohnmacht. Zukunft sdenken ist gefragt. Die
Situation erfordert einen Paradigmenwechsel in der Ökonomie. Umwelt­
probleme, Globalisierung und auch die Entkopplung von Wirtschaftswachs­
tum und Beschäftigung werden das erzwingen.

Bei aller Akzeptanz der Marktwirtschaft , sie ist kein starres, unwandel­
bares System. Aber wie und wohin sie sich wandelt, das hängt von den
Machtfragen in der Gesellschaft ab. Macht in der Wirtschaft muß nichts
Negatives sein, wenn sie der Zukunftssicherung dient und zu einem höhe­
ren Errnanzipationsnivcau des Menschen führt .





KLAUS GERBER

Entwicklung und aktuelle Situation des Arbeitsmarktes
im Freistaat Sachsen

Sachsen war zusammen mit Thüringen einmal das größte zusammenhän­
gende Industriegebiet des Deutschen Reiches, und Chemnitz wurde als
sächsisches Manchester bezeichnet. Auch in der DDR nahm Sachsen in der
Industrie eine Spitzenposition ein. Das Spektrum der Industrieproduktion
reichte von der Grundstoffindustrie über die Massenfert igung bis in die
Hochtechnologie.

Die Wirtschafts- und Währungsunion hat jedoch die latenten Wett be­
werbsschwächen der Industrie aufgedeckt und veraltete Strukturen zur Dis­
position gestellt . Produkte wurden obsolet, und Märkte brachen weg. Diese
Erfahrung ist nicht unbedingt typisch sächsisch, wenn auch diese Verän­
derungen bei uns besonders kraß zutage traten. Nach dem durch die
Währungsunion ausgelösten Anpassungsschock durchläuft die sächsische
Wirtschaft heute im ZeitratTertempo einen Strukturwandel, für dessen Be­
wältigung die westdeutschen Regionen Jahrzehnte zur Verfügung hatt en.
Gerade weil Sachsen einen so hohen Industrialisierungsgrad besaß, war es
auch im besonderen Maße von dem Umstrukturierungsprozeß betroffen.
Damit veränderte sich die Erwerbstätigenstruktur gravierend, wie aus Ta­
belle I zu ersehen ist.

Tabelle l: Struktur der Erwerbstätigen 1989 und 1995
nach Wi rtschaftsabteilungen in Sachsen (Personen)

_Wirtschaftsabteilung_-- -1989
Land- und Forstwirt schaft, Fischerei 193. 143
Energie- und Wasserversorgung, Bergbau 104.495
Verarbeitendes Gewerbe 1.250.141

169.749
237.778
170.415

16.820
162.598

Baugewerbe
llandcl
Verkehr und Nachrichtenübermitt lung
Kreditinstitute/Versicherungsgewerbe
Sonstige Dienstleistungsunternchmcn
Organisationen ohne Erwerbszweck,
private Haushalte56.671
Gebietskörperschaften und Sozialversicherung 502.852
nSµcsamt --_____-______2.864.662

roueiie suauisnsches Landesami Sachsen; eigene Berechnungen]

1995
59.070
33.827

362.781
331.157
222.063
116.394
32.793

367.837

76.528
340.844

1.943.294
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Generell verfügt Sachsen aufgrund seiner vielgestaltigen Naturraum­
ausstattung, seiner gewachsenen Siedlungsstruktur, die durch ein ausge­
wogenes Verhältnis zwischen Vcrdichtungsräumen mit proport ional abge­
stuft em Siedlungsnetz und ländlichem Raum gekennzeichnet ist, seines
dichten Verkehrsnetzes, seines qualifizierten Arbeitskräftepotentials für die
Ansiedlung von Gewerbe und Industrie, seiner zahlreichen Rohstoff ­
vorkommen und seiner Lage an der EU-Außengrenze mit traditionellen Be­
ziehungen nach Ost- und Südosteuropa sowie seines wissenschaftlichen Po­
tentials in Universitäten und Hochschulen über gute Entwicklungschancen.
Großinvestoren wie VW, Quelle und Siemens sowie Advanced Micro-De­
vices (AMD) nutzten die sächsischen Standortvorteile.

Aufgrund unterschiedlicher Standortbedingungen sind im Freistaat
Sachsen Bevölkerung und wirtschaftl iche Aktivitäten regional unterschied­
lich verteilt. Das führt dazu, daß es einerseits besonders dynamische Wachs­
tumsräume wie die Vcrdichtungsräume Dresden, Chemnitz und Leipzig
oder die Regionen Plauen und Zwickau-Werdau mit einer guten sektoralen
Struktur und guten Verkehrsbedingungen gibt. Andererseits bestehen struk­
turschwache Regionen, insbesondere an der Grenze zu Polen und Tsche­
chien, aber auch im Süden von Leipzig.

Dic Arbeitsmarktstruktur ist und bleibt ein Spiegelbild der Wirtschafts­
struktur und ihrer Entwicklung. Durch Überalterung, schlechten Zustand
und uneffcktive Produktionsstrukturen war der Kapitalstock in der sächsi­
schen Wirtschaft sowohl physisch als auch ökonomisch entwertet. Nach
wissenschaftlichen Schätzungen wurde für alle Wirtschaftsbereiche Sach­
sens (ohne Staat und Wohnungsvermietung) zum Jahresanfang 1991 ein
Nettoanlagevermögen zu Wiederbeschaffungspreisen von 54,2 Milliarden
DM ermitt elt. Insgesamt entfiel damit ein Anteil von 29 Prozent des ge­
samten Kapitalstocks der neuen Bundesländer auf den Freistaat Sachsen.
Dieser Kapitalstock machte knapp 19 Prozent des Sachanlagevermögens
aus, das man benötigt hätt e, um - gemessen an westdeutschem Nivcau -
die zu diesem Zeitpunkt vorhandenen sächsischen Erwerbstätigen in der
bestehenden sektoralen Struktur mit Arbeitsplätzen gleicher Kapitalintensi­
täten wie in Westdeutschland auszustatten. Hier liegen die Wurzeln der
komplizierten Arbeitsmarktstruktur in Sachsen.

Wesentlich wird der Arbeitsmarkt abcr auch von der Bevölkerungsent­
wicklung geprägt. 1995 lebten im Freistaat Sachsen 4,6 Millionen Men­
schen. Das sind 29,5 Prozent aller Einwohner der neuen Bundesländer und
5,6 Prozent der Bevölkerung Deutschlands. Mit 248 Einwohnern je Qua­
dratkilometer liegt die Bevölkerungsdichte deutlich über dem Durchschnitt
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der neuen Bundesländer ( 144), aber auch über dem Durchschnitt Deutsch­
lands (228). Der Rückgang der Bevölkerung Sachsens hat sich auch seit
1995 weiter fortgesetzt. Er hat sich jedoch nach den verstärkten Abnahmen
in den Jahren 1989-1991 weiter verlangsamt. Während die Bevölkerungs­
entwicklung zwischen 1989 und 1991 hauptsächli ch durch die Wanderun­
gen (große Wanderungsvcrluste in die alten Bundesländer) geprägt wurde,
hat scit 1992 dic natürl iche Bevölkerungsbewegung (Sterbeüberschuß)
deutli ch an Gewicht zugenommen. Die Wandcrungsvcrlustc sind stark zu­
rückgegangen. 1995 verzeichnete Sachsen bereits wieder einen Wande­
rungsgewinn ( +15 468). Der Stcrbcübcrschuß hat dagegen zugenommen
und ist Ursache für den weiteren Rückgang der Bevölkerung. Die hohen
Wanderungsverluste in den Jahren 1989 bis 1992, hier entfi elen über
50 Prozent des negativen Wanderungssaldos auf die Altersgruppe der bis
25jährigcn, beeinflussen vor allem in der Zukunft die Altersstruktur der
sächsischen Bevölkerung. Bereits jetzt ist die sächsische Bevölkerungs­
struktur ungünstiger als im Durchschnitt der neuen Länder. So liegt der
Anteil der über 65jährigen in Sachsen bei 16,3 Prozent, während er im
Durchschnitt der neuen Länder bei 14, 1 Prozent liegt. Bei der Altersgruppe
bis 15 Jahre beträgt der Anteil in Sachsen 16,9 Prozent und im Durch­
schnitt der neuen Länder 17,8 Prozent.

Nach der im Statistischen Landesamt Sachsen vorliegenden Prognose
der Bevölkerungsentwicklung wird die Bevölkerung im Freistaat Sachsen
auch über das Jahr 2010 hinaus abnehmen. Für das Jahr 2010 wird von
einem Bevölkerungsstand in Höhe von 4 3 70 000 bis 4 558 000 Einwoh­
nern ausgegangen. Bei mehr oder weniger starken Wanderungsgewinnen
ergibt sich diese Annahme allein aus einem Sterbeüberschuß. Die Varian­
ten result ieren dabei aus unterschiedli chen Annahmen über die Höhe des
Zuwanderungsgewinnes. Hier erscheint die künftige Entwicklung beson­
ders unsicher. Wanderungsgewinne allein können jedoch die Bevölkerungs­
verluste infolge des Sterbeüberschusses in Sachsen nicht ausgleichen.

Anders als die Bevölkerungsentwicklung entwickelte sich in Sachsen
die Erwerbsbeteiligung. Im April 1996 gab es in Sachsen nach Angaben
aus dem Mikrozensus 2 347 400 Erwerbspersonen ( 1 962 100 Erwerbstätige
und 385 300 Erwerbslose). Das sind 51,5 Prozent der Gesamtbevölkerung
und 76,7 Prozent der Bevölkerung im arbeitsfähigen Alter zwischen 15 und
65 Jahren.

Sowohl die allgemeinen als auch die altersgruppenspezifischen Er­
werbsquoten zeigen, daß die Erwerbsbeteiligung in Sachsen wie in ganz
Ostdeutschland weiterhin höher ist als in Westdeutschland. Dieser Unter-
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schied ergibt sich primär aus der in Ostdeutschland deutlich höheren Er­
werbsbeteiligung von Frauen.

Die altersgruppenspezifische Erwerbsquote (Erwerbspersonen in Pro­
zent der Bevölkerung im Alter zwischen 15-65 Jahren) lag 1995 in Sachsen
bei 77,2 Prozent und im Bundesgebiet Ost bei 77Prozent auf annähernd
gleicher Ebene, in Westdeutschland dagegen nur bei 71,4 Prozent. Die al­
tersspezifische Erwerbsquote ist 1996 in Sachsen gegenüber 1995 nach
dem leichten Anstieg von 1994 zu 1995 wieder etwas geringer geworden
und liegt bei 76,7 Prozent.

Über den Zusammenhang zwischen der Entwicklung der Erwerbsperso­
nen, den Erwerbstätigen und den Arbeitslosen zwischen 1989 und 1996
informiert Abbildung 1.

Abbildung: Erwerbspersonen, Erwerbstätige und Erwerbslose im Freistaat Sachsen
1989-1997 (in 1000 Personen)
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• Erwerbspersonen Nt- Erwerbstätige

aErwerbslose

Quellen: Statistische Jahrbücher Sachsen. Hrsg.: Statistisches Landesamt des Freistaates Sa­
chen. Kamenz. 1990 z. T. geschätzt; ab 1991 Mikrozensus.
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Die komplizierten wirtschaftlichen Strukturen und die Probleme des
Umstrukturicrungsprozesscs sowie Bevölkerungsentwicklung, Erwerbsnei­
gung und Erwerbsbeteil igung haben die ungünstigen Strukturen des sächsi­
schen Arbeitsmarktes verfestigt und bestimmen sie auf lange Jahre hinaus.
Hinzu kommt, daß Sachsen infolge seines überdurchschnittli chen Gewich­
tes des industriellen Bereiches im Zuge der systemwechselbedingten
Strukturanpassung eine besonders hohe arbeitsmarktpoli tische Hypothek
abzutragen hat.

Im August 1997 hatte Sachsen 381 935 registrierte Arbeitslose. Das ent­
sprach einer Arbeitslosenquote von 18,8 Prozent, bezogen auf die abhängi­
gen zivilen Erwerbspersonen. Die Zahl der registrierten Arbeitslosen
unterzeichnet jedoch das Maß der tatsächlichen Unterbeschäftigung, be­
rücksichtigt man, daß die Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt maßgeblich
durch den Einsatz der arbeitsmarktpolitischen Instrumente bestimmt ist.
Ohne den Instrumenteneinsatz - hier werden auch die Pendler in die alten
Bundesländer mitgezählt - bestand ein Beschäfti gungsdefi zit in einer Grö­
ßenordnung von 580 000. Das entspräche einer »Unterbeschäfti gungsquo­
te« von 28,5 Prozent (das Beschäfti gungsdefi zit ist eine Berechnungsgröße,
die nicht gleichzusetzen ist mit fehlenden Arbeitsplätzen).

Bei den Auswirkungen des Beschäftigungsrückganges auf die Entwick­
lung der Arbeitslosigkeit und sonstiger Unterbeschäftigung wie Arbeits­
beschaffungsmaßnahmen (ABM), Lohnkostenzuschüsse nach $ 249h Ar­
beitsförderungsgesetz, Vollzeitäquivalent bei Kurzarbeit (Kug), Teilnehmer
an Vollzeit-Fortbildungs- und Umschulungsmaßnahmen (FuU), Empfänger
von Altersübergangsgeld usw. muß in zunehmendem Maße die »Stil le Re­
serve« beachtet werden, die in Sachsen zu einer arbeitsmarktpolitisch rele­
vanten Größe angewachsen ist. Stille Reserve ist der Begriff für cine Pcrso­
nengruppe des Arbeitsangebotes, deren quantitativer Umfang sich nicht
exakt berechnen läßt und deshalb als eine Schätzgröße in das Erwerbspo­
tential eingeht. Diese Gruppe umfaßt Personen, die

aktiv Arbeit suchen, ohne das Arbeitsamt dabei, z.B. aus psycholo­
gischen Gründen oder wegen fehlender Leistungsansprüche, einzu­
schalten;

- die Arbeitssuche infolge ungünstiger Arbeitsmarktsituation aufgcgc­
ben haben, aber bei verbesserter Arbeitsmarktlage wieder Arbeits­
plätze nachfragen;

- in kurzfr istigen »Warteschleifen« des Bildungs- und Ausbildungssy­
stems »parken«;
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aus Arbeitsmarktgründen vorzeitig aus dem Erwerbsleben ausge­
schieden sind.

Die Kenntnis einer unsichtbaren oder versteckten Arbeitslosigkeit hat Be­
deutung für die Darstellung eines voll ständigen Arbeitsangebots und für
die Abschätzung der Wirkung von Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarkt­
politik.

Entwicklung der Still en Reserve in Sachsen (Personen)

1991
68900

1992
93 100

1993 1994
188400 137800

1995 1996
154 900 133 100

Unter Berücksichtigung der Prognosen des Instituts für Arbeitsmarkt- und
Berufsforschung der Bundesanstalt für Arbeit sowie unter Zugrundelegung
der Einschätzungen der führenden deutschen Wirtschaftsinstitute zur Ar­
beitsmarktentwicklung bis zum Jahr 2010 und der von Monat zu Monat
korrigierten Wachstumsraten der wirtschaftlichen Entwicklung - auch für
die neuen Bundesländer - muß davon ausgegangen werden, daß sich die
hohe Arbeitslosigkeit und die hohe Unterbeschäftigung auf lange Jahre ver­
festigen werden.

Ein weiteres Merkmal, das die Arbeitsmarktstruktur in Sachsen auf lan­
ge Sicht bestimmen wird, ist dic aus den wirtschaftlichen und strukturellen
Gegebenheiten hervorgehende große regionale Differenzierung. Bedingt
durch diese Gegebenheit und die Konzentration der Landesentwicklung auf
Ball ungsräume, wie Dresden, Leipzig, Chemnitz und Zwickau, verzeichne­
ten die sächsischen Arbeitsämter in der Arbeitslosenquote im August 1997
eine Spannbreite von 15,6 Prozent im Arbeitsamtsbezirk Dresden, bis zu
20,7 Prozent im Arbeitsamtsbezirk Oschatz. Noch gravierender zeigt sich
dieser Unterschied in der Frauenarbeitslosigkeit. Während die frauenspezi­
fische Arbeitslosenquote im Amtsbezirk Dresden bei 17,2 Prozent lag, be­
trug sie im Arbeitsamtsbezirk Riesa 26,6 Prozent.

Die Konjunktur hat in Deutschland wieder leicht angezogen, jedoch be­
urteilen dic Wirtschaftsforschungsinstitute' für 1997/1998 insbesondere die
Arbeitsmarktperspektiven skeptisch und stellen fest, daß die jetzige kon­
junkturelle Erholung die großen Probleme in Deutschland, vor allem die

Siehe Autorengemeinschaft: Die Lage der Weltwirtschaft und der deutschen Wirtschaft
im Frühjahr 1997. In: DIW Berlin. Wochenbericht 17/1997. $. 306.
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Arbeitslosigkeit und die mangelnde wirtschaftl iche Dynamik in den neuen
Bundesländern, nicht lösen wird. Für den Arbeitsmarkt in Ostdeutschland
wird eine Zunahme der Anzahl der Erwerbstätigen im Jahr 1998 ausge­
schlossen.' Nach wie vor ist auch für Sachsen der strukturelle Um- und
Ausbau nicht abgeschlossen, gewinnen konjunkturell e Einfl üssc zuneh­
mend an Wirkung und verläuft die Entwicklung einer hohen Eigendynamik
im verarbeitenden Gewerbe zu langsam. Die unzureichende Wettbewerbs­
fähigkeit zwingt nach wie vor zur Rationalisierung, wobei weitere Entlas­
sungen die Folge sind. Die Bereiche »Bauwesen« und »staatliche Organe«
werden weiterhin ihren Personalbestand reduzieren, und auch im Handel
kann es zu Entlassungen kommen, wenn sich die Binnennachfrage nicht
verbessert. So deutet all es darauf hin, daß die Lage auf dem Arbeitsmarkt
angespannt bleibt.

Beschäftigungsschaffende Maßnahmen auf dem zweiten Arbeitsmarkt
haben nach wie vor eine außerordentli che Bedeutung für die Arbeitsmarkt­
entwicklung in den neuen Bundesländern. Bisher wurde auf diesem Weg
über einen Anteil von 6 Prozent an der Erwerbstätigkeit - mittelbare Effek­
te eingeschlossen - entschieden. Bei dieser Größenordnung haben die bis­
herigen und eventuell en künfti gen Reduzierungen der fi nanziellen Mittel
bei den Maßnahmen der Arbeitsförderung mehr als nur marginalen Einfl uß
auf die Gesamtbeschäfti gung.

Ende August 1997 waren ca. 17 625 Bewerber für eine Berufsausbil­
dung in Sachsen noch nicht vennittclt bei nur ca. 1 700 nicht besetzten Aus­
bildungsstell en. Auf dem Ausbildungsstellenmarkt wird sich 1998 die
Diskrepanz zwischen Angebot und Nachfrage weiter verschärfen. Das An­
gebot an betrieblichen Ausbildungsstell en ist weiterhin rückläufi g. Die
Nachfrage wird aufgrund mindestens gleich hoher Schülerabgangszahlen
sowie eines Anwachsens der Altnachfrage noch weiter steigen.

2 Siche a.a.O. S. 301.
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Sozialwirtschaft als Alternative zur Kapitalwirtschaft

Die Frage nach der konkreten Alternative

Die Diskussion um die ökonomischen und gcsell schaftlichen Kr isen unse­
rer Zeit bewegt sich fast voll ständig in den eindimensionalen Begriffen der
herrschenden Wirtschaftsweise. Diese suggerieren, daß den Problemen nur
durch eine Modernisierung der Kapitalwirtschaft abgeholfen werden kann.
Dem Notgeschrei und der Propaganda der Modernisierung weiß auch die
Opposition nichts Überschreitendes entgegenzusetzen. Gewerkschaftl iche,
sozialdemokratische oder auch ökologische Korrekturvorschläge können
nicht darüber hinwegtäuschen, daß man keine wirkliche Alternative kennt.

So lähmt ein tiefgreifender Mangel an konkreter Utopie die gesell­
schaft lichen Bewegungskräfte. Die Kapitalwirtschaft hat sich global durch­
gesetzt, das Terrain planwirtschaftl icher Experimente wurde gründlich
geräumt. Die kritische Gesellschaftstheorie verweist zwar noch auf Defi zi­
te und Risiken der gesell schaftlichen Entwicklung, aber nicht auf konkrete
Alternativen. Dabei werden kaum mehr ökonomische Basisfragen aufge­
worfen. Die marxistische Kri tik der politischen Ökonomie schli eßli ch ist in
einer negativen Krisen- und Weltmarkttheorie erstarrt.

Der Ausbruch aus dem eindimensionalen Denken, die Überschreitung
der utopiclosen Negationen verlangt außerordentliche theoretische Anstren­
gungen. Die entscheidende Frage lautet: Gibt es die reale Tendenz und
Möglichkeit einer neuen Wirtschaftsweise und gesellschaftl ichen Selbstor­
ganisation und wie kann diese konkrete Alternative theoretisch gefaßt wer­
den? In dieser Arbeitsperspektive entstand die hier vorgestell te Theorie der
Sozialwirtschaft.

Konstruktionsfehler der Kapitalwirtschaft

Die Kr ise der kapitalistischen Industriezivil isation beruht nicht auf irruna­
ncntcn Modernisierungsrückständen und ist nicht durch irgendwelche äu­
ßeren Bedingungen verursacht. Die Schwierigkeiten verweisen vielmehr
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auf cin systemimmanentes Unvermögen der Kapitalwirtschaft, auf der Pro­
duktivitätsstufe automatischer Systeme mit ihrem warenwirtschaft lichen
Overflow verwertungsökonomisch fert ig zu werden und die gesellschaftl i­
che Gesamtt ätigkeit sinnvoll zu organisieren.

Dieser Mangel äußert sich in widersprüchlichen Phänomenen: Wir se­
hen einerseits einen sich überschlagenden Konsumismus und cinc unge­
heure Verschwendung in Subventions- und Investitionsabenteuern wie
schnellen Brütern und Magnetschwebebahnen, während zugleich massen­
haft Produktionskapazitäten sowie Arbeitsvermögen brachliegen und sich
soziale Mißstände häufen.

Bci unvoreingenommener Betrachtung ist klar, daß das warcnproduzie­
rende System innerhalb der Zwingfesseln seiner Reproduktionskreise, der
Domäne seiner spezifischen ökonomischen Rationalität, überhaupt nie
mehr eine ausreichende Beschäftigung bieten kann: Kapitalwirtschaftliches
Wachstum auf dem Produktivitätsniveau automatischer Systeme bedeutet
nicht mehr Beschäftigung, sondern tendenziell noch weniger Arbeitsmög­
lichkciten.

Dabei verlangt das warenproduzierende System, um den Problemdruck
zu mildem, auch alle notwendigen und nützlichen Tätigkeiten außerhalb
seiner eigentlichen Domäne auf ein niedrigstmögliches Nivcau zu reduzie­
ren. Solche Tätigkeiten, die der gesellschaftliche Lebensprozeß und im
Grunde auch die Wirtschaft selbst zunehmend als Basis- und Rahmenlci­
stung benötigt, fasse ich zur Unterscheidung von der industriewirtschaft li­
chen Warenproduktion unter dem Begriff »sozialwirtschaftliche Dienste«
zusammen. Dieser andere Teil der gesellschaftl ichen Gesamtarbeit schließt
beispielsweise Tätigkeiten der Erziehung und Bildung ein, die allgcmcin­
gesellschaftlichen Verwaltungsangelegenheiten, die Reproduktion der In­
frastrukturen aller Bereiche des modernen Stadt- und Alltagslebens und
nicht zuletzt immense sozialproduktive Funktionen in den Bereichen So­
ziales, Gesundheit und Umwelt.

Hinter verwirrenden Phänomenen kann der entscheidende Konstrukti­
onsfehler der Kapitalwirtschaft erahnt werden: Sic ist durch ihr borniertes
ökonomisches Kalkül gezwungen, materiellen Reichtum auf die Bahnenei­
nes warenwirtschaft lichen Produktivismus und Konsumismus, einer selbst­
zweckhaften akkumulativen Investition sowie auf das Spielfeld eines
globalen Monopoly zu lenken. Zugleich ist sie aber nicht fähig, die tatsäch­
ich überreichlich verfügbaren ökonomischen Potentiale zur Unterhaltung
von gesellschaft lich nützlichen Tätigkeiten jedweder Art einzusetzen, um
auf diese Weise Beschäftigung, Wohlfahrt und Okologic zu fördern, inhu-
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mane Arbeitsformen abzubauen und letztlich überhaupt die Arbeitszeit für
alle zu reduzieren.

Statt dessen werden entsprechende Tätigkeiten als Kultur- und Sozial­
ballast definiert , auf das Notwendigste reduziert oder überhaupt nur als un­
bezahlter Gemeinschaftsdienst zugelassen. Die ihnen als notwendiger
Bestandteil im System der gesellschaftl ichen Arbeit innewohnende wert­
schöpfende Kraft wird in der übermächtigen Systemperspektive aberkannt,
so als ob eine horrende Warenproduktion die einzig wahre Produktion
darstellte, der gegenüber sozialwirtschaft liche Tätigkeit nur als negativer
Sozialkostenfaktor in Betracht kommen könnte - ein wissenschaftl icher
Dogmatismus und eine verbreitete Ideologie, die als historischer Irrtum der
mittt claltcrlichen Kirchenlehre in nichts nachstehen.

Angesichts des destruktiven Produktivismus und der verschleierten ar­
beitsökonomischen Repression der Kapitalwirtschaft stellt sich dic cigentli­
che Frage unserer Zeit: Kann es eine Ökonomik jenseits der waren- und
kapitalwirtschaftlichen Monokultur geben, welche die Emanzipation jener
anderen Arten der Tätigkeit fördert, die gesellschaftliche Gesamtt ätigkeit
sinnvoll organisiert und letztlich eine befriedigende gesellschaft liche Gü­
ter- und Lebensproduktion ohne Krämpfe und Krisen gewährleistet?

Die Antwort auf diese Frage wird auf dem Wege einer szenischen
Praxisformanalyse gesucht, die an den ursprünglichen Marxschen For­
schungsansatz anknüpft, ihn aber im Sinne einer Transformationsanalysc
überschreitet. Mit diesem Ansatz wird die klassische Kritik der politischen
Ökonomie, die in einer negativen Krisen- und Revolutionstheorie kulmi­
nierte und zugleich erstarrte, definitiv überschritt en und in die konkret-uto­
pische Dimension erweitert .

Praxisform und ökonomisches Kalkül der Kapitalwirtschaft

Ich skizziere nur kurz einige wesentliche Aspekte des Marxschen For­
schungsansatzes: Marx modellierte einen gesamtgesellschaftlichen Prozeß
der industriellen Warenproduktion mit zwei Abteilungen, der Abteilung für
Produktionsmitt el und der Abteilung für Konsumtionsmitt el. In diesem
Kontext erscheinen dic hier so genannten sozialwirtschaftlichen Dienste
nurmehr als kapitalwirtschaftlich unproduktive und damit kapitaltheoretisch
unbcachtlichc Randtätigkeiten. Indem Marx die wesentlichen Erscheinun­
gen seines Szenarios fixierte, konnte er die Schlußfolgerungen seiner Kapi­
taltheorie ziehen.
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Demnach beruht die kapitalistische Wirtschaftsweise auf cinem spezifi­
schen Arrangement der Rcproduktionsclcrnente, dessen Gesamtform als ob­
jektivc Sinnimplikation ein bestimmtes ökonomisches Kalkül enthält. Was
wir ökonomische Rationalität nennen, was sich in den Weisen der wirt­
schaftl ichen Rechnungslegung niederschlägt, ist der bewußte Ausdruck die­
ses Kalküls.

Das sich nahezu ungreifbar und unbcgriffen von innen her geltend ma­
chende Verwertungskalkül spannt die Kapitalwirte in einen letztlich unver­
standenen ökonomischen Prozeß ein und zwingt den arbeitenden Menschen
eine nie enden wollende Sisyphusarbeit im Rahmen eines überwältigenden
Wachstumsprogramms auf: Das kapitalwirtschaft lichc Betriebssystem pro­
grammniert die ökonomische Tätigkeit der Gesellschaft zwanghaft und
schrankenlos auf eine einseitig warenwirtschaft liche Akkumulation und Ex­
pansion, mit welchen ökonomischen und gesellschaft lichen Konsequenzen
auch immer. Im organischen Leben stellt die auf enthemmtes Wachstum
programmierte Krebszelle eine ähnliche, ebensowohl produktivistische wie
schleichend destruktive Erscheinung dar.

Die zwingende Wirkmacht des Krebskalküls liegt der kapitalwirtschaft ­
lichcn Wachstums- und Zivilisationsbewcgung der zurückliegenden Ge­
schichte zugrunde. Dabei verschiebt sich aber infolge der einprogrammier­
ten Zielfunktion ständig die Proportion zwischen der angewandten
lebendigen und in konstantem Kapital geronnenen Arbeit bis hin zu dem
Umschlagspunkt, an dem weitere Investitionen nicht mehr, sondern tenden­
ziell noch weniger Arbeit erfordern.

An diesem inzwischen überschritt enen historischen Krisenpunkt er­
wächst eine zunehmende, schlechthin für das System überflüssige Bevölke­
rung. Die Kapitalwirtschaft lähmt so Millionen gesellschaftliche Glieder
und ist doch zugleich zu immer neuen Produktionssteigerungen sowie zur
Erfindung immer neuer Methoden der Vernichtung ökonomischer Substanz
gezwungen, um in der Gesamtbilanz wenigstens noch eine marginale Ver­
wertungsrate ausweisen zu können. Diese produktive Destruktion reicht
von der Wegwerfproduktion bei Haushaltsartikeln bis zur überflüssigen
Hochrüstung durch Waffensysteme und Weltraumstationen, deren Telesko­
pe sich auf die irdischen Debakel cines kapitalökonomischen Wachstums­
wahns und auf das darunter begrabene menschliche Elend richten.

So steuert die Kapitalwirtschaft die gesellschaftlich-geschichtliche Ent­
wicklung schließlich in ein ökonomisches, ökologisches und soziales
Desaster, das wir hautnah erleben, in relative Uberproduktion, Massenar-
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beitslosigkeit, Staatsverschuldung, Umweltzerstörung, Verwertungskrisen
und Wirtschaft skriege.

Genesis und neues Wertgesetz der Sozialwirtschaft

Ist nun aber überhaupt noch eine andere Wirtschaft sweise denkbar und real
möglich? Die gesuchte konkrete Alternative setzt auf dem erreichten
Niveau der materiellen Produktivkräft e auf: Es gibt die industrielle Waren­
produktion, die durch eine Symbiose aus Maschinerie und Informatik, Wis­
senschaft und Management ein höchstes Produktivitätsniveau aufweist. Auf
diesem Niveau erfordert eine gesteigerte Produktion eher weniger, aber
nicht mehr Arbeitseinsatz. So ist nur noch ein Teil des gesellschaftlichen
Arbeitsvermögens im Regiebereich der industriewirtschaftl ichen Warenpro­
duktion beschäftigt.

Zugleich betätigt sich ein wachsender Teil des gesellschaft lichen Ar­
bcitsvermögens in sozialwirtschaftl ichcn Bereichen. Dazu gehören Auf­
gaben der Erziehung, Bildung und Ausbildung, der öffentlichen Vcrwal­
tung und Rechtspflege, die Aufrechterhaltung der Infrastrukturen des
wirtschaftl ichen und alltäglichen Lebens, z.B. Energieversorgung, Städte­
bau, Verkehrswesen und Kommunikationsmedien, auch die Kulturpflege,
die Organisation der Wohlfahrt , das Gesundheitswesen und die Altenpfle­
ge. Auch Wissenschaft , Forschung und Entwicklung in gesellschaftl ichem
Auftrag sind hinzuzurechnen. Selbst landwirtschaftliche oder industrielle
Produktionen können als Bestandteil einer sozialwirtschaftl ichen Ökono­
mik betr ieben werden, beispielsweise zur Sicherung einer Grundprodukti­
on oder Entwicklung einer Schliisscltechnologie.

Was hier das Sozialwirtschaft liche genannt wird, ist zwar ursprünglich
verankert in Naturalfonncn: Das Produkt der Erzichungs-, Bildungs- oder
Gesundheitsarbeit ist das erzogene, gebildete oder gesunde gesellschaftli­
che Individuum. Dabei handelt es sich von vornherein nicht um eine akku­
mulationsfähigc Ware. Es kommt aber entscheidend darauf an, das Sozial­
wirtschaftliche als eine spezifische historische Formbestimmtheit des
Ökonomischen zu begreifen.

Die Genesis der Sozialwirtschaft liegt in der Tendenz zum Anwachsen
und zur Ausformung von entsprechenden Bereichen der Produktion und
Leistung jenseits der industriel Jen Warenproduktion samt darauf bezogener
Dienstleistungen, die sich diesem Sektor in anderer Weise anlagern, als sein
Gegenpol konstituieren und schließlich damit in systemisch notwendige
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Wechselbeziehungen treten. Ein Gedankenexperiment kann den entschei­
denden Punkt verdeutlichen.

Stellen wir uns eine Gesellschaft vor, die sogar nur noch 10 Prozent des
Arbeitsvermögens in der industricwirtschaftlichcn Warenproduktion benö­
tigt, während 90 Prozent im Bereich sozialwirtschaftl icher Dienste be­
schäftigt sein sollen. Die 10 Prozent arbeiten mit einem automatischen
Produktionsaggregat, das seinen eigenen Verschleiß ersetzt und insofern
aus der weiteren wcrtökonomischen Betrachtung ausgeblendet werden
kann. Diese Abteilung erzeugt darüber hinaus in zwei Port ionen die für die
Beschäfti gten beider Bereiche notwendigen Konsumwaren. Zwecks Rcduk­
tion auf den Problemkern soll in dieser szenisch-analytischen Versuchsan­
ordnung zunächst angenommen werden, für die sozialwirtschaftlichen
Tätigkeiten in der zweiten Abteilung würden keine besonderen Produkti­
onsmittel benötigt. So sollen also die dort igen 90 Prozent der Arbeitenden
beliebige, für gesellschaftl ich notwendig und nützlich geltende Dienste ver­
richten.

Für dieses Arrangement stellt sich nun die wissenschaftl iche Rätselfra­
ge: Wie können beide Abteilungen in eine dauerhafte gesellschaftliche
Reproduktionsbezichung eintreten, d. h. ihre Leistungen korrekt zu Arbeits­
werten tauschen bzw. verrechnen, aus ihren Einkommen den Lebensunter­
halt bestreiten und ohne Defizite bilanzieren, wenn doch auf der einen Seite
eine permanent erzeugte Wertmasse von 10 und auf der anderen Seite eine
Wertmasse von 90 steht?

Das mit dieser Versuchsanordnung gestellte Problem ist mit keinem her­
kömmlichen wirtschaftswissenschaftlichen Ansatz lösbar. Die Szenerie
drückt das auch real zunächst unlösbare Dilemma aus, in das die kapital­
wirtschaft liche Entwicklung tendenziell führt : Innere Umschichtungen im
Reproduktionsgcfüge zeigen in die angenommene Richtung und führen zu
einem in seinem wahren Grund zunächst verborgenen gesamtw irtschaftli­
chen Ungleichgewicht. In diesem Ungleichgewicht prallen Prozeßautoma­
tisicrung und Überproduktion auf der einen Seite mit Massenarbeitslosig­
keit und sozialer Mangelwirtschaft zusammen. Ocr Staat versucht die
zunehmenden Lücken in der ökonomischen Gesamtbilanz durch immer hö­
here Verschuldung zu überbrücken. Das potentielle sozialwirtschaftli che
Arbeitsvermögen oder die potentielle gesellschaft lich freie Zeit erscheinen
in der Form der Millionenarbeitslosigkeit. Gibt es aber eine andere Auflö­
sung der vorhandenen realen Antinomien?

Die Lösung des Problems beginnt mit der zunächst befremdlichen An­
nahme, daß das Arbeitswertprodukt in der Sphäre der Warenwirtschaft
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nicht 10, sondern aus einem verborgenen Grund 100 beträgt. Die fehlende
Wertgröße kommt zum Vorschein, wenn dieser Wirtschaftsabteilung von
einer dazu befugten gesamtgesellschaftl ichen Vertretungskörperschaft eine
Abgabe auferlegt wird, nennen wir sie cine Sozialwertsteuer. Den Maßstab
für die Höhe dieser Abgabe soll die gleichzeitig im Bereich der sozialwirt­
schaftl ichen Dienste verausgabte Arbeit liefern: In diesem fall 90. Mit der
in dieser Größe erhobenen Warenwertabgabe können dann, vermittelt durch
entsprechende gesellschaft liche Organe, über deren Finanzhaushalte und
Wirtschaftspläne, die Tätigkeiten im Reproduktionssektor der sozialwirt­
schaft lichen Dienste voll finanziert werden. Das Einkommen der dort Täti­
gen entspricht bei der angenommenen gesellschaftlichen Gesamtkalkulati­
on der von ihnen verausgabten, wertsetzenden Arbeit. Sie können mit
diesem Einkommen ihren Unterhalt voll bestreiten und tun dies, indem sie
Konsumwaren kaufen. Gleichzeitig fließt damit aber jene Wertmasse in
Geldform an die industrielle Warenwirtschaft zurück, die diese für ihre zu­
nächst widerwillig entrichtete Sozialwertsteuer benötigte. Die erste Abtei­
lung wird so durch die Höhe der Abgaben an sich nicht beeinträchtigt: Der
gesellschaftl ich notwendige Werttransfer erscheint ihr praktisch wie ein
durchlaufender Posten. Allen Gesellschaftsmitgliedern könnte aber die An­
eignung sozialwirtschaftlichcr Leistungen, wie heute der Schulbesuch oder
die Autobahnbenutzung, im Prinzip umsonst beziehungsweise gegen eine
Schutz- und Sozialgebühr gewährt werden.

Die der skizzierten Praxisfonnierung zugrunde liegende ökonomische
Gesetzmäßigkeit kann als »Wertgesetz der sozialwirtschaft lichen Repro­
duktion« formuliert werden: In der neuen Wirtschaftsweise tritt der im Be­
reich sozialwirtschaft licher Dienste durch die Verausgabung von Arbeit er­
zeugte Wert - durch einen hinter dem Rücken der Produzenten versteckten
Prozeß - primär im warenwirtschaftlichen Bereich zutage. Er bildet dort
zunächst eine verborgene, latente Größe, die den dort hergestellten Waren
gleichsam unsichtbar anklebt. Diese muß durch eine gesellschaftliche Ver­
anschlagung zur Erscheinung gebracht werden. Die in der Warenprodukti­
on zu erhebende Sozialwertsteuer erhöht erst den sichtbaren Kostpreis der
warenwirtschaftlichen Produktion auf das Niveau ihres eigentlichen, in die­
ser ökonomischen Gesamtprozeßordnung mit innerer Notwendigkeit gel­
tenden gesellschaftlichen Werts. Mit der Umwandlung des entsprechenden
Anteils davon in Einkommen der sozialwirtschaftlichen Dicnstc kommt die­
se Reproduktionsordnung zu gesicherter Beschäftigung und ungebroche­
ner, zwangloser Entwicklungsfähigkeit, ohne daß in der gesellschaftlichen
Wertbilanz systcmbcdingtc Ungleichgewichte und Brüche auftreten.
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Wie vordem die ständige Akkumulation ist jetzt das Anwachsen des
Wert transfers und gesamtgesellschaftlicher wirtschaftlicher Funktionen ein
Tendenzgesetz der späten Kapitalwirtschaft oder beginnenden Sozialwirt­
schaft . Es findet seinen Ausdruck bereits heute in der wachsenden Rolle,
die der moderne Staat als Steuer-, Haushalts- und Finanzinstitut spielt.

Der heraufkommende neue Reproduktionstyp erfordert zwingend die
Dazwischenkunft einer gesamtgesellschaftlichen Erhebungs- und Vermitt ­
lungsinstanz: Ein direkter Warenaustausch zwischen den beiden Reproduk­
tionsabtcilungen wäre letztlich wegen der völligen Disproport ionalität von
Angebot und Nachfrage unmöglich. Abgesehen davon sind die Resultate
der sozia!wirtschaftlichcn Dienste ihrem Wesen nach von vornherein keine
Waren, so daß es schwerlich praktikabel wäre, sie als solche zu behandeln.
Beispielsweise ist es unmöglich, die Dienstleistung der kommunalen
Selbstverwaltung als marktfähige Ware zu behandeln. Es bleibt genauso
sach- und sinnwidrig, Hochschulen oder Pflegeheime in der Form von Ak­
tiengesellschaften zu betreiben. So ist es sozialwirtschaftlich geboten,
Vertretungs-, Gcbiets- und Vollzugsorgane der Wirtschaftsgesellschaft auf
allen Ebenen und in allen Bereichen aufzubauen, damit diese den geschöpf­
ten Sozialwert möglichst sinnvoll zur Finanzierung sozialwirtschaftlichcr
Dienste zurückvermitteln. Deren Organisationsform kann dabei ein ganzes
Spektrum umfassen, das sich von einer öffentlichen Wirtschaftsverwaltung
über gemeinwirtschaft liche Unternehmungen bis hin zu Genossenschaft en,
Zweckverbänden, Vereinen und Stiftungen erstreckt.

In der skizzierten Wirtschaftsform drückt ökonomischer Wert , seinem
objektiven Sinn nach und ohne die alte kapitalwirtschaft liche Verklausulie­
rung, gesellschaft liche Arbeitszeit aus. Das neue Arrangement der Repro­
duktionskrcisc setzt zugleich ein neues ökonomisches Kalkül jenseits des
kapitalwirtschaft lichen Raub- und Krebskalküls in Kraft. Die der neuen
Wirtschaftsweise einprogrammierte Zielfunktion liegt nämlich nicht mehr
in einer Erhaltung und Akkumulation von »toten« Kapitalwerten. Sie liegt
in der Expansion »lebendiger« sozialwirtschaftlicher Dienste und gleich­
zeitig möglichen allgemeinen Verminderung der gesellschaftlich notwendi­
gen Arbeitszeit . Letztlich kann sich im neuen Arrangement an die Stelle
des unsichtbar treibenden Mehrwert-Kalküls der Kapitalwirtschaft ein Er­
sparnis-Kalkül setzen, das seinen subjektiven Ausdruck in einer entspre­
chenden rationellen Wirtschaftsrechnung und Dispositionsweise findet.

In der einfachen äußeren Anschauung stellt sich der neue Ökonomietyp
schließlich als ein Mischtyp dar: Die weiter durch Marktmechanismen mit­
vermittelte industrielle Warenproduktion ist in einen Mantel sozialwirt-
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schaft licher Dienste eingehüllt, während der notwendige Wertt ransfer zwi­
schen beiden Bereichen, insbesondere die Wertzuweisungen für die einzel­
nen Bereiche der gesellschaftlich angeforderten sozialwirtschaftlichen
Dienste, von entsprechenden Organen besorgt wird.

Sozialwirtschaft: Eine Reali tät in Latenz

Die Sozialwirtschaft , deren Konstitutionsprinzip zunächst nur auf der ab­
straktesten Stufe, in einem Gedankenexperiment und auf den ersten Blick
vielleicht so unscheinbar wie Edisons Glühfaden aufleuchtete, ist nicht als
eine bloße Forderung an die Zukunft zu verstehen. Die Theorie liefert viel­
mehr den Ariadnefaden in dem Labyrinth moderner ökonomischer Phäno­
mene. Unter der Decke stellt die Sozialwirtschaft eine bereits vorhandene,
wirkmächtige »Realität in Latenz« dar. Kapitalwirtschaft und Sozialwirt­
schaft sind heute zwei gleichzeitig in Vollzug gesetzte Praxisperspektiven,
von denen allerdings die eine noch dominiert und das Sagen über die ande­
re hat.

Sozialwirtschaftl iche Dienste und ein sozialwirtschaft licher Wert trans­
fer existieren bereits: Wenn die offizielle Staats- und Sozialquote bei uns
etwa mit 35 Prozent angegeben wird, so ist der implizite oder potentielle
sozialwirtschaftliche Anteil mit Sicherheit höher anzusetzen. Entsprechend
macht sich das sozialwirtschaftliche Wertgesetz bereits geltend: Die wach­
sende Staatsschuld ist ein kapitalwirtschaftlicher Ausgleichsversuch gegen
die dadurch ausgelöste Transformationstendenz.

Die zumeist sich erhebende Frage: - Wer soll die sozialwirtschaftlichen
Dienste in Zukunft finanzieren?- ist also durch die Theorie der Sozialwirt­
schaft bereits beantwortet. Die im Bereich der Warenwirtschaft zu erheben­
de Transferquote entspricht einer wirklich vorhandenen Wertgröße, die auf
Grundlage der kapitalwirtschaft lichen Wert- und Wirtschaftsrechnung nicht
oder falsch gemessen wird. Die Sozialwertsteuer fließt dem industriewirt­
schaftlichen Bereich über die Nachfrage der sozialwirtschaftlichen Dienste
wieder zu.

Wenn der gesamtökonomische Kreislauf so organisiert wird, kann sich
praktisch die Eingangsthese bestätigen, daß wir im Grunde nicht an
ökonomischen Mangelzuständen leiden Wir leiden unter der historisch
überlebten, zunehmend dysfunktionalcn Reproduktionsanordnung der Ka­
pitalwirtschaft und unter deren Krebskalkül. Der Ausweg liegt in einem
sozialwirtschaftlichen Umbau der gesellschaftl ichen Reproduktionskreise.
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Dieser Umbau muß steuer-, haushalts- und finanzpolitisch untennauert wer­
den und Hand in Hand gehen mit einer entsprechenden Restrnkturierung
und Implementierung von ökonomisch handlungsfähigen gesellschaftlichen
Organen von der betrieblichen und kommunalen bis zur gesamtgesell schaft­
lichen Ebene.

Perspektiven der sozialwirtschaftlichen Transformation

Die skizzierte, heute mögli ch erscheinende ökonomisch-gesellschaftli che
Transformation stellt letztl ich die einzige realistische Gegenbewegung ge­
gen die kapitalwirtschaft li che Globali sierung dar. Diese ist weder cine na­
turgeschichtliche Tendenz noch eine Pioniertat der Zivilisierung, sondern
Resultat einer ökonomischen Zwangshandlung, fundiert im Krebskalkül der
kapitalwirtschaftl ichen Produktionsweise. Dieser Charakter prägt die welt­
wirtschaftl iche Entwicklung und die Weltmarktbeziehungen von heute.

Die Globalisierung, d. h. die Verwandlung der einzelnen Gesell schafts­
verbände in Werkbänke und Marktsegmente für internationale kapitalwirt­
schaftliche Abenteuer, ist aber ein historisch im Grunde bereits überholtes
Unternehmen: Die Entwicklung der Warenproduktivität versetzt immer
mehr Gesellschaften in die Lage, ihren entsprechenden materiell en Grund­
bedarf selbst zu decken. Ihnen ist damit Spielraum für eine mögliche
sozialwirtschaftliche Transformation gegeben: Die kapitalwirtschaftliche
Explosion der Produktivkräfte wird konterkariert durch einen sich nach in­
nen richtenden Entwicklungsschub, der bis auf die untersten Ebenen einen
Zuwachs produktiver Kräfte erzeugt. Diese Implosion der Produktivkräfte
untcnniniert zunehmend die Zentrali sationen, die Globalisierung, den Su­
pranationalismus und leitet eine Übergangsepoche ein.

Letzten Endes werden vielfache Ansätze und Möglichkeiten einer ver­
nünftigen wirtschaftsgesellschaft lichen Selbstorganisation zutage treten, die
in einem schreienden Widerspruch zu den Absurditäten und Destruktions­
akten des sogenannten freien Welthandels und der auf dieser Basis global
agierenden Kapitalwirtschaft stehen. Diese Entwicklung kommt der gefor­
derten Politik einer sozialwirtschaftl ichen Transfonnation entgegen. Die
unmittelbare Forderung nach Emanzipation der sozialwirtschaftlichen
Dienste mündet so letztlich in eine Politik der inneren sozialwirtschaft li­
chen Transformation und gleichzeitigen wirtsehaftsgesellschaft licben Kon­
solidierung nach außen.
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Wer im Gegensatz zu dieser Kursbestimmung weiter auf eine vermeint­
liche Regenerations- und Modernisierungsfähigkeit der Kapitalwirtschaft
setzt, wer darauf setzt, daß nur mehr sogenanntes »Wachstum« zur Schaf­
fung von neuen Arbeitsplätzen führt, daß »die Wirtschaft vom Export lcbt«,
wird sich übennorgen vor einem Mill ionenheer von Arbeitslosen als Sozi­
albankrotteur wiederfi nden, und zwar mit höchster Wahrscheinlichkeit in
einer von der Krebsökonomie und ihren monströsen Ausgeburten gründlich
dehumanisierten und dcfonnicrten Welt.

So stehen wir also am Beginn einer langwährenden Auseinanderset­
zung über zwei mögliche Entwicklungspfade der Zivilisation. In dieser ge­
schichtlichen Situation gibt es aber ohne ein konkreteres Bewußtsein über
die real mögli che Alternative weder die Freiheit der Entscheidung noch ist
überhaupt eine bessere Zukunft zu gewinnen.
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Hans Thalmann als Arbeits- und Sozialwissenschaftler
- wesentli che Inhalte seiner Arbeit.

Hans Thalmann lernte ich bereits 1950 als Hörer seiner Vorlesungen zur
Arbeits- und Sozialpolitik an der Leipziger Universität kennen. Er galt
schon damals als führender Sozialpolitiker und Arbeitswissenschaftler in
Ostdeutschland. Seit I95 l konnte ich als sein jüngster Assistent eng mit
ihm zusammenarbeiten. Dabei habe ich seine menschlichen Eigenschaften,
seine Kollegialität und Hilfsbereitschaft , aber auch seine Ausstrahlung als
Wissenschaftlerpersönlichkeit schätzen gelernt. Sein Verhältnis zu Mitar­
beitern und Studenten war aufgeschlossen und kameradschaftlich, jedoch
keineswegs kumpelhaft. Thalmann stellte hohe Anforderungen an sich
selbst und seine Mitarbeiter und forderte somit die rasche Entwicklung des
wissenschaftlichen Nachwuchses. Durch ihn habe ich gelernt, was solide
wissenschaftliche Arbeit in Lehre und Forschung bedeutet. Er war mir Vor­
bild und väterlicher Freund zugleich. Für die Jahre der fruchtbaren Zusam­
menarbeit bin ich ihm noch heute dankbar.

Thalmann befaßte sich in seiner Studienzeit und später in Lehre und
Forschung mit einem breiten Spektrum ökonomischer und sozialer Fragen.
Im Zentrum standen die menschliche Arbeit, die grundlegenden Aspekte
der »sozialen Frage«. Für ihn waren das in erster Linie die Arbeits- und
Lebensbedingungen der arbeitenden Menschen, die soziale Sicherheit, die
Reproduktion und Entwicklung des Arbeitsvermögens, die Arbeitsleistung
und Arbeitsproduktivität in ihren Beziehungen zur wirtschaftl ichen Ent­
wicklung. Diese Fragen betrafen vor allem die Aufgaben und wissenschaft­
lichen Grundlagen der Sozialpolitik und im besonderen der Arbeitspolitik,
der Tarifvertrags- und Lohnpolitik. Zwischen diesen Aufgabenbereichen
gab es in der praktischen Ausrichtung wie auch im wissenschaftlichen Gc­
genstand weitgehende Überdeckungen und Überschneidungen. Dabei kam
Thalmann auch nicht am Kernproblem »Produktivität der Arbeit« und dem
Zusammenhang von wirtschaft licher und sozialer Entwicklung, von Wirt­
schafts- und Sozialpolitik in ihren wechselseitigen Bezügen vorbei.
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Selbstredend waren die Ausgangspunkte, Stoßrichtungen und cinzu­
schlagenden Wege in der »freien Verkehrswirtschaft« in den dreißiger Jah­
ren und später in der BRD in der »freien Marktwirtschaft« bzw. »sozialen
Marktwirtschaft« andere als unter der sich in den fünfziger Jahren in der
DDR herausbildenden »sozialistischen Wirtschaft«. So wandelten sich
zwangsläufig mit den gesellschaftlichen Verhältnissen auch die Herange­
henswcise und die wissenschaftl ichen und praktischen Aufgabenstellungen
der Lohn- und Sozialpolitik, wie der Arbeits- und Wirtschaft spolitik.

Zunächst widmete sich Thalmann Grundfragen der Sozialpoli tik. Erst­
malig finden wir eine umfassende Darstellung von Thalmanns Position zu
Wesen und Rolle der Sozialpolitik in seiner 1932 abgeschlossenen Disser­
tation zum Thema »Der Meinungsstreit um die wirtschaftlichen Wirkungen
der Sozialpolitik«. In der Einleitung zu dieser Arbeit geht Thalmann davon
aus, daß nach der Währungsstabilisierung in den zwanziger Jahren die so­
zialpolitischen Erörterungen von zwei Erscheinungen beherrscht wurden -
von der Steigerung der Sozialaufwendungen und von der erhöhten Krisen­
anfälligkeit der Wirtschaft -, die in der Weltwirtschaftskrise gipfelten. Die
Auseinandersetzungen über die Tragbarkeit der »sozialen Lasten« und über
die »Grenzen der Sozialpolitik« mündeten in den sogenannten »Sozialla­
stenstreit«, der seitens der gegensätzlichen Lager von Unternehmern und
abhängig Beschäfti gten sowie von verschiedensten theoretischen Positio­
nen der Wissenschaft her sehr kontrovers geführt wurde (konservative,
liberale, gewerkschaftliche Positionen). Thalmann verstand unter Sozialpo­
litik als praktische Aufgabe »[...] diejenigen Maßnahmen des Staates, [ ... ]
die im Interesse der dauerhaft en Gesunderhaltung des Volksganzen auf eine
nachhaltige Besserung der wirtschaftl ichen Lebensverhältnisse der arbei­
tenden Bevölkernng abzielen«.' Dabei ging er davon aus, daß - im Gegen­
satz zu neoliberalen Auffassungen - der freie Wett bewerb, der Konkurrenz­
mechanismus, das »freie Spiel der Kräfte« auf dem Markte allein weder
wirtschaft lichen Aufschwung noch ökonomisches und soziales Gleichgc­
wicht, d. h. wirtschaftlich-soziale Absicherung für breite Schichten der er­
werbstätigen Bevölkerung und erst recht nicht für die Alten, Arbeitsunfähi­
gen und Arbeitslosen gewährleisten können. Dabei war Thalmann kein
Illusionist, der unrealen Forderungen und Konzepten das Wort redete. Er
war stets darauf bedacht, die Sozialpolitik auf wissenschaftliche Grundla-

HANS THALMANN: Der Meinungsstreit um die wirtschaft lichen Wirkungen der Sozialpoli­
tik. Diss. Leipzig 1947. S. 3 u. 1-8.
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gen zu stell en und auf wissenschaftliche Weise zu betreiben. Nur so seien
rationell e Lösungen zu fi nden. »Sozialpolitik als Wissenschaft betreiben
heißt, die sozialpolitischen Maßnahmen darstell en und systematisch ord­
nen, ihre Tauglichkeit zur Verwirklichung der gesetzten Ziele überprüfen
und ihre Wirkungen auf die Wirtschaft und auf den inneren Zusammen­
hang des Volksganzen aufzeigen«. Die Sozialpolitik müsse dazu wissen­
schaftliche Erkenntnisse der Arbeitswissenschaften, der Statistik, der
Volkswirtschaft und der Betriebswirtschaft nutzen.

Thalmann untersuchte dazu die Beziehungen zwischen Sozialpolitik
und Arbeitsleistung und die Veränderungen der Stell ung und Rolle des
»menschlichen Arbeitsfaktors« im modernen Produktionsprozeß, dic kon­
junkturpolitische Bedeutung der Sozialpolitik, gestützt auf die Kaufkraft ­
lehre und diverse Konjunkturtheorien, sowie die Wirkungen einer lohnpoli­
tisch fundierten Sozialpolitik auf den konjunkturell en Ablauf. Obwohl
diese Fragestell ungen aus der Situation Anfang der dreißiger Jahre gestell t
und gemäß den damaligen volkswirtschaftl ichen und weltwirtschaftl ichen
Rahmenbedingungen behandelt wurden, spiegeln sich dennoch in den Er­
örtcrungen auch grundsätzliche Positionen wider, die heute, unter den Be­
dingungen einer weltweiten wirtschaftl ichen Globalisierung und der Vor­
herrschaft neoliberaler Konzepte, erneut hinterfragt werden müssen. Die
grundlegenden Auffassungen Thalmanns könnte man etwa wie folgt zu­
sammenfassen.

Erstens. Die Sozialpolitik steht vor all em im Dienste der arbeitenden
Menschen und der nicht mehr Arbeitsfähigen. Sie hat ihnen gegenüber eine
soziale »Schutzfunktion«. Sie dient der Sicherung der wirtschaft l ichen
Lebensverhältnisse, der sozialen Sicherheit, gerade angesichts der »wirt­
schaftl ichen Wechsellagen« (Kr ise, Aufschwung, Stockung). Sie hat die
Reproduktion des Arbeitsvermögens und die dauerhafte Sicherung der Lei­
stungsfähigkeit und Leistungswill igkeit der arbeitenden Bevölkerung zu ge­
währleisten. Dabei ist sie keine »reine Verteilungspolitik«, kein »Abfall ­
produkt einer leistungsfähigen Wirtschaft«. Sie sei nach Herkncr und
anderen Vertretern der Nationalökonomie' ein »Gebot wirtschaftlicher Ver-

2 HANS THAUMANN: Der Meinungsstreit um die wirtschaft lichen Wirkungen der Sozialpoli ­
tik. S. 3f. - Siche auch: ADOLF W EBER: Sozialpoli tik. München und Leipzig 1931. S. 174.

3 Siche HEINRICH HERKNER: Die soziale Reform als Gebot des wirtschaft li chen Fort­
schri tts. Leipzig 1891. S. 70. - Ähnlich in: Schriften des Vereins für Sozialpolitik.
Bd. 163. München und Leipzig 1923. $. 83-99, insbes. S. 93. - LuJo BRENTANO: Uber
das Verhältnis von Arbeitslohn und Arbeitszeit zur Arbeitsleistung. 2. Aufl. Leipzig
1893. S. 53.
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nunft« und wirke der Vergrößerung der Einkommensunterschiede entge­
gen; sie verringere das Mißverhältnis zwischen Produktivkraft und Kauf­
kraft der Arbeiter, welches zur Störung des Gleichgewichts zwischen Pro­
duktion und Konsumtion führe.

Unter der Herrschaft des »freien Arbeitsvertrages« habe sich eine Ver­
schwendung menschlicher Arbeitskraft vollzogen - und heute, am Ende
des 20. Jahrhunderts, geschieht das angesichts der Massenarbeitslosigkeit
in zunehmendem Ausmaß -, während gleichzeitig für eine zunehmend ge­
ringere Zahl Arbeitender ein Raubbau an der Arbeitskraft vollzogen wird.
Dieser Entwicklung müsse durch die Sozialpolitik, durch staatliche Ein­
griffe, Arbeits- und Sozialgesetzgebung usw. entgegengewirkt werden.
Thalmann unterschied klar zwischen privatwirtschaftl ichen und volkswirt­
schaft lichen Interessen. Er hob besonders die Verantwortung des Staates
hervor, ohne zu übersehen, daß der Staat keine rein neutrale Instanz ist.
Arbeitsschutzgesetzgebung und Sozialpolitik sollen die Kurzsichtigkeit des
einzelnen Wirtschaft lers, d. h. des Unternehmers - und das gilt für alle Ka­
pitalgesellschaften gleichermaßen - korrigieren und Schäden am Volksgan­
zen verhindemn.*

Diese Schutzfunktion der Sozialpolitik gegenüber der arbeitenden Be­
völkerung wird aber nur als eine Seite der Sozialpolitik gesehen. Sie reiche
keineswegs aus. Sie müsse durch die aktive Rolle der Sozialpolitik in be­
zug auf die Wirtschaftsentwicklung ergänzt werden.

Zweitens. Thalmann hob immer wieder die aktive Rolle der Sozialpoli­
tik zur Förderung der Leistungsfähigkeit der Wirtschaft hervor und gelang­
te somit zur Betonung einer engen Verbindung und Verflechtung von
Wirtschafts- und Sozialpolitik. Die Sozialpolitik dürfe auf keinen Fall die
wirtschaft lichen Wirkungen vernachlässigen, so wie der Liberalismus die
Sozialprobleme vernachlässige. Dabei sieht Thalmann zwei verschiedene
Ansatzpunkte. Zunächst geht es darum, gestützt auf das »Leistungsargu­
ment«, über sozialpolitische und insbesondere lohnpolitische Maßnahmen
die Leistungsentwicklung zu fordern, die Leistungsfähigkeit und den Lei­
stungswillen der arbeitenden Bevölkerung zu erhöhen. Durch steigende Ar­
beitsleistung solle die Wirtschaft über Produktivitätssteigerungen gestärkt
werden. Dabei war sich Thalmann der Tatsache durchaus bewußt, daß
Lohnerhöhungen nicht automatisch und in jedem Falle steigende Leistun-

4 HANS THALMANN.: Der Meinungsstreit um die wirtschaftli chen Wirkungen der Sozialpoli­
tik. S. 9f. - Siehe auch LuowiG HEYDE: Rationalisierung und Arbeitskraft. In: Struktur­
wandlungen der Deutschen Volkswirtschaft . I. Bd. Berlin 1929. $. 294.
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gen und Erträge zur Folge haben. Er wandte sich aber auch scharf gegen
Auffassungen, die den Lohn nur als Kostenfaktor sehen, eine positive Wir­
kung von Lohnsteigerungen auf die Wirtschaft negieren und darum Nied­
riglöhne fordern, die gerade noch zur Sicherung des Existenzminimums
ausreichen. Demgegenüber werden von Thalmann Arbeitsschutz-, Arbeits­
zeit- und Lohnregelungen als Instrumente zur Förderung der Leistungsent­
wicklung und zur Erhaltung der Arbeits- und Leistungskraft befürwortet.
Zum anderen unterstützt Thalmann das sogenannte »strukturelle und kon­
junkturelle Kaufkraftargument« nach Lederer u.a.' Es läuft darauf hinaus,
daß eine aktive Lohn- und Einkommenspolitik zur Stärkung und Sicherung
der Kaufkraft differenziert eingesetzt werden müssen, und zwar in Abhän­
gigkeit von der konjunkturellen Situation. Außerdem geht es bei der struk­
turellen Kaufkraft um ausgewogene Relationen zwischen Massenkaufkraft
für Konsumgüter und Dienstleistungen, die breiten Schichten der Bevölke­
rung dienen, und Kaufkraft der Unternehmen für Investitionsgüter, also zur
Stärkung der Kapitalkraft der Unternehmen über Unternehmensgewinne
und andere Erträge. Thalmann forderte, die Produktionsseite und die Ein­
kommensseite auf allen Ebenen genau zu analysieren. Den Krisen sei
entgegenzusteuern durch Sicherung der Massenkaufkraft , vor allem auf
dem Binnenmarkt, und durch Vermeidung von Überkapazitäten auf dem
Wege der Beschränkung der Investitionstätigkeit in bestimmten Entwick­
lungsperioden. Es versteht sich, daß die heutige Argumentation - Exportof­
fensive und weitere Erschließung des Weltmarktes - die grundlegende
Fragestellung nur auf eine andere Ebene verschiebt. Es bleibt somit die
Grundaussage Thalmanns bestehen, daß der Aufschwung vor allem von
den Konsumgütern und Dienstleistungen her angekurbelt werde und sich
erst danach stufenweise in der Produktionsmitt elindustrie fortpflanze. Wirt­
schaft liche Expansion, Produktenüberfluß können nun einmal nicht ohne
Anpassung der Kaufkraft auf den inneren und äußeren Märkten und nicht
allein durch finanzielle Entlastung der Unternehmen realisiert werden. Das
Problem der Arbeitslosigkeit wollte Thalmann daher nicht primär von der

5 Siehe EMIL LEDERER: Konjunktur und Krisen. In: Grundriß der Sozialökonomik. IV. Abt.
I. Teil . Tübingen 1925. $. 286/394/398. - Zur Morphologie der Krisen. In: Die Wirt­
schaftstheorie der Gegenwart. 4. Bd. Wien 1928. - Fortschritt und Arbeitslosigkeit.
Tübingen 1931. - KARL DIEHL: Lohn, Lohntheorie. In: Wörterbuch der Volkswirtschaft .
2. Bd. 4. Aufl. Jena 1932. - HELLMUTH GOTTSCHALK: Die Kaufkraft lehre. Beiträge zur
Erforschung der wirtschaft lichen Wechsellagen Aufschwung. Krise, Stockung. Hrsg.von
ARTHUR SPIETOFF. Heft 5. Jena 1932.
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Lohn- und Einkommensseite, von der Kostenseite her, sondern vor all em
von der Kaufkraftsicherung her angepackt wissen.

Im Gegensatz zu Thalmanns Grundauffassung, daß die Sozialpolitik der
Besserung der wirtschaftlichen und sozialen Lage breiter Volksschichten,
vor all em der arbeitenden Bevölkerung, zu dienen habe, steht die selbst
nach dem II. Weltkrieg, als in Deutschland ein geschichtlicher Neuanfang
auf der Tagesordnung stand, weithin in Westdeutschland vorherrschende
Sicht auf die Sozialpolitik als eines Herrschafts- oder Ordnungsinstruments
zur Gewährleistung der Stabilität der gegebenen privatwirtschaftlich be­
stimmten Eigentums- und Sozialordnung. So heißt es bei Albrecht: »Ziel
und Zweck der Sozialpoli tik ist also zuletzt Sicherung des Bestandes von
Volk und Staat durch Sicherung des sozialen Friedens. Ihr Endzweck ist
demnach nicht die Besserung der wirtschaftl ich-sozialen Lage bestimmter
Schichten der Bevölkerung, die etwa von bestimmten Nöten betroff en, wirt­
schaftl ich benachteiligt sind, deren wirtschaftl iche Existenz gefährdet und
deren Wohl infolge ihrer schlechten und unsicheren Lage bedroht ist. Viel­
mehr ist die Besserung der wirtschaft li ch-sozialen Lage solcher Schichten,
so wichtig sie an sich und vom Standpunkt dieser selbst und aus humanitä­
ren Gründen ist, nur Mittel zum Zweck, sofern nämlich ihre Nöte und Be­
nachteil igungen, weil sie den Keim der Störung des sozialen Friedens in
sieb bergen, eine Gefahr für die Wohlfahrt der Gesellschaft als Ganzes, des
Volkes, des Staates bedeuten.«6 Das ist wohl deutlich genug. Es wurde we­
nige Jahre nach Annahme der all gemeinen Erklärung der Menschenrechte
durch die Vereinten Nationen aus dem Jahre 1948 geschrieben, die in Arti­
kel 22 postuliert: »Jeder Mensch hat als Mitglied der Gesell schaft Recht
auf soziale Sicherheit«, und in Artikel 28 für jeden Menschen den »An­
spruch auf eine soziale und internationale Ordnung« deklariert, »in welcher
die in der vorli egenden Erklärung angeführten Rechte und Freiheiten ver­
wirklicht werden können«.' Die alte, wie die neue - um die ehemalige DDR
erweiterte - Bundesrepublik haben jederzeit verhindert, daß die sozialen
Grundrechte bzw. Menschenrechte in geltendes nationales Recht umgesetzt

6 Sichc GERHARD ALBRECHT: Sozialpolitik. In: Grundriß der Sozialwissenschaft . Bd. 16.
Göttingen 1955. $. 30.

7 Allgemeine Erklärung der Menschenrechte - Vereinte Nationen. 1948. Nach: JOHANN

SCHREGLE: Europäische Sozialpolitik - Erfolge und Möglichkeiten. Köln-Dcutz 1954.
S. 88--90 - siche auch: Übereinkommen Nr. 102 der Internationalen Arbeitsorganisati­
on (1LO), angenommen am 28.6.1952 in Genf auf der 35. Tagung der ILO. In: MAX

RicHTER Hrsg.: Die Sozialreform. Dokumente und Stell ungnahmen. Bad Godesbcrg
1955f1 Bd. 2. Anhang II. S. 3.
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wurden. Dementsprechend wurde und wird die Sozialpolit ik stark einge­
grenzt. Bestrebungen zum »sozialen Umbau« tragen starke neoliberale
Züge. Fehlender Konsens gefährdet zunehmend soziale Ausgewogenheit
und damit den sozialen Frieden in der »sozialen Marktwirtschaft«.

Demgegenüber steht der gescheiterte Versuch, in der DDR eine Gesell­
schaftsordnung zu etablieren und auszugestalten, die das Streben nach
effizienter wirtschaftl icher Entw icklung mit umfassender sozialer Verant­
wortung und entsprechenden sozialen Leistungen verbindet. Es darf nicht
verwundern, daß sich Thalmann als Wissenschaft ler und in der Praxis en­
gagierter Mensch einer Neuausrichtung der Sozialpolitik im Sinne seiner
schon früher vert retenen Positionen voll zur Verfügung stellte. Die Akzente
wurden allerdings neu gesetzt. Die gesamte Gesellschaft s- und Wirtschafts­
politik waren in der sowjetischen Besatzungszone und in der späteren DDR
auf soziale Sicherheit, auf die Verwirklichung sozialer Grundrechte und auf
die Hebung des Volkswohlstandes ausgerichtet. Thalmann las und forschte
anfangs - Ende der vierziger und Anfang der fünfziger Jahre - noch zur
Theorie und Geschichte der Sozialpolitik.8 Später widmete sich dieser Auf­
gabe in sehr engagierter und verdienstvoller Weise an der Leipziger Uni­
versität lediglich noch Helga Ulbricht9 mit zahlreichen Doktoranden. Dabei
wurde das Fachgebiet »Sozialpolitik« weitgehend auf allgemeine soziale
Sicherungssysteme -Sozialversicherung mit Kranken-, Unfall- und Renten­
versicherung, den Arbeits- und Gesundheitsschutz -, Frauen-, Mutt er- und
Kinderschutz, soziale und berufliche Rehabilitation gesundheitsgeschädig­
ter Menschen, soziale Probleme der berufstätigen Frau usw. ausgerichtet.
Sozialpolitik konzentrierte sich dann, - abgesehen von gesamtgesellschaft ­
lichen »sozialpolitischen Programmen«, wie Wohnungsbauprogramm, Si­
cherung stabiler Konsumgüterpreise und Wohnungsmieten - weitgehend
auf Hilfsmaßnahmen bei fehlender eigener Leistungsfähigkeit u.ä. Der
Kernbereich der von Thalmann vertretenen Sozialpolitik hingegen ging
mehr und mehr in einer neuen Wissenschaft auf, die zunächst »Arbeitspoli­
tik« und etwa ab 1952 »Arbeitsökonomik« bzw. »Arbeitsökonomie« ge­
nannt wurde.

8 Siehe HANSTHALMANN: Sozialpolit ische Aufgaben aus dem Zweij ahrplan. In: Arbeit und
Sozialfürsorge. Berlin 3(1948)13/14. $. 242-246. - Forderung und Realität in der deut­
schen Sozialpolit ik. In: »Die Arbeit« 4(1950)1. S. 31f.

9 HELGA ULBRicHT: Soziale Sicherheit - Sozialpolit ik in beiden Teilen Deutschlands. In:
Koll ektivarbeit: Zu aktuell en Problemen der Arbeitsökonomik. Reihe Fragen der Ar­
beitsokonomik. Heft 13. Berl in 1957. $. 161-188.
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In der Arbeitsökonomik konzentrierte sich Thalmann schließlich vor al­
lem auf die ökonomischen und sozialen Probleme, die sich unmitt elbar aus
dem Arbeitsprozeß und dem Arbeitseinsatz der Menschen in Betrieb und
Gesellschaft ergehen. Das findet auch seine Widerspiegelung im ersten -
noch von Hans Thalmann initiierten und erst nach seinem Ableben aufge­
legten - Lehrbuch »Ökonomik der Arbeit in der DDR« aus dem Jahre
1962.'° Hicrbci standen Fragen der Reproduktion, Entwicklung und des ra­
tionellen Einsatzes des Arbeitsvermögens, der Berufsausbildung und Qua­
lifizierung, der Normierung und Organisation der Arbeit, der Tarifpolitik
und Lohngestaltung, der lnitiativentwicklung und Produktivitätssteigerung
im Vordergrund.

Zunehmend verlagerte sich das Wirken Thalmanns auf die Tarifpoli tik
und Lohngestaltung. Die erste größere Publikation Thalmanns aus der
Nachkriegszeit zu Lohnfragen stellt die Broschüre »Grundlagen und Auf­
gaben der Lohnpolitik«' aus dem Jahre 1948 dar. Thalmann beabsichtigte
ursprünglich, zu »Aufgaben und Grundlagen der Tarifvert ragspolitik« zu
habilitieren. Dazu kam es leider nicht. Die Gründe sind im einzelnen nicht
bekannt. Arbeitsüberlastung und angegriff ene Gesundheit können eine
Rolle gespielt haben. Die genannte Broschüre geht von den Kontrollratsdi­
rektiven der Nachkriegszeit zum Lohnstop aus, die in den einzelnen Bcsat­
zungszonen unterschiedlich umgesetzt wurden. Im Osten wurden sie durch
etliche Befehle der Sowjetischen Militär-Administration (SMAD) präzi­
siert . Dabei kam es zu einer Auflockerung des Lohnstops, aber so, daß die
Währungsstabilität bei darnicdcrlicgcndcr Wirtschaft nicht gefährdet wur­
de. Thalmann befaßte sich mit der generellen Notwendigkeit und zeitweili­
gen Unumgänglichkeit des Lohnstops und seiner Auflockerung in der
sowjetischen Besatzungszone ($BZ) durch Aufhebung diskriminierender
Lohnbestimmungen. Prinzipieller Ausgangspunkt war hierbei der Grund­
satz »Gleicher Lohn für gleiche Arbeit«, unabhängig von Alter, Geschlecht
und Nationalität. Er richtete sich gegen die Benachteiligungen in den Tarif-

10 Siche Autorenkollektiv: Ökonomik der Arbeit in der DDR. Lehrbuch. Berlin 1962. -
HASS THALMANN: Vorschläge für cin Lchrbuch der Arbeitsökonomik. In: »Arbeitsökono­
mik und Arbeitsschutz«. Berli n 4(1960)2. $. 180-188.

11 Siche HASS THALMANN: Grundlagen und Aufgaben der Lohnpolitik. Berlin 1948. - Lei­
stungslohn oder Soziallohn? In: »Arbeit und Sozialfürsorge«. Berlin 2(1947)14. $. 301-
304. - Grundsätzliches zur Lohnpolitik. In: »Die Arbeit«. Berlin 1(1947)9. $. 245 -248.
- Forderungen zur Neugestaltung des Lohnsystems. In: »Die Arbeit«. Berli n 2(1948)7.
S. 212 215. - Westliche Lohnpolitik. In: »Arbeit und Sozialfürsorge«. Berlin 4(1949)16.
$. 361-363.
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löhnen für Frauen, für Jugendliche und junge Arbeiter sowie gegen die von
den Nazis eingeführten Privilegien für kriegswirtschaftl ich wichtige Zwei­
ge. Es galt, alle Wirtschaftszweige neu in ein zu schaffendes einheitliches
Lohngefüge einzuordnen und die Zersplitt erung der Tarife nach Zweigen,
Betriebs- und Ortsklassen, Beschäft igtengruppen usw. schritt weise zu
beseitigen. Großen Wert legte Thalmann auf die Begründung eines lei­
stungsgerechten Lohngefüges, z.B. durch Einführung von einheitlich acht
Lohngruppen für Produktionsarbeiten und eine begründete Staffelung der
Gehaltsgruppen. Bis dahin herrschte eine totale Unübersichtlichkeit, die der
Unternehmerwillkür in der Lohngestaltung Tür und Tor öffnete und eine
einheitliche Tariflohngestaltung, z. B. durch Einführung von Flächentarif­
verträgen, nahezu unmöglich machte.

Thalmann betonte in dieser Broschüre, wie auch in zahlreichen Zeit­
schrift enaufsätzen, ausdrücklich die Notwendigkeit gründlicher analyti­
scher Arbeit auf dem. Gebiete der Entwicklung von Produktivität, Leistung
und Lohn und forderte von den Gewerkschaften, sich exakte statistische
Unterlagen, auch über Einkommensstrukturen, Arbeits- und Lebensbedin­
gungen und die wirtschaft liche Lage der Betriebe zu erarbeiten, um gerüstet
und überzeugend in Tarifverhandlungen mit dem Sozialpartner eintreten zu
können bzw. die spätere staatliche Lohnpolitik sachlich und wissenschaft ­
lich fundiert mitzugestalten. Lohnentwicklung und wirtschaftl iche Entwick­
lung werden als Einheit in ihren wechselseitigen Bezügen herausgearbeitet
und einseitige, unbegründete Forderungen nach höheren Löhnen zurückge­
wiesen. Das war mitunter schwer zu vermitt eln, weil in den Nachkriegsjah­
ren große Not herrschte. Insgesamt knüpft e Thalmann an Grundgedanken
seiner Dissertation an und übertrug sie auf die veränderten Bedingungen
der Nachkriegszeit, in der die volkseigene Wirtschaft entstand und die Plan­
wirtschaft etabliert wurde. Die Einführung einer zentralistischen Leitung
und Planung hob die eigenständige Rolle der Gewerkschaften als Tarifpart­
ner weitgehend auf. Die Lohn- und Sozialpolitik wurde zur Sache des Staa­
tes und von den Gewerkschaften mitgetragen.

In den fünfziger Jahren verlagerte sich Thalmanns wissenschaftl iche
Arbeit zu Lohnfragen stärker auf die betrieb! iche Ebene und auf die
arbeitswissenschaft lichen Grundlagen der Lohngestaltung.' So sollte die

12 Siche HANS THALMANN: Wesen und Grundlagen des Leistungslohnes in der volkseigenen
Wirtschaft. In: »Die Arbeit«. Berlin 6(1952)5. $. 256-263. und 6(7952)6. $. 320-329. -
Die Verwirklichung des materiellen Anreizes durch die Verteilung nach der Arbeitslei­
stung. In: »Arbeit undSozialfürsorge«. Berlin 9(1955)11. $. 322-325.
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einheitliche Vorgehensweise zur Bewertung der Arbeit bzw. der Arbeitsan­
forderungen durch Wirtschaftszweig-Lohngruppenkataloge und für Ange­
stellte durch analoge Gehaltsgruppen-Kataloge sichergestellt werden. Die
Betr iebe sollten zu deren ständiger Aktualisierung, der Anpassung an sich
verändernde Produktions- und Arbeitsbedingungen, Anforderungsstruktu­
ren für Qualifikation, Verantwortung und Arbeitsschwere (Arbeitsbela­
stung) beitragen. Dem dienten auch entsprechende Forschungsarbeiten des
Institutes. Eine andere Säule bildete die Analyse der aufwands- und ergeb­
nisbezogenen Leistungsfaktoren in Verbindung mit der Arbeitsnonnung
und Lohnformengestaltung. Das Nonnen-Lohn-Problem durchzog Thal­
manns wissenschaft liche und Öffentlichkeitsarbeit wie ein roter Faden.'
Dabei ging er vom Zusammenhang zwischen Lohn, Arbeitsleistung und
Arbeitsproduktivität aus und entwickelte mit den Mitarbeitern Ansätze,
Faktoren der Arbeitsleistung der Werktätigen von generellen Produktivi­
tätsfaktoren -durch Technik, Technologie, Organisation usw. bedingt - zu
trennen bzw. zu unterscheiden. Damit sollten ausgewogene Relationen in
der Lohnentwicklung, vor allem zum Verhältnis von Arbeitsproduktivität
und Durchschnitt slohn, von Akkumulation und Konsumtion mit begründet
werden.

Dem standen allerdings schwerwiegende Hindernisse entgegen. Das
waren einmal die weitgehende Starrheit des staatlich geregelten Tarifsy­
stems, die fehlende Flexibilität in der Anpassung von Tarifen an die Pro­
duktivitätsentwicklung. Vorschläge von Wissenschaft lern zu grundlegenden
Tarif- und Lohnrefonnen scheiterten an fehlender Refonnbereitschaft und
der Furcht der Partei- und Staatsführung, die finanziellen Konsequenzen
nicht zu beherrschen. Aber gerade der Reformstau und der ständig wach­
sende Druck auf die Löhne durch den permanenten »Arbeitskräftemangel«,

13 Siehe HANS THALMANN: Durch enge Zusammenarbeit von Wissenschaft und Praxis zu
wissenschaft lichen Grundlagen der technischen Arbeitsnormung. In: »Technologische
Planung und Betriebsorganisation«. Berli n 1(1953)4. $. 124-126. - Wie können wir
die wissenschaft lichen Grundlagen der technischen Arbeitsnormung verbessern? In:
»Technologische Planung und Betriebsorganisation«. Berli n 2(1954)8. $. 287-290. -
Schwerpunkte für die Vorbereitung der wissenschaft lichen Konferenz über Fragen der
technischen Arbeitsnormung. In: »Der Industriebetrieb«. Berli n 4(1956)5. $. 195f . -
Die Aufgaben der technischen Arbeitsnormung im Zweiten Fünfjahrplan (einschl. Er­
gebnisse der Konferenz zur Arbeitsnormung). In: »Der Industriebetrieb«. Berlin
4(1956)9. $. 324-330. - Zur aktiven Rolle der bürgerlichen Arbeitswissenschaft bei der
verstärkten Ausbeutung der Arbeiterklasse. In: »Arbeit und Sozialfürsorge«. Berli n
11(1956)7. $. 194-197.
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hervorgerufen durch schwerwiegende Versäumnisse bei der rationellen und
effektiven Nutzung des Arbeitsvermögens, darunter auch dic unflexibel ge­
handhabte »Sicherheit des Arbeitsplatzes«, waren hinderlich. So wurde das
Ventil immer mehr in der Aufweichung der Arbeitsnonnen und anderer Lei­
stungsmaßstäbe gesucht, bis die Lohnverläufe nicht mehr beherrschbar wa­
ren. Immer wiederkehrende Mißverhältnisse zwischen Produktivitäts- und
»davongelaufener« Lohnentwicklung in den fünfziger Jahren sollten nach
Thalmanns Auffassung durch die Heranführung von Produktivität und Lei­
stung an ein relativ überhöhtes Lohnniveau, aber keineswegs durch Absen­
kung der Löhne im Verhältnis zur zurückgebliebenen Arbeitsproduktivität
überwunden werden. Diese Frage bestimmte auch seine Haltung zur
Arbeitsnomrnng, die aus ihrer einseitigen Bindung an Lohnfragen zu lösen
SC1.

Das Schwergewicht der Arbeit verlagerte sich so zwangsläufig zuneh­
mend auf die Vervollkommnung der arbeitswissenschaftl ichen Grundlagen
und Instrumentarien. Dabei traten die Beziehungen der Arbeitsnonnen zur
Arbeitsorganisation, Arbeitsgestaltung und Planung der Arbeit immer mehr
in den Vordergrund. Thalmann mußte allerdings erkennen, daß wirksame
Beiträge lohnpolitischer und sozialpolitischer Art zur Wirtschaftsentwick­
lung und der Nachweis positiver Wirkungen sehr schwierig waren. Hohe
wirtschaftl iche Störanfälligkeit, ständige Knappheit an allen Ressourcen,
Diskontinuität im Wirtschafts- und Produktionsablauf, unreale Pläne und
insgesamt die Schwerfälligkeit des zentralistisch-bürokratischen Leitungs­
systems behinderten und verzerrten die dem Lohnsystem innewohnenden
positiven Möglichkeiten und Wirkungen. Das bezieht sich auch auf das
Verhältnis der Nominallöhne zu den Reallöhnen, von Lohn und Kaufkraft.
Es wurde deutlich sichtbar, daß die leistungshemmenden Faktoren im Wirt­
schaftssystem keine zeitweiligen, wachstumsbedingten, sondern dauerhaft
wirkende Faktoren darstellten, die das Leistungsprinzip letztlich in seiner
Wirkung verzerrten und unterminierten. Leistungsstagnation und Desinter­
esse, mangelnde Innovationskraft waren die Folge und ließen dic ökonomi­
schen Rückstände ständig anwachsen.

Trotz alledem bemühte sich Thalmann ständig, Wege zur Erschließung
von Leistungsreserven und zur Produktivitätssteigerung zu finden und die
wissenschaftlichen Grundlagen der Lohn- und Sozialpolitik, wie der Ar­
beitsökonomik überhaupt, zu erweitern und zu vertiefen.





HORST RICHTER

Über die Einheit von Wirtschafts­
und Sozialpoli tik in der DDR

Viele Jahre wurde an den Universitäten und Hochschulen der DDR das
Fach Sozialpolitik als Wissenschaftsdisziplin so gut wie nicht gelehrt. Es
ist das Verdienst von Hans Thalmann, der von Haus aus Sozialwissen­
schaftler war, daß er von Anfang an in dem von ihm gegründeten und gelci­
teten Institut für Arbeitsökonomie das Fach Sozialpolitik mit etabliert hat.
Es wurde über viele Jahre von Helga Ulbricht vertreten. Sie war national
wie international hoch geachtet, doch leider blieb sie im Verband der
Arbeitswissenschaften an der Karl-Marx-Universität Leipzig Einzelkämp­
ferin.

Ich nehme das heutige Kolloquium zum Anlaß, aus der Rückschau eini­
ge Bemerkungen zur »Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik« in der
DDR zu machen. Dieser Einheit von Wirtschafts- und Sozialpoli tik war der
VII I. Parteitag der SED vorausgegangen, der im Juni 1971 stattfand und
eine grundlegende Wende in der Politik ankündigte. Als Kernsatz für die
künftige Gesamtpolitik soll te gelten: »Im Mittelpunkt hat der Mensch mit
seinen Bedürfnissen zu stehen«. Wenn man so will , eigentlich cin vernünf­
tiges, durch und durch soziales, ja, ein sozialistisches Anliegen.

Nach dem VII I. Parteitag der SED - auf ihm selbst sind noch keine
sozialpolitischen Maßnahmen beschlossen worden - wurde ein »Großes so­
zialpoli tisches Programm« ausgearbeitet, das im Frühjahr 1972 vom Polit­
büro beschlossen und in Leipzig von Erich Honecker verkündet wurde.
Dieses sozialpolitische Programm hatte strategischen Charakter und bildete
bis Oktober 1989, d. h. über 17 Jahre, einen Eckpfeiler der Politik der SED
und der Regierung der DDR. In relativ kurzer Zeit wurden über 120 sozial­
politische Maßnahmen beschlossen und in Kraft gesetzt. Sie tangierten fast
alle Lebensbereiche:

- dcn Wohnungsbau: die Wohnungsfrage soll te als soziales Problem
bis zum Jahre 1990 gelöst werden;
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- die Preispolitik: sie war auf die Sicherung stabiler Preise für Kon­
sumgüter und Dienstleistungen gerichtet, die Grundbedürfnisse be­
fr iedigen;
Löhne und Mindestrenten: sie wurden angehoben, wobei der Renten­
anstieg äußerst bescheiden ausfi el;
Ki nder und Familien: besondere Förderung wurde Familien mit meh­
reren Kindern und jungen Ehepaaren zuteil;

- dic Arbeitszeit: sie wurde verkürzt und der arbeitsfreie Samstag ein-
geführt.

Die Aufzählung könnte fortgeführt werden. Die Verwirklichung dieser so­
zialpolitischen Maßnahmen führte trotz all en Versorgungsschwierigkeiten
und vorhandenen Lücken im Warenangebot zu einem relativ hohen Lebens­
nivcau in der DDR. Setzt man bei allen Ungereimtheiten des Vergleichs
das Lebensniveau in der Sowjetunion Mitte der 80er Jahre mit 100 an, so
betrug es in der DDR 160.

Der Begriff der Sozialpolitik erhielt eine neue Dimension. Er ging weit
über das bisher übliche Verständnis der Sozialpolitik hinaus; Sozialpolitik
war mehr als nur die auf die Sicherung eines Minimums an Lebensqualität
gerichteten Maßnahmen, sie war nicht nur Fürsorge für die Wechselfälle
des Lebens. Die Sozialpolitik erfaßte alle Klassen und Schichten der Be­
völkerung. Sie gewährleistete für all e soziale Sicherheit. Mit ihr wurde zu­
gleich die Sicherung der politischen Stabil ität der DDR verbunden. Die
DDR als Staat an der Nahtstell e zweier entgegengesetzter politischer Sy­
steme und Machtblöcke trat mit ihrer Sozialpoli tik zugleich in einen sozia­
len Wettbewerb mit der BRD, der beide Staaten ständig herausforderte und
- wie sich heute zeigt - nicht nur die DDR, sondern auch die ökonomisch
ungleich stärkere BRD überforderte.

Blickt man aus heutiger Siebt auf die Einheit von Wirtschafts- und So­
zialpolitik in der DDR zurück, so muß man feststell en, daß sie einerseits
objektiv determiniert war; sie ergab sich zwangsläufi g aus den neuen ge­
sell schaftlichen Verhältnissen. Andererscits beruhte sie auf Irrtümern, Fchl­
urteilen, Wunschträumen und Trugschlüssen. Dies kam aber erst im Laufe
der Jahre zum Vorschein. Es gehört mit zur Ironie der Geschichte, daß mit
der Kreation der Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik, welche die
Überlegenheit der neuen Ordnung unter Beweis stell en soll te, zugleich der
Keim für ihr Scheitern und damit auch für den Niedergang der DDR -
selbstverständlich im Verbund mit einer Vielzahl weiterer Ursachen - gesät
wurde.
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In keiner Phase der über 17 Jahre währenden Einheit von Wirtschafts­
und Sozialpolitik waren die sozialpolitischen Maßnahmen materiell und fi­
nanziell hinreichend abgesichert. Von Anfang an klafft e eine beträchtliche
finanzielle Lücke zwischen angebotenen sozialen Leistungen und wirt­
schaftlicher Kraft. Sie wird auf 8 Mrd. DDR-Mark geschätzt. Gerhard
Schürer schreibt hierzu in seinem interessanten Buch »Gewagt und verlo­
ren«: »Noch wollte ich nicht glauben, daß Erich Honecker ökonomisch so
ungebildet war, um nicht zu verstehen, daß man mit 4 Prozent Wachstum
der Leistungen auf die Dauer nicht 5-7 Prozent Zuwachs im Lebensstan­
dard bilanzieren kann.«'

Der Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik lag der Gedanke zugrun­
de, daß mit der Erhöhung der Konsumtion, der Verbesserung des Warenan­
gebotes, insgesamt mit dem Anstieg des Lebensniveaus ein materielles und
moralisches Interesse ausgelöst würde, Triebkräfte entstehen würden, die
zu einem erheblichen Anstieg der Produktion, zu hohem Wirtschaftswachs­
tum führen. Das Rückkopplungsprinzip von der Konsumtion auf die
Produktion nutzend, sollte die Bilanzlücke zwischen Aufkommen und Ver­
brauch reduziert und letztlich sogar geschlossen werden. In der Praxis trat
der erwartete Effekt allerdings nicht ein. Die sozialpolitischen Maßnahmen
wurden zwar wirksam, sie wurden voll und ganz in Anspruch genommen,
doch der erhofft e Leistungsschub blieb aus.

Zur Sicherung des Zuwachses im Verbrauch von Konsumgütern und
Leistungen wurden zusätzlich über Kredit finanzierte Importe veranlaßt, die
den Außenhandelssaldo und die Zahlungsbilanz der DDR stark negativ be­
lasteten. In den Jahren 1971-1980 importierte die DDR kumulativ für
21 Mrd. Mark mehr gegen freie Devisen, als sie in dieses Wirtschaftsgebiet
exportierte. In diese Zeit fiel zugleich eine Phase der Hochzinspolitik, wo­
durch die Kredite enonn verteuert wurden. Der Zinssatz betrug mitunter
über 20 Prozent. Nun machte sich die unangenehme Seite des Schuldenma­
chens bemerkbar. Über forcierten Export mußten Kredite und Zinsen
zurückgezahlt werden. Die exportierten Güter fehlten aber auf dem Bin­
nenmarkt. Im Außenhandel entstand für die DDR eine paradoxe Situation:
Als rohstoffarmes Land mußte sie zunehmend Roh- und Brennstoffe sowie
Metall exportieren. Während in der Zeit von 1971-1988 der Anteil von
Maschinen, Ausrüstungen und Transportmitteln an der Ausfuhr von
51,7 Prozent auf 47,6 Prozent zurückging, erhöhte sich der Exportanteil

Siehe Gerhard Sehürcr: Gewagt und verloren. Eine deutsche Biographie. 3. bearb. Aufl.
Frankfurt/Oder 1996. S. 126.
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von Brennstoffen, mineralischen Rohstoffen und Metall von 10,1 Prozent
auf 15,1 Prozent, d. h. um fast 50 Prozent.

Daß die DDR eine Sozialpolitik durchführte, die weit über ihren öko­
nomischen Möglichkeiten lag, zeigte sich vor allem in der Proportion zwi­
schen Akkumulation und Konsumtion. Die Akkumulationsrate verringerte
sich laufend. Sie ging von 29 Prozent im Jahre 1970 auf 21,5 Prozent im
Jahre 1988 zurück. Besonders stark verringerte sich die Rate der produkti­
ven Akkumulation. Sie sank in dieser Zeit von 16 Prozent auf 9 Prozent.
Auf Grund der Konzentration der Investitionen auf die - wic es damals
hieß - strukturbestimmenden Zweige, wie z. B. die Mikroelektronik, blieb
für andere Wirtschaftsbereiche, erwähnt seien die Konsumgüterindustrie,
die technische Infrastruktur, der Dienstleistungsbereich u.a., wenig bzw.
nichts übrig. In diesen Bereichen war mitunter nicht einmal die einfache
Reproduktion gesichert. Verminderte Reproduktion bedeutet aber Verzehr
von Nationalreichtum.

Obwohl in der Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik die Befricdi­
gung der Bedürfnisse der Menschen zum obersten Postulat erhoben wurde,
behandelte man die Abt. II im volkswirtschaftl ichen Reproduktionsprozeß,
die vor all em Güter für die persönliche Bedürfnisbefriedigung liefert, bei
der Verteilung der Investitionsmittel mehr als stiefmütterlich. Als Politöko­
nomen haben wir dafür mit dem »Gesetz vom vorrangigen Wachstum der
Abt. I« noch die theoretische Legitimation gegeben. Das Zurückbleiben der
Konsumgüterindustrie sowie des gesamten Dienstleistungsbereichs führte
zu einer Verschärfung des Widerspruchs zwischen den ständig wachsenden
Nettogeldeinnahmen der Bevölkerung, d. h. der zahlungsfähigen Nachfra­
ge, und dem Angebot von Waren und Dienstleistungen. So erhöhten sich
die Nettogeldeinnahmen von 1970-1988 um mehr als das Doppelte, wäh­
rend der Einzelhandelsumsatz in der gleichen Zeit von 100 nur auf 198
stieg. Die Folge dieses Widerspruchs war Zwangssparen. So haben sich in
dieser Zeit die Sparguthaben verdreifacht. Faktisch fand eine Entwertung
des Geldes statt. Das weitere Absinken der materiellen Interessiertheit war
unausbleiblich.

Der Start der Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik im Jahre 1972
erfolgte zugleich mit der Überführung der noch bestehenden privaten und
halbstaatlichen Betriebe in Volkseigentum. Diese Betriebe stellten aber vor­
wiegend Güter her, die unmittelbar der Bedürfnisbefriedigung der Men­
schen dienten. Ihr Anteil am gesellschaftlichen Gesamtprodukt betrug
damals ca. 20 Prozent. Mit ihrer Überführung in Volkseigentum wurde oft
<las Produktionsprofi l verändert, so daß Lücken im Warenangebot entstan-
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den, die nie wieder geschlossen werden konnten. Schließlich soll nicht un­
erwähnt bleiben, daß das Scheitern der Einheit von Wirtschafts- und Sozi­
alpolitik auch durch das in dieser Zeit bestehende System der Leitung und
Planung der Volkswirtschaft verursacht wurde. Das Neue Ökonomische Sy­
stem, das in den 60er Jahren in die Volkswirtschaft der DDR eingeführt
wurde und das darauf gerichtet war, verstärkt Wertkategorien anzuwenden
und wirksam werden zu lassen, das Wertgesetz und die Marktgesetze zu
berücksichtigen, eben das herrschende administrative Leitungssystem durch
cin ökonomisches System abzulösen, wurde auf dem VIII. Parteitag der
SED endgültig begraben. Die administrativen Methoden der Wirtschafts­
führung wurden wieder zum Leben erweckt. Markt und Marktgesetze wur­
den weitestgehend ignoriert. Die Wertkategorien, die zwar existierten,
blicben weitestgehend formal, sie dienten vorwiegend als Rechengrößen.
Das gesamte Preissystem blieb starr. Wert und Preis liefen immer mehr aus­
einander. Die Subventionen überstiegen die Grenzen ökonomischer Ver­
nunft. So erhöhten sich all ein die Zuwendungen für die Sichenmg stabiler
Preise bei Waren des Grundbedarfs, für Tarife und Dienstleistungen für die
Bevölkerung von 8,5 Mrd. Mark im Jahr 1971 auf 49,8 Mrd. Mark im Jahr
1988, d. h. um fast das Sechsfache, während die Einnahmen des Staats­
haushalts, aus dem die Subventionen finanziert wurden, in der gleichen Zeit
nur auf das 3,5fache stiegen.

Der Fortführung der Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik in der
DDR wurde mehr und mehr der Boden entzogen. Längst standen tiefgrei­
fende Reformen an, die aber die Führungsspitze der DDR scheute, wie der
Teufel das Weihwasser. Und trotzdem: Blickt man auf die Zeit zurück, in
der in der DDR die Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik verwirklicht
wurde, und konfrontiert diese mit der Bevölkerung der DDR, vor allem mit
den Altersgruppen, die sie bewußt erlebt haben, so hat sie bei nicht weni­
gen im Denken tiefe Spuren hinterlassen. Der Volksmund bringt das wie
folgt zum Ausdruck: »Für Reisefreiheit und Bananen gaben wir unseren
Sozialstaat hin; von Recht auf Arbeit, Recht auf Wohnen steht in der heuti­
gen Verfassung nichts mehr drin.«





GUNNAR WI NKL ER

Zu Problemen der Lebensverhältnisse
in den neuen Bundesländem1

Es ist keineswegs eine neue Erkenntnis, daß die Lebensverhältnisse in der
DDR, die Werte und Verhaltensweisen so wenig uniformn waren wie es heu­
te die Lebensverhältnisse der Bürger in den neuen - ebenso wie in den
alten - Bundesländern sind. Was jedoch die Bürger in den neuen von denen
in den alten Bundesländern unterscheidet, ist, daß sie eigene Erfahnmgen
über das Leben in der DDR haben, daß sie den Machtwechsel aus eigenem
Antrieb und mit eigenen Kräft en vollzogen und daß sie den sich vor allem
im Osten vollziehenden Transformationsprozeß als System- und Wertewan­
del erlebten und erleben. Inzwischen hat sich erwiesen, daß die soziale
Transfonnation als Ergebnis der politischen Vereinigung und der wirt­
schaftsstrukturellen Veränderungen ein langfristiger Prozeß mit sozialen
Umbrüchen in Ost und West ist, aber auch mit Kontinuitäten, die jedoch
weniger im Osten liegen. Gegenwärtig ist der Umbruch auf sozialem
Gebiet, soweit es die Übernahme der (alt)-bundesrepublikanischen Sozial­
gesetzgebung (von einigen noch vorhandenen Übergangsregelungen abge­
sehen) betrifft , im wesentlichen abgeschlossen.

Nach der ersten Phase des sozialen Umbruchs in den neuen Bundeslän­
dern ( 1990--1993 ), die mit der Angleichung der Gesetzgebung - bei sich
radikal verändernden Wirtschaft sstrukturen -verbunden war, vollzieht sich
seit 1994 eine zweite Phase in ganz Deutschland, die vor allem mit z. T.
drastischen Eingriffen in das Netz sozialer Sicherung einhergeht. Davon
sind Ostdeutsche mehr betroffen, aber Westdeutsche keineswegs ausge­
schlossen. Aus dem ostdeutschen Transformationsprozcß wird relativ
schnell, für jeden sichtbar, für viele in Ost und West spürbar, ein gesamt­
deutscher Transformationsprozeß.

Der Beitrag stützt sich auf: Gunnar Winkler: Leben in Ostdeutschland. In: Sozialreport
1997, hrsg. vom Sozialwissenschaftlichen Forschungszentrum Berlin-Brandenburg. Ber ­
lin 1997. $. 11f.
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Erstmalig Mitte 1991 traten nach anfänglich überdimensionierten Er­
wartungen bei einem Teil der Menschen Ernüchterung und z. T. Entt äu­
schungen ein. Seit 1995 sind in allen Bevölkerungsgruppen die Hoffnungen
im Schwinden, die Befürchtungen im Steigen. Die genannten Entw icklun­
gen sind kein einzelne soziale Gruppen berührender Trend, sondern Aus­
druck sich verändernder gesellschaftlicher Rahmenbedingungen für die
Gestaltung individueller Lebensverhältnisse und -spielräume. Sic sind keine
politisch-ideologische Infiltration, sondern Widerspicgelung real veränder­
ter sozialer, ökonomischer und politischer Verhältnisse. Der Vereinigungs­
prozeß erhält für die Bürger in den neuen Bundesländern eine neue
Dimension: die durchgängig akzeptierten Verbesserungen im Bereich der
Konsumtion und des Reiscns, der das Leben fast aller Bürger in den neuen
Bundesländern beeinflussende Beschäftigungsniedergang und die damit
verbundene Ausgrenzung von rd. 4 Millionen aus der Erwerbsarbeit wer­
den erweitert durch eine rasch zunehmende Zukunft sunsicherheit, die vor
allem der von der Regierung und den Unternehmerverbänden geführten
Diskussion um Sozialabbau aber auch den Realitäten geschuldet ist, die in
hohem Maße zu Verunsicherungen führten und führen.

Die Umbrüche führen zur Veränderung von Lebenslagen, sind aber
auch mit Kontinuitäten verbunden.

Erstens: Die nach der Wende herausgebildeten Strukturen in den Le­
benslagen reflektieren sowohl die lebenslange Entwicklung des einzelnen
als auch in zunehmendem Maße das Ergebnis des sozialen und ökonomi­
schen Umbruchs seit 1990. Sie widerspiegeln die Bewältigung bzw. Nicht­
bewältigung des sozialen Umbruchs, sind Ergebnis unterschiedlicher, vom
einzelnen beeinflußbarer bzw. nicht beeinflußbarer Chancen auf Mitgestal­
tung seiner Lebensbedingungen. Nach wie vor gilt die Feststellung, daß der
Anteil von Bürgern mit grundlegend veränderten bzw. sich ändernden Er­
werbs-, Berufs-, Einkommens-, Beziehungsstrukturen nahezu hundertpro­
zentig ist. Der soziale Umbruch beruht auf den völlig unterschiedlichen
Wirtschaft s- und Erwerbsstrukturen, die im Ergebnis der Wirtschaft sunion
hergestellt wurden und werden.

Bei einem Wechsel aus einem gesellschaftl ichen System, in dem Le­
benslagen und soziale Position fast ausschließlich von Arbeit und berufli­
cher Stellung bestimmt wurden, in ein System, in welchem - nicht zuletzt
durch die radikale Art und Weise des Umbruchs - gerade Ausgrenzung von
Arbeit und Zwang zur beruflichen Neustrukturierung bestimmend sind, ist
es folgerichtig, daß Lebenslagen vor allem von diesen Neustrukturierungen
geprägt werden.
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Innerer Strukturwandel wird auch an der Veränderung der sozialen Po­
sition der noch im Arbeitsleben Stehenden sowie der Kontinuität von Er­
werbsverläufen sichtbar, wenn nur noch 31 Prozent aller im Erwerbsleben
Stehenden die gleiche und auch nur 22 Prozent eine ähnliche Tätigkeit (im
Vergleich zu vor 1990) ausüben. Es erweist sich eine berufliche Mobilität
innerhalb von 7 bis 8 Jahren, die - auch für westliche Verhältnisse - cinma­
lig ist. Wechsel in andere soziale Lagen, andere Berufe und andersart ige
Tätigkeiten sind in einem für Westdeutschland nicht vergleichbaren Maße
miteinander verbunden (hinzu kommen noch unterschiedliche arbeitsrecht­
liche Bedingungen wie befristete Arbeitsverhältnisse u. a.).

Zweitens: Lebenslagebewertungen durch den einzelnen messen sich
nicht vorrangig am Einkommen und an einem ohnehin geringfügigen Ver­
mögen, sondern am Maß erreichter sozialer Sicherheit oder Unsicherheit.
Dabei ist soziale Sicherheit nicht allein zu verstehen als Leistungssystem in
den Wechsel- und Notfällen des Lebens, sondern als Maß der Befriedigung
sozialer Grundbedürfnisse des Menschen, die ihm ein menschenwürdiges
Dasein und eine freie Entfaltung seiner Persönlichkeit ermöglichen. Inso­
fern reduzieren sich grundlegende Differenzierungen in den Lebenslagen
im wesentlichen auf

a) die Gruppe der unter »normalen« Bedingungen im Erwerbsleben Ste­
henden und der Rentner. Seide weisen - im Vergleich zu anderen - ein
höheres Maß an sozialer Sicherheit auf (Arbeit , gesicherte Einkommen,
spürbare Verbesserungen in den Lebensbedingungen und -verhältnissen);

b) die Arbeitslosen und in arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen Tätige,
die unter den gegenwärt igen Bedingungen weiter verunsichert werden und
die nur geringe Erwartungen au die Zukunft haben. Unerfahren im Um­
gang mit Arbeitslosigkeit, einem in der Vergangenheit von außen geprägten
Bild der Asozialität von Arbeitslosigkeit, werden neue individuelle Erfah­
rungen mit den sozialen Rahmenbedingungen der Marktw irtschaft gesam­
melt .

Dri ttens: Für eine Mehrheit der Bürger ist die spürbare Anhebung des
Lebensniveaus verbunden mit einer zunehmenden Differenzierung in den
Lebenslagen, die jedoch (noch) nicht zur Herausbildung neuer - bisher in
den neuen Bundesländern unbekannter - »Großgruppen« führt, die unter
Bedingungen leben, die der besonderen Unterstützung und Hilfe bedürfen
und die durch sinkende bzw. stagnierende Einkommen eine zunehmende
Erhöhung des Armutspotentials bedeuten. Armut tritt rechnerisch aufgrund
der geringen Einkommensdifferenzierungen (50 Prozent unterhalb des
Durchschnitt seinkommens) in den neuen Ländern weniger in Erscheinung.
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Insgesamt bewerten 44 Prozent aller Befragten ihre wirtschaftlichen Ver­
hältnisse mit schr gut/gut, 43 Prozent mit teils gut/teils schlecht und 13 Pro­
zent mit schlecht/sehr schlecht. Darunter sind Erwerbstätige, die zu 53 Pro­
zent ihre wirtschaftl iche Lage als sehr gut bzw. gut und nur 6 Prozent als
schlecht oder sehr schlecht einschätzen. Im Gegensatz dazu stehen die Re­
lationen bei Arbeitslosen ( 14 Prozent/37 Prozent) und bei in arbeitsmarkt­
politischen Maßnahmen Tätigen ( 13 Prozent/29 Prozent).

Armut ist jedoch nicht nur am Einkommen meßbar. 2,7 Millionen Bür­
ger, die de facto in Unterbeschäftigung leben, 1,3 Millionen Arbeitslose,
darunter 355 000 Langzeitarbeitslose, zunehmende Zahlen von Arbeitslo­
scnhilfc- und Sozialhilfeempfängern, wachsende Obdachlosigkeit, all das
sind Bedingungen, die nicht nur eine kleine Gruppe am Rande der Gesell­
schaft ausmachen, sondern bezogen auf rd. 15 Millionen Einwohner doch
ein beträchtliches Betroffenheitspotential darstellen. Es sind Millionen von
Menschen, die erstmalig mit Lebensverhältnissen konfrontiert werden, die
sie nicht mehr oder nur begrenzt mit eigenen Aktivitäten verändern kön­
nen. Es sind Lebensverhältnisse, die nicht Ergebnis einer lebenslangen Sy­
stemintegration, sondern Ergebnis eines Systemumbruchs sind. Sie wurden
in der individuellen Lebensplanung nie als möglicher - schon gar nicht als
gewünschter - Lebensabschnitt vorgesehen.

Viertens: Der nach 1990 zunächst eingetretene rasche allgemeine Zu­
friedcnheitsgewinn und die Stabilisierung in den Bewertungen werden
durch eine zunehmend kritische Betrachtung in einzelnen Lebensbereichen
ergänzt. Im Ergebnis des erreichten und sich abzeichnenden gesellschaftli­
chen Wandels beginnt in einzelnen Bevölkerungsgrnppen die allgemeine
Zufriedenheit zu sinken. Bestimmend für Veränderungen sind Arbeitslose
und vor allem in arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen Tätige. Insgesamt ge­
ben 53 Prozent der Befragten an, daß sie mit ihrem Leben alles in allem
zufr ieden bzw. sehr zufr ieden, 36 Prozent teilweise und 11 Prozent unzu­
frieden oder sehr unzufrieden sind.

Der Zufriedenheitsvergleich seit 1990 - bezogen auf einzelne Lebens­
bereiche -ergibt folgende Differenzierungen:

a) Bereiche der Privatsphäre, die einen hohen Grad der Zufriedenheit
und Stabilität aufweisen. Das betrifft jene Bereiche, die der einzelne eigen­
ständig, (relativ) unabhängig von äußeren Einflüssen auf sein Leben gestal­
tet, wie z. 8. die Partnerbeziehungen oder das Wohnen.

b) Bereiche von Lebensverhältnissen, in denen mit der Wende jene gro­
ßen Veränderungen erwartet wurden, die im wesentlichen auch eingetreten
sind - allerdings mit unterschiedlichen Wirkungen auf einzelne soziale
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Gruppen, - das betrifft Umwelt , Einkommensentwicklung und Rcalisie­
rungsmöglichkeiten, Freizcit. In diesen Bereichen sind auch zunehmend
Zufriedcnheitsgewinne und Abbau der Unzufriedenheiten feststellbar, die
jedoch von Arbeitslosen und in arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen Be­
schäftigten - insbesondere in bezug auf Einkommen/Realisierung -gegen­
sätzlich zur Auffassung anderer Gruppen gesehen werden.

c) Bereiche, in denen von der Mehrheit der Bürger mit der Vereinigung
keine Veränderungen angenommen wurden, für die von einer kontinuierli­
chen Fortsetzung der DDR-Verhältnisse ausgegangen wurde und bei denen
inzwischen die Gegensätzlichkeiten der Auswirkungen der Systeme und ih­
rer sozialen Sicherung für den einzelnen erlebbar und für große Teile der
Bevölkerung auch spürbar sind. Das sind insbesondere die Bereiche Ar­
beit, soziale Sicherheit und persönliche Sicherheit sowie seit 1995 das Ge­
sundheitswesen. Vor allem im Bereich Arbeit wird eine zunehmende
Differenzierung zwischen den einzelnen Gruppen nach Erwerbsstatusdeut­
lich. Kraß sind auch die Veränderungen im Bereich der persönlichen Si­
cherheit, der zunehmenden Ängste vor Kriminalität, vor Gewalt und
Bedrohungen, die jedoch seit 1993 eine relative Stabilität (oder Gewöh­
nung?) aufweisen.

d) Der mit hohen Ansprüchen in der Zeit der Wende art ikulierte, von
vielen aufgenommene Anspruch an die neuen Lebensverhältnisse durch die
Forderung nach mehr demokratischer Mitwirkung und Bürgerbeteiligung.
Inzwischen erweist sich eine wachsende Unzufriedenheit mit den Möglich­
keiten des einzelnen, auf politische Entscheidungen Einfluß nehmen zu
können. Vor allem mit steigender Bildung erhöht sich nicht nur der An­
spruch, sondern auch das Maß der Unzufriedenheit.

In jüngster Zeit wird viel über sich wandelnde Einstellungen und Hal­
tungen der Bürger in den neuen Bundesländern, über ihr Verständnis zu
ihrem Leben in der DDR, über den Umbruch und die Lebensverhältnisse in
den neuen Bundesländern diskutiert . »Ostidentität«, »neue Ostidentität«,
»nostalgisches Denken« u. a. m. verweisen nicht nur auf spezifische Le­
benslagen und -biographien, sondern auch auf Probleme im Nachgang der
politischen Vereinigung. Die Diskussion um Ostidentität wird nicht selten
in der Öffentlichkeit dazu genutzt, um im Denken und Verhalten der Bür­
ger der neuen Bundesländer eine Erklärung für die ökonomischen und so­
zialen Widersprüche in der Entwicklung der alten und neuen Bundesländer
sowie zwischen ihnen zu suchen. Dabei ist zunächst festzustellen:

a) Ostidentität ist kein Maß der Integration oder Identifikation mit dem
gegenwärtigen bundesrepublikanischen System.
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b) Sowohl in den alten als auch den neuen Bundesländern bezieht sich
Identität auf differenzierende soziale Strukturen ebenso wie gleichermaßen
alle Bürger betreffende Sachverhalte. Sowohl im Osten wie im Westen gibt
es Integrierte und Nichtintegrierte, sich mit dem bundesrepublikanischen
System Identifizierende und Nichtidentifizierende, gibt es am Alten Fest­
haltende ebenso wic sich um Reformen Bemühende oder andere politische
und ökonomische Verhältnisse Anstrebende.

c) Ostidentität ist nicht die spezifische Beschreibung für regionale Be­
sonderheiten zwischen Ländern, die es zwischen Schleswig-Holstein und
Bayern ebenso gibt wie zwischen Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen,
sondern die Reflexion der politischen, ökonomischen und sozialen Ent­
wicklung in Deutschland, der DDR und dem wiedervereinigten Deutsch­
land, bezogen auf die heute in den neuen Bundesländern Lebenden.

d) Ostidentität ist Aneignung neuer Werte- und Verhaltensstrukturen
ebenso wie eine spezifische Form von Besitzstandswahrung im Sinne von
progressiven, vom einzelnen erworbenen Denk- und Verhaltensweisen. Es
ist gleichermaßen Besinnung auf frühere und gegenwärtige, als positiv
empfundene Verhältnisse und Zustände wie Einsicht in fehlerhafte, falsche
und z. T. Menschenrechten entgegenstehende Entwicklungen.

Die Schwierigkeit einer empirischen Darstellung der Ostidentität -noch
dazu einer »neuen« Ostidentität - besteht darin, daß es weder Aussagen zu
einer zum Vergleich heranzichbarcn, empirisch belegbaren DDR-Identität
noch für die West-Identität gibt. Im Sozialreport 1997 wurden 10 Thesen
zur Ostidentität als Diskussionsangebot unterbreitet:

Erste These: Ostidentität ist geprägt durch den individuellen Lebens­
vollzug in zwei (bei älteren Bürgern in drei) verschiedenen Gesellschafts­
systemen. Bewertungen von Lebenslagen bzw. Lebensverhältnissen erfol­
gen stets als System- und als Ost-West-Vergleich (beide Momente spielen
für Bürger in den alten Bundesländern im wesentlichen keine Rolle).

Das eigene Erleben mit allen Seiten der DDR-Sozialismus-Entwick­
lung, die darauf aufbauende eigenständige Selbstbewertung, das vorhande­
ne Erfahrungswissen über Gegensätzlichkeiten, Vorzüge und Vorteile
beider Systeme ebenso wie ihre Ungleichheiten und Ungerechtigkeiten und
ein daraus resultierender anderer Zugang zur Identifikation mit dem bun­
dcsrcpubl ikanischcn System als für den (Alt-)Bundesbürger unterscheiden
Ost und West.

Die Bewertung des historischen Systemvergleichs seitens der Bürger in
den neuen Bundesländern beruht auf eigener Erfahrung und nicht auf einer
von außen vorgenommenen Fremdbestimmung. Es erfolgt keine nachträgli-
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che Umbewertung der DDR-Verhältnisse, sondern eher ein realer, realitäts­
bezogener Systemvergleich, der aus dem zunehmenden Erleben und den
Erfahrungen mit der bundesrepublikanischen Wirklichkeit resultiert . Weder
Gegenwart noch Vergangenheit werden pauschal akzeptiert noch verurteilt.
Das führt jedoch ebenso wenig zu einem »neuen« Ost-Bewußtsein wie zu
einem rückwärtsorientierten DDR-Bewußtsein, das alte Verhältnisse zu­
rückwünscht. Aber Fühlen als Bundesbürger ist nicht nur Identifikation mit
dem Grundgesetz, sondern auch Identifikation mit den realen sozialen und
ökonomischen Verhältnissen, ist Zurechtfinden in Lebensverhältnissen mit
anderen Lebensziel- und Wertvorstellungen

Zweite These: Die Bürger in den neuen Bundesländern fühlen sich vor
allem ihren Gemeinden/Kommunen verbunden und als Ostdeutsche und
erst in zweiter Linie mit ihrem jeweiligen Bundesland. Die Verbundenheit
mit der Bundesrepublik ist (noch) gering ausgeprägt.

Die verhältnismäßig hohe Übereinstimmung in der Verbundenheit zum
Lebensumfeld im engeren Sinne und zu den neuen Bundesländern ist ohne
Zweifel sowohl auf der gemeinsamen Vergangenheit als auch auf der
Gleichheit der spezifischen Lebensverhältnisse in den neuen Ländern im
Vergleich zu Westdeutschland begründet.

Dritte These: Bestimmend für Identitäten sind Werte und Wertestruktu­
ren. Dabei kann davon ausgegangen werden, daß für Ostdeutschland prä­
gend ist: eine sich wandelnde, aber generell noch von der Sozialisation der
vergangenen Jahrzehnte geprägte Wertestruktur mit einem hohen Stellen­
wert für Arbeit, Vereinbarkeit von Erwerbsarbeit und Familienpflichten, so­
ziale Sicherheit und persönliche Sicherheit.

Die Gerechtigkeitsvorstellungen der Ostdeutschen gründen sich auf Er­
fahrungen in bezug auf ein gleiches Recht auf Arbeit, Ausbildung und Ein­
kommen als Grundlagen individueller und familiärer Existenz. In den alten
Bundesländern wird eher davon ausgegangen, daß Ausbildung, Arbeit und
Einkommen Ressourcen für Selbstbestimmung sind, die man im Konkur­
renzkampf gegen andere erringt. Auch die Erfahrungen im Osten schlossen
zu DDR-Zeiten Konkurrenz um das Erreichen individueller Ziele, Konkur­
renz um Ausbildungs- und Arbeitsplätze ein.

Wenn auch für die Zeit vor 1990 nur bedingt Aussagen zum Wertcsy­
stem vorliegen, so ist unbestritt en, daß der Prozeß des Umbrechens tradi­
tioneller, in der DDR herausgebildeter Wertestrukturen noch im Gange ist,
daß neben einer vorhandenen Wertestabilität in einzelnen Bereichen - z. 8.
Erwerbsneigung von Frauen - eine Wandlung eintritt, in deren Rahmen sich
der einzelne in unterschiedlichem Maße neuen veränderten Bedingungen
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anpaßt. Andererseits wird vom einzelnen nach achtjähriger Sicht vieles ei­
ner erneuten Bewertung unterzogen. In unterschiedlichem Maße wird der
Wandel in der Wertestruktur als Wertegewinn bzw. -verfall empfunden.

Vierte These: Die Identität der Ostdeutschen beruht auf einem anderen
Zugang zur sozialen Marktwirtschaft, mit anderen Erfahrungen über Wir­
kungsmechanismen von Ökonomie auf soziale Entwicklungen. Der Zugang
der Ostdeutschen wird geprägt

- durch die neue Erfahrung, selbst auf dem Arbeitsmarkt in Erschei­
nung treten zu müssen, als Konkurrent zu anderen, als zeitweilig Integrier­
ter oder langfristig vom Arbeitsmarkt Ausgestoßener;

- durch die soziale Verunsicherung aufgrund des radikalen Sozialab­
baus - vor dem Hintergrund einer erlebten Staatsbürgerversorgung, wenn
auch auf niedrigem und egalitärem Nivcau - und durch fehlende Erfahrnng
und Einsichten in eine wirkungsvolle individuell e Vorsorge;

- durch die Entwicklung einer kapitalistischen Marktwirtschaft ohne
einheimische Kapitalisten (Aufteilung der Märkte unter Ausschluß der Ost­
deutschen), was z.B. den Zugang zum Markt als Unternehmer erschwert
bzw. nicht ermöglicht;

- durch Entzug von Eigentum in einer auf Eigentum beruhenden Ge­
sellschaft (Dcindustrialisierung, Landwirtschaft, Rückübertragung vor Ent­
schädigung) bei weitgehender Ausklammerung von Eigentumsformnen wie
Genossenschaften (ein eigentümliches, von allen Parteien umgangenes Ta­
buthema), die einen spezifi sch ostdeutschen Weg (z. B. Mietergenossen­
schaften) darstellen könnten.

So wie die Mängel und Rückstände zu DDR-Zeiten dem politischen
System zugeschrieben werden, so gilt das allerdings auch für die Bundesre­
publik. Der Bürger ist nicht bereit, ein System nach seiner jeweils gelun­
gensten Seite zu beurteilen. Historisch gesehen wird offensichtlich ein
System den Bürger für sich gewinnen, das sich als fähig erweist, materiell e,
soziale, kulturelle und politische Verhältnisse in einer für die Mehrheit der
Bürger - und nicht nur für die herrschenden Eliten - akzeptablen Weise zu
verbinden. Offensichtlich haben viele aus der DDR stammenden Bürger
der neuen Bundesländer ein solches System noch nicht erlebt bzw. ge­
funden.

Fünfte These: Ostidentität ist geprägt durch eine hohe Erwartungshal­
tung und Mitwirkung bei der demokratischen Erneuerung sowie die Erfah­
rungen der erneuten Ausgrenzung aus dem politischen Diskurs. Dabei
spielen einerseits die westlichen Erwartungen eine Rolle, daß mit dem In­
stitutioncntransfcr zugleich eine Veränderung in politischen Orientierungen
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und Verhaltensweisen eintritt , obwohl sozialwissenschaft liche Forschungen
schon vor der deutschen Vereinigung festgestellt haben, daß es eine Kon­
gruenz von politischen Strukturen und politischer Kultur nicht gibt. Zwei
Dinge sind erkennbar:

a) die Vorstellungen über ein sich an den Interessen der Bürger orientie­
rendes bundesdeutsches pluralistisches Parteiensystem sind im Schwinden;

b) die z. T. formalen Demokratieentwicklungen in der DDR, vor allem
in den Betrieben und Gewerkschaften, stellten bei allen Einschränkungen
mehrheitlich laut Bewertung ein höheres Maß an Mitwirkung sicher.

Es gab hohe Erwartungen an das Parteien- und Politiksystem. Die pa­
ternalistischc Art und Weise der Vcrcinigungspolitik (im Sinne einer »vä­
terlichen« Bevormundung vor allem durch den Staat und die Unternehmer)
ist in den neuen Bundesländern in zunehmendem Maße auf Ablehnung ge­
stoßen. Es wird einerseits von den Ostdeutschen erwartet, sich den neuen
Verhältnissen rasch anzupassen und gleichzeitig ihre eigene Entwicklung
bis 1990 als »Anpassung« zu verurteilen.

Sechste These: Ostidentität wird nicht unmaßgeblich durch den Um­
bruch im sozialen Status geprägt, d. h. die gegenwärt igen sozialen Struktu­
ren sind für die Haltung in und zur Bundesrepublik bestimmender als die
der Vergangenheit. »DDR-Identität« ist ganz offensichtlich mehr durch die
heutige soziale Situation (hoher Anteil von Arbeitslosen und in arbeits­
marktpolitischen Maßnahmen Beschäft igten) geprägt. Generell gilt jedoch,
daß - von den geringen Anteilen der sich voll mit der Bundesrepublik und
nachträglich mit der DDR Identifizierenden abgesehen - charakteristisch
für die Bürger in den neuen Bundesländern dic »weder/noch«-Haltung ist.
Aus einem als relativ sicher angenommenen Lebensverlauf wurde für viele
ein neuer, nicht geplanter und nicht gewollter Verlauf, der für einen Teil
mit sozialem Aufstieg, aber mehrheitlich mit sozialem Abstieg verbunden
war (Arbeitslosigkeit, sozialer Status, Wechsel der Erwerbstätigkeit usw.).

Siebente These: Ostidentität schließt eine differenzierte, Widersprüche
und negative Zustände in der DDR sehende und reflektierende Sicht des
Lebens bis 1990 ein. Es erweist sich auch hierbei, daß die Bewertungen
(zustimmende wie ablehnende) von Mehrheiten getroffen werden, die sich
nicht einfach politisch etikettieren lassen (d. h. als Mitglied oder Sympathi­
sant der PDS). Sie lassen sich auch nicht darauf reduzieren, daß man den
Ostdeutschen das System nicht hinreichend erklärt hat, sondern bedürfen
anderer Interpretationsmuster. Die mehrheitliche Haltung zur DDR ist wc­
der identisch mit einseitigen Auffassungen von Bürgerrechtlern noch denen
von einzelnen PDS-Gruppierungen; beide reflektieren mehr die »Flügel«
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(obwohl sich die Medien ihrer gerne bedienen) <lenn die Mehrheiten; sie
sind allerdings auch Bestandteil der »Ostidentität«, ohne für sie bestim­
mend oder charakteristisch zu sein.

Achte These: Die Bewertungen zur deutschen Einheit haben sich insge­
samt stabilisiert. Gewinne und Verluste stehen sich in einzelnen Lebens­
bereichen gegenüber. Eine pauschale Einteilung der Ostdeutschen in
Gewinner und Verlierer ist nicht haltbar. Bei jedem stehen Gewinnen Ver­
luste gegenüber - wenn auch in unterschiedlichen Größenordnungen. 1997
sehen 13 Prozent der Befragten für sich vor allem Gewinne, 21 Prozent
mehr Gewinne als Verluste, für 45 Prozent sind Gewinne und Verluste in
etwa gleich groß, 17 Prozent sehen mehr Verluste und 4 Prozent vor aller
Verluste. Während 44 Prozent der Erwerbstätigen Gewinne für sich vcrbu­
chen, sind das nur 17 Prozent bei den Arbeitslosen. Die überwiegende
Mehrheit ging nicht davon aus, daß grundlegende negative Einschnitte in
den Lebensverhältnissen erfolgen würden, daß es Bereiche des Lebens ge­
ben könnte, in denen man hinter das DDR-Niveau zurückfallen würde.
Nach anfänglicher Euphorie, die alles überdeckte, was an notwendigen Vor­
stellungen und Forderungen hätte eingebracht werden können, trat relativ
schnell für viele eine Phase der Ernüchterung ein. Ihr folgt heute eine Pha­
se der kritischen Betrachtung der mit der Einheit vom einzelnen erreichten
Gewinne und Verluste.

Zu den unterschiedlichen Vorstell ungen über die Vereinigung kommt
inzwischen hinzu, daß die heutige Situation, die Wirkungen des sozialen
Umbruchs auf den einzelnen gleichfall s mehr als differenziert sind. Von
den inzwischen Arbeitslosenhilfe- und Sozialhil feempfängern bis zu den
neuen Selbständigen und den alten und neuen Wiedereigentümern an ei­
nem inzwischen z. T. 200fach teureren Grund und Boden reicht die Skala
und damit die Unterschiedlichkeit veränderter Bedingungen für den cinzel­
nen, in dieser - für ihn neuen - Gesell schaft zu leben und zurecht zu kom­
men. Wider aller Logik gingen viele davon aus, daß es möglich wäre, die
sogenannten »Vorzüge des Sozialismus« (soziale Grundsicherung für alle,
stabile Mieten und Tarife, sichere Arbeitsplätze und Wohnung, staatli ch
subventioniertes Gesundheitswesen usw.) mit den Vorteilen der sozialen
Marktwirtschaft (unbegrenzte Reisemöglichkeiten, quali tativ hochwertiges
Konswngüterangcbot, Vielfalt demokratischer Betätigung u. a.) vereinigen
zu können. Inzwischen wurde die Erfahrung gesammelt, daß es sich nicht
um einen Übergangs-/Wandlungsprozeß handelt (Transformationsprozeß),
sondern um einen Systemwechsel in eine festgefügte marktwirtschaftl iche
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Ordnung, die insgesamt den Transfonnationsprozeß beschreitet (noch be­
schreiten muß).

Neunte These: Ostidentität unterliegt der Gefahr ciner sich stabilisie­
renden, z. T. gefährlichen »Selbstausgrenzung«. Die Bildung einer »Min­
derhcit« ist - auf Grundlage ökonomischer und sozialer Ungleichheiten -
Nährboden für Rechtsextremismus und Ausländerfeindlichkeit. Es ist bis
zu einem bestimmten Grade natürlich, daß bestimmte charakteristische
Merkmale von Menschen anderer Regionen, Länder, Kontinente im Ver­
gleich zum eigenen Umfeld unterschiedlich gesehen werden - wenn das in
der Regel auch mehr auf Gehörtes und Gelesenes zuriickgrcift als auf selbst
Erlebtes (es sei nur an vermittelte Charakteristika über Polen, Rumänen,
Palästinenser, Vietnamesen usw. verwiesen). Insofern reflektieren dic spe­
zifischen Bewertungen, zumindest was dic Ost-West-Bewertung betrifft, so­
wohl eigene Erfahrung als vermittelte Informationen.

Es besteht die Gefahr, daß Unterschiede in Werten und im Verhalten
zwischen Ost und West nicht im Sinne von »anders«, sondern im Sinne von
»besser« oder »schlechter« verstanden werden. Dasberuht für die Bürger
in den neuen Bundesländern auch z. T. auf einem Gefühl der Nichtakzep­
tanz der Erfahrungen und Kenntnisse der Ostdeutschen seitens der West­
deutschen (sicher bezogen vor allem auf Politiker, Medien, westdeutsche
»Erfahrungsträger« usw., die weitgehend auch die Haltung der Westdeut­
schen insgesamt beeinflussen).

Insgesamt zeigt sich nach wie vor eine relativ durchgängige »Negativ­
Haltung« zu Ausländern, die einer seit 1992 kaum nachweisbaren Verände­
rungen unterliegt. folgende Aspekte sind hervorzuheben:

- 51 Prozent der Befragten ( 1992 = 53 Prozent) stimmen der Auffas­
sung, daß in Deutschland zu viele Ausländer leben und ihre Zahl in den
nächsten Jahren kleiner werden sollte, voll zu und 30 Prozent teilweise
( 1992 = 29 Prozent). Das heißt, daß insgesamt rd. 80 Prozent der Bürger in
den neuen Bundesländern, die bis 1990 mit Ausländerproblemen kaum
konfrontiert wurden, eine mehr oder weniger ablehnende Haltung haben.

- Daß Ausländer das soziale Leistungssystem ausnutzen und auf »unse­
re Kosten« leben, meinen 43 Prozent (volle Zustimmung) und ebenfalls 43
Prozent teilweise.

- Nur 16 % stimmen voll der Auffassung zu, daßAusländer dasLeben
in Deutschland bereichern (41 Prozent teilweise).

Zehnte These: Die Akzeptanz von Ostidentität in ihren produktiven Sei­
ten, in ihrer kritischen Aneignung westlicher Lebensverhältnisse ist eine
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notwendige Voraussetzung für progressive Refonnen zur Weiterentwick­
lung in der Bundesrepublik. Der sich historisch vollziehende Vcreinigungs­
prozeß ist nach schneller Einführung der Währungsunion, nach rascher
Übernahme der Rechtsordnung, nach einer Wirtschaftsunion, die sich bis­
her mehr als wirtschaft licher Niedergang durch millionenfache Ausgren­
zung darstellt , offensichtlich an einen Punkt gelangt, der es im Interesse
des Gemeinwohls verlangt, unterschiedliche Werte- und Denkstrukturen
zwischen Ost und West, unterschiedlichste Positionen zur Gegenwart und
vor allem aber zur Vergangenheit nicht nur zur Kenntnis zu nehmen, son­
dern zu akzeptieren, daß Progressives auch im erforderlichen Wandel im
Osten Liegen kann/sollte.



ERNST BIEN ERT

Lebensarbeitsleistung und Alterssicherung

Gestatt en Sie mir bitt e vorab einige Worte zu unserer heutigen Veranstal­
tung, die - wie ich meine - dem Anliegen, Leben und Wirken von Hans
Thalmann zu würdigen, durchaus angemessen ist.

Ich möchte vor allem der Rosa-Luxemburg-Stift ung Sachsen e. V. dan­
ken, daß sie dieses Kolloquium veranstaltet. Als Absolvent (1955), Aspi­
rant (1958), Dozent (bis 1966) und Honorarprofessor (1976-1989) der
Leipziger Universität erlaube ich mir die Bemerkung, daß die Durchfüh­
rung einer solchen Veranstaltung eigentlich Aufgabe dieser Universität ge­
wesen wäre. Wenn die Leipziger Universität, an der Thalmann gewirkt hat,
dieses Kolloquium nicht durchführt , so liegt das offenkundig an dem eigen­
art igen Geschichtsverständnis, das heute an dieser traditionsreichen Bil­
dungseinrichtung herrscht.

Aus den Erfahrungen meiner eigenen Abwicklung ist das für mich aber
nicht überraschend, denn alles, was irgendwie an die DDR erinnern oder
mit dem gescheiterten Sozialismus-Versuch in Verbindung stehen könnte,
soll aus den Annalen der Leipziger Universität getilgt werden. Für alle, die
das bisher nicht wußten, habe ich hier ein Weißbuch der Gesellschaft zum
Schutz von Bürgerrecht und Menschenwürde e. V. mitgebracht, in dem un­
ter dem Titel »Unfrieden in Deutschland« dic Abwicklung von Wissen­
schaft und Kultur im Osten Deutschlands dokumentiert wurde. 1 Auf Seite
155 finden wir einen Brief des sächsischen Staatsministers Prof. Dr. Meyer
vom 9. November 1992, mit dem allen Hochschulen eine Liste mit den Na­
men von 837 Hochschullehrern übergeben wurde, denen Minister Meyer in
Verletzung der Hochschulautonomie und ohne Anhörung der Personalräte
»mangels persönlicher Eignung« gekündigt hatt e. Die Hochschullehrer der
Fachrichtung »Sozialistische Arbeitswissenschaft« gehörten ebenfalls zu
diesen mißliebigen Personen, die nach der Weisung des Ministers an keiner

Gesellschaft zum Schutz von Bürgerrecht und Menschenwürde e.V. (GBM): Unfrieden
in Deutschland. Weißbuch. Wissenschaft und Kultur im Beitrittsgebiet. Berlin 1993.
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sächsischen Hochschule wieder eingestellt werden durft en. Berufsverbot
per »Schwarzer Liste«! Die Haltung der Leipziger Universität kommt mir
so vor, als sollte Hans Thalmann 36 Jahre nach seinem Tode noch nach­
träglich auf diese Berufsverbotsliste gesetzt werden.

Mit dem Thema meines Beitrages ist ein Ereignis unmitt elbar verbun­
den, das gestern, am 10. Oktober 1997, im Deutschen Bundestag stattfand.
Eine Mehrheit von Abgeordneten der sogenannten Volksparteien CDU/
CSU und der Steucrsenkungspartei für Bcsservcrdiencndc hat unter dem
irreführenden Titel »Rentenreform« ein Gesetz beschlossen, das in den
nächsten Jahren die Grundlagen der sozialen Alterssicherung zerstören
wird. Insbesondere die vorgesehene Absenkung des Rentenniveaus auf
64 Prozent des durchschnittlichen Nettoverdienstes wird dazu führen, daß
sich große Teile der künfti gen Rentner mit ihrer Altersversorgung dem Ni­
veau der Sozialhilfe nähern werden.

Dabei hatt e 1990 alles so hoffnungsvoll begonnen. Als ich im Frühjahr
1990 das erste Mal mit dem westdeutschen Rentensystem in Berührung
kam, imponierte mir vor allem die von Arbeits- und Sozialminister Blüm
verbreitete Losung »Dic Rente ist Alterslohn für Lebensleistung«. Ein sol­
ches Rentensystem, das auf Arbeit und Beiträgen beruht und das dynamisch
mit der Entwicklung der Löhne verbunden ist, hatt en wir in der DDR leider
nicht. Das DDR-Rentensystem, das zwar - wie vieles andere in diesem
Staat - cine große soziale Sicherungskomponente enthielt und bedeutende
Vorzüge für werktätige Frauen und Mütt er beinhaltete, war durch eine sehr
geringe Diffcrenzicrnng gekennzeichnet. Die Beibehaltung der Pflichtbei­
tragsgrenze von 600 Mark und die viel zu späte und dazu halbherzige
Einführung der Freiwilligen Zusatzrentenversicherung (FZR) hatt en un­
übersehbar Tendenzen zu einer Einheitsrente zur Folge. Wie das Lohnsy­
stem stand auch die DDR-Rente im Widerspruch zum proklamierten
sozialistischen Leistungsprinzip und war durch Gleichmacherei geprägt.

Die Blüm'sche Formel von der Rente als Arbeitslohn für Lcbenslei­
stung weckte deshalb Zuversicht und Hoffnung für die meisten DDR­
Bürger, deren Lebensarbeitsleistung durch ein langes Erwerbsleben gekenn­
zeichnet ist. Heute muß man sagen, daß sich die Erwartungen von 1990 zu
einem großen Teil nicht erfüllt haben. Ich will gar nicht darüber sprechen,
daß die bis 1995/96 versprochene Angleichung der Ostrenten an das West­
nivcau ausgeblicben ist. »Deutschland wächst zusammen - die Rente
wächst mit«. Dieser damalige Wahlslogan hat sich genauso als Illusion und
Lüge erwiesen wie die spätere beschwörende Formel von Sozialminister
Blüm »Die Renten sind sicher«. Inzwischen haben wir - sieben Jahre nach
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dem Beitrittsvertrag - einen Zustand erreicht, wo auch die Losung »Alters­
lohn für Lebensleistung« Schritt für Schritt zu Grabe getragen wird.

Begonnen hat dies bereits bei der Rentenüberleitung 1992. Natürlich
darf man nicht ignorieren, daß das Rentenüberleitungsgesetz' für viele
DDR-Rentner, insbesondere für FZR-Versicherte und Hinterblicbene, gro­
ße Vorteile gebracht hat. Ich wehre mich aber dagegen, daß man darüber
oft vergißt, daß 1992 für sicher eben so viele DDR-Bürger beträchtliche
Teile ihrer Lebensarbeitsleistung entwertet und in der Westrente nicht be­
rücksichtigt wurden. Das Rentenüberleitungsgesetz ließ zum Beispiel all e
zusätzlichen Rentenansprüche für Frauen und Mütter, Zeiten des Frauen­
Sonderstudiums, Zeiten der Pflege von Familienangehörigen und freiwilli­
ge Beitragszahlungen ersatzlos unter den Tisch fallen. Diese Teile des
DDR-Versicherungslebens zählen nicht mehr. Sie wurden genauso entwer­
tet, wie die drei Jahre planmäßige Aspirantur, für die mich Hans Thalmann
nach meinem Studium 1955 gewonnen hatte.

Ich spreche heute vor all em für fast 1,5 Mill ionen DDR-Rentner, die
1992 einen sogenannten Auffüllbetrag zu ihrer neuen Westrente erhielten,
weil der neue Rentenanspruch geringer war als ihre DDR-Rente. Dieser
Auffüllbetrag sollte cine Reduzierung der Rente verhindern und erst dann
schrittweise abgebaut werden, wenn Ost- und Westrenten ein gleiches Ni­
veau haben. Heute nun müssen 84 Prozent der Rentnerinnen und rund ein
Drittel der Rentner von 1992 erleben, daß man ihnen die Auffüllbeträge
wieder wegnimmt, obwohl die Rentenangleichung Ost nach West noch
längst nicht voll zogen ist. Sie erhalten dadurch über viele Jahre hinweg
eine niedrigere und oft gar keine Rentenerhöhung.

Ich spreche aber auch für Hunderttausende Berechtigte auf eine Zusatz­
oder Sonderversorgung, deren Versorgungszusagen 1992 beseitigt wurden.
Darunter sind ca. 200 000 Personen, die aus politischen Gründen durch das
Rentenstrafrecht diskriminiert werden und beträchtliche Rentenkürzungen
hinnehmen müssen. Auch in diesen Fällen wurden rechtmäßig erworbene
Renten- und Versorgungsansprüche aberkannt, blieben Teile der Lebensar­
beitslcistung in der Westrente unberücksichtigt. Die als Versorgungsunrecht
bekannt gewordenen Regelungen wurden inzwischen sogar vom Bundesso­
zialgericht (BSG) gerügt. In einem Urteil vom 6. Dezember 1996 (Akten­
zeichen: 13 RA 1/95) kritisierte der 4. Senat des BSG, daß sich bei der

2 Gesetz zur Herstellung der Rechtseinheit in der gesetzli chen Renten- und Unfallversi­
cherwng (Renten-Überleitungsgesetz - RÜG ) vom 25. Juli 1991, BGBI. I. S. 1606.
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Rentenüberleitung Versicherte des Beitrittsgebietes - anders als die Versi­
cherten in den alten Bundesländern - nicht darauf einstell en konnten, daß
ihre Lebensarbeitsleistung jetzt nur zum Teil bei der Berechnung der Al­
tersrente berücksichtigt wird.

Ich wil l es ganz deutlich sagen: Was 1992 bei der Überleitung der
DDR-Renten und -vcrsorgungcn praktiziert wurde, setzt die Bundesregie­
rung für all e deutschen Rentner fort. Beispiel dafür ist das sogenannte
Wachstums- und Beschäftigungsförderungsgesetz', das durch die Anhe­
bung der Altersgrenzen und durch die spürbar geringere Bewertung von
Schul- und Ausbildungszeiten seit 1997 massiv in die Rentenleistungen ein­
greift und die Blüm 'sehe Formel »Rente ist Arbeitslohn für Lebensleistung«
in Frage stell t. Gehören etwa ein Schulbesuch bis zum Abitur oder ein vier­
jähriges Studium nicht zur Lebensleistung eines Versicherten? Wenn Aus­
bildungszeiten zu »versicherungsfremden Leistungen« erklärt und künftig
nur noch mit drei Jahren in der Rente anerkannt werden, so ist das - wie
vieles in diesem Lande auch - wissenschafts- und kulturfeindlich.

Den schwersten Angriff auf das System der sozialen Alterssicherung
und die wichtigste Säule des Sozialstaates haben die Bundesregierung und
die sie tragenden Parteien mit dem eingangs genannten Rentenreformge­
setz 1999° eingeleitet. Was hier geschehen soll , ist in der fast 50jährigen

3 Anmerkung der Herausgeber: In der Zwischenzeit hat das Bundesverfassungsgericht das
Anspruchs- und Anwartschaft süberleitungsgesetz (AAÜG) in wichtigen Teilen für ver­
fassungswidrig erklärt . Ernst Bienert schreibt hierzu: »Mit den vier Urteilen des 1. Se­
nats des Bundesverfassungsgerichts (BVG) vom 28. April 1999 findet ein Rechtsstreit
ein vorläufiges Ende, an dem rund 30 000 Betroffene durch ihre Klagen unmittelbar be­
teiligt waren und der darüber hinaus fast 400 000 Versicherte betrifft , die durch ihre
Arbeit in der DDR rechtmäßig Ansprüche auf eine Zusatz- oder Sonderversorgung er­
worbcn und das Rentenalter bereits erreicht haben. Dazu kommen mehr als 2 Millionen
Personen, die erst künft ig rentenberechtigt werden. [...] Für die heutige Rentnergenerati­
on im Osten und alle Bürger jenseits eines Alters von S0 Jahren wird es dabei bleiben,
daß sie nur einen Anspruch auf eine Rente, nicht aber auf eine darüber hinausgehende
Versorgung haben.« (Ein Schritt zu mehr Rentengerechtigkeit. In: »Neues Deutschland«
vom 4. Mai 1999. S. 11.) An anderer Stelle äußert Bicnert : »Wir sind noch nicht am
Ende, noch immer gibt es gesetzliche Regelungen, die auch über den 31. Dezember 1996
hinaus willkürliche, politisch motivierte Rentenkürzungen vornehmen.« (Rentenstraf­
recht passe? In: »Neues Deutschland«. Berlin. 16. Juni 1999. Ratgeber Nr. 389. S. 2.)

4 Wachstums- und Beschäft igungsförderungsgesetz vom 29. September 1996. BGBI. I.
$. 1461.

5 Gesetz zur Reform der gesetzlichen Rentenversicherung (Rentenreformgesetz 1999 -
RRG 1999) vom 16. September 1997. BGBI. I. $. 2998.
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Geschichte der BRD einmalig. Es geht hier nicht um Ost oder West, son­
dern um den sichtbarsten Abbau des Sozialstaates in ganz Deutschland, um
die weitere Bereicherung der Einflußreichen auf Kosten der Armen und
sozial Schwachen. Mit dieser Einschätzung befi nde ich mich in Überein­
stimmung mit den Initiatoren der Erfurter Erklärung, die in der vergange­
nen Woche feststellen mußten, daß ihre kritischen und warnenden Worte
von Anfang 1997 durch die Politik der Bundesregierung in erschreckender
Weise bestätigt wurden.

Ich will meine Kri tik an diesem Rentengesetz, die ich bereits Ende Juni
1997~ veröffentlicht habe, heute nicht wiederholen. Ich will aber sagen,
daß es genügend Alternativkonzepte gibt, die geeignet sind, eine wirkli che
Rentenreform einzuleiten, ohne das Sozialstaatsgebot des Artikels 20 des
Grundgesetzes zu verletzen. In diesem Sinne unterstütze ich nachhaltig
z.B. das Rentenkonzept der Volkssolidarität, das im Juni im Namen von
mehr als 500 000 Mitgliedern vorgestellt wurde. Man muß es nüchtern sa­
gen: Der bisherige Widerstand und der Protest gegen den systematischen
Sozialabbau waren offensichtli ch nicht wirksam genug. Anlaß zu Hoffnun­
gen gibt die wachsende Unterstützung für die Erfurter Erklärung mit ihrer
Losung »Bis hierher und nicht weiter!«

6 ERNST BIENERT: Bonner Mißgeburt . Statt cincr Reform ein reines Spargesetz - Bundesrc­
gierung wälzt mit Rentenreformgesetz 1999 Lasten ihrer verfehlten Politik auf die Alten
ab. In »Neues Deutschland«. Berli n. 24. Juni 1997. $. 12.
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HERBERT WOLF

Das »Leistungsprinzip« in Theorie und Praxis der DDR
und im gegenwärtig herrschenden Wirtschaftssystem

Der Verfasser dieses Beitrages ist Hans Thalmann besonders dankbar für
etliche kritisch-nachdenkliche Diskussionen zum Leistungs- und Sozial­
prinzip, die er 1948/49 u. a. auch mit ihm persönlich geführt hat. Seinerzeit
war Thalmann zusammen mit Fritz Bchrcns einer der wenigen marxisti­
schen Hochschullehrer der Wirtschafts- und Sozialwissenschaft en an der
Universität Leipzig. Wir, als sozialistische Studenten. hielten es für nötig
und uns selber auch für durchaus befähigt, für die damals auf der Tagesord­
nung stehenden Probleme des demokratischen (letztlich sozialistischen)
Neuaufbaus Deutschlands mit Elan »schöpferische Lösungen« zu entw ik­
keln. Studieren, Weitergeben, Anwenden, das war in jenen Jahren - aus
den Umständen heraus - eine selbstverständliche Einheit.

Dem kam entgegen, daß ein enger kameradschaftlicher Kontakt mit den
Genossen Hochschullehrern üblich war, der sich auf die aktuellen Proble­
me konzentrierte, der allerdings auch oft die Form eingehender Streitgc­
spräche annahm. Das zwang die Tcilnchmenden - besonders aber uns
Junge - zu tieferem Nachdenken. Und das hat uns den Erwerb von daucr­
haft wesentlichem Wissen überhaupt erst ermöglicht, wofür wir unseren
damaligen Hochschullehrern noch heute dankbar sind. Das anderswo und
besonders in den späteren Jahren der DDR sehr verbreitete bloß (gläubige)
Lernen, aufgrund eines lediglich »verkündenden« Vortrags der »Lehre«,
gab es in der damals entstandenen »Leipziger Schule«jedenfalls nicht. Dies
schon gar nicht bei Thalmann, der eigentlich immer eine grüblerisch-diffe­
renzierte und tabulose Problembehandlung (bei gleichzeitig positiv festen
Grundanschauungen) an den Tag legte. So war auch seine Position zur da­
mals brandaktuellen Frage des »Leistungsprinzips«. Insbesondere, als ich
mich (zusammen mit Wolfgang Berger) nachdrücklich für die Idee des
»progressiven Leistungslohnes« einzusetzen begann, äußerte Thalmann
hierzu ganz eigene Bedenken. Obwohl wir diese nicht gleich verstanden,
wurden sie später ein wesentlicher Ausgangspunkt der tiefgehenden Be­
schäfti gung mit der ganzen Problematik des Leistungsprinzips.
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Worum ging es in der damaligen Zeit und worin bestand unser speziel­
les Problem? Das 1946 gebildete Volkseigentum ermöglichte und die all ­
seits spürbare Nachkriegsnot erforderte auch ein neues Herangehen an
Arbeit, Arbeitsleistung, Arbeitsergebnis - und damit an die Bindung der
ersteren an die Aneignung des letzteren. Deshalb stell te der 2. FDGB-Kon­
greß im April 1947 die Losung auf: »Mchr produzieren - gerechter vertei­
len - besser lcben!«, die im September 1947 als leitende Losung des
2. Parteitages der SED proklamiert wurde. Sie nahm einen Monat später
durch den SMA-Befehl 2341 praktische Gestalt an und führte dann bis Ok­
tober 1948 zur Entwicklung der Aktivisten-Bewegung. All das wurde in
jener Zeit jedoch etwas zwiespältig im Volk aufgenommen.

Einerseits hatten die Arbeiter ihre generationenlange Erfahrung im
Kopf: »Akkord ist Mord!« Sie wußten um den Wert der verschiedensten
Defensivmittel am Arbeitsplatz, um der aus kapitalistischer Zeit gewohnten
Arbeitstreiberei und Lohndrückerei entgegenzuwirken, und sie waren auch
nicht so schnell bereit, darauf künftig zu verzichten. Andererseits war die
allgemeine Not offensichtlich. Die einzig mögliche Antwort konnte damals
nur lauten: Wenn die Produktionsmittel dem Volke gehören, dann auch die
Produkte, die das Arbeitervolk mit ehrlicher Arbeit erzeugte. Das galt zu­
mindest für diejenigen als plausibel, die sich nicht von dem allerdings eben­
falls verbreiteten Satz verwirren ließen: »Die Russen schleppen doch
sowieso alles weg!« (Ein Satz, der in dieser Fonn Verleumdung war, der
jedoch infolge der rigorosen »Reparationsentnahmen aus der laufenden
Produktion« seitens der Besatzungsmacht leider immer erneut Nahrung
fand).°

An und für sieb waren die Thesen von Marx über die Unausweichlich­
keit des Leistungsprinzips nach der Vergesellschaftung der Produktionsmit­
tel, die er in seinen Randglossen zur Kritik des Gothaer Programms
ausführte, ihrer Logik wegen voll überzeugend. Von der Gesellschaft erhält
der einzelne Produzent - nach den für gemeinsame Bedürfnisse unerläßli-

Befehl Nr. 234 vom 9.10. 1947 des Obersten Chefs der sowjetischen Militärveraltung
»Über Maßnahmen zur Steigerung der Arbeitsproduktivität und zur weiteren Verbesse­
rung der materiellen Lage der Arbeiter und Angestellten in der Industrie und im Vcr­
kehrswesen«. Berlin 1947. - Siehe auch: Befehl Nr. 253 des Obersten Chefs der SMAD
in Deutschland vom 17.8.1946 »Über gleiche Entlohnung der Frauen, der jugendlichen
Arbeiter und der erwachsenen Männer für gleiche Arbeit«.

2 HORST BARTHEL: Die wirtschaftlichen Ausgangsbedingungen der DDR. Zur Wirtschafts­
entwi cklung auf dem Gebiet der DDR 1945-1949/50. Berlin 1979
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chen Abzügen -exakt zurück, was er ihr gibt. Er erhält unter diesen Bedin­
gungen zwar nicht den »unverkürzten Arbeitsert rag«, aber das Recht der
Produzenten auf die Aneignung ihrer Arbeitsprodukte ist ihren Arbeitslei­
stungen proport ional.

Genau dies wurde immer als der Kern des sozialistischen Leistungs­
prinzips verstanden, -nicht nur in der Theorie, sondern auch in der (offi zi­
ellen) Praxis. Unklar war in der gesamten Zeit des »Realsozialismus«
meistens nur, wie das praktisch funktioniert , einschließlich, wer denn wie
über die Nonnen der Arbeit (und ihrer Ergebnisse) sowie über die Nonnen
der Aneignung gemäß der Leistung entscheidet - abgesehen davon, was
denn nun eigentlich »Leistung« heißt - und wie sich das Ganze zur ange­
strebten sozialen Gerechtigkeit verhält.

Diese Grundfragen brachen bereits in den endvierziger Jahren mit aller
Konsequenz auf. So insbesondere in der bereits erwähnten Debatt e um den
sogenannten progressiven Leistungslohn. Diese Lohnforin sollte bewirken,
daß bei proport ionalem Anstieg der Nonnerfüllung der Geldlohn überpro­
port ional (mit zunehmendem Tempo) ansteigt. Aber dazu gab es auch emn­
ste Einwände.

Der erste Einwand von Gewerkschaft sseite (den auch Thalmann unter­
stützte) lief darauf hinaus, daß eine solche Entlohnung die Betriebe in die
Unrentabilität treiben würde. Dem begegneten wir (Berger und Wolf) ' als
Befürworter, daß in der Kostenstruktur der modernen Industriebetriebe ein
erheblicher Anteil von fixen Kosten gegeben ist (Kosten, die relativ unab­
hängig vom Produktionsausstoß in einer bestimmten Größe anfallen), so
daß mit einem Anstieg des Produktionsausstoßes ihr Anteil an den Stück­
kosten (Kosten der einzelnen Produktionseinheit) mehr oder weniger stark
zurückgeht. Wir meinten daher, daß die einzelnen Betriebe entsprechend
ihrem spezifischen Fixkosten-Anteil durchaus progressive Leistungslöhne
anwenden könnten, ohne deshalb die Gesamtkosten pro Stück in die Höhe
treiben zu müssen, erst recht, da diese Lohnfonn nur für den entscheiden­
den Teil der Produktionsarbeiter gedacht war.

Der zweite Einwand, den ich in diesem Zusammenhang einmal von
Thalmann hörte, war ganz anderer Art . Er meinte nämlich: »Natürlich
braucht die volkseigene Wirtschaft neue Lohnregelungen, die denen des

3 Sichc WOLFGANG BERGER: Karl Marx als Kritiker der modernen Betr iebswirtschaftslehre.
In: Deutsche Finanzwirtschaft 3(1949)10. S. 249-253. WOLFGANG BERGER: Zu einigen
ökonomischen Problemen der 21. Tagung des ZK der SED. In: Wirtschaft swissenschaft
3(1955)1. $. 11 21.
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Kapitalismus nicht adäquat sind, zugleich jedoch das Leistungsprinzip ver­
wirklichen. Aber es kann doch nicht unsere Linie sein, solche Fonncn der
Stimulicrung anzuwenden, die darauf abzielen, das Letzte aus den Arbei­
tern herauszukitzeln. - Das Leistungsprinzip anwenden, heißt an und für
sich nicht bloß stimulieren, sondern eine soziale Gerechtigkeit dadurch her­
stellen, indem der Arbeitende von der Gesellschaft zurückerhält, was er mit
seiner Leistung an gesellschaft lich verbrauchbaren Fonds mit geschaffen
hat, -nicht mehr und nicht weniger.«

In der Tat, so war die Logik: Wenn einige mehr aneignen können, als
sie beigetragen haben, heißt das, andere bekommen weniger. Und das war
des Durchdcnkcns schon wert . Es war dies nämlich jene Frage, die in ver­
schiedenen Formen in der DDR dic Geschichte der Verteilungsverhältnisse
in gewisser Hinsicht geradezu geprägt hat (ganz abgesehen von der Frage
der Privi legien überhaupt).

Einerseits wurde in der DDR-Zeit das ganze Problem der »Verteilung
nach der Arbeitsleistung« meist auf die bloßc »Ausnutzung der materiellen
Interessiertheit« (also auf die Arbcitsstimulicrung) reduziert . Andererseits
wurde es de facto immer wieder dem »Prinzip sozialer Gerechtigkeit« ge­
genübergestellt, jedoch in einer gänzlich versimpelten Gestalt, nämlich als
angenäherte Gleichheit des Niveaus der Einkommen. Beides war übrigens
nicht nur für die DDR typisch, sondern galt für die meisten Länder des
Ostblocks (oft in noch weit zugespitzterer Form). - Hierzu sollen nachste­
hend nur einige (für den Kenner der DDR-Geschichte genügend aufschluß­
reiche) Beispiele angeführt werden.

Zeitweilig (nahezu generell in den fünfziger Jahren -aber unterschwel­
lig im gesamten DDR-Zeitraum) wurde überwiegend nach dem bornierten
Grundsatz verfahren: Insoweit sich das gesellschaftliche Bewußtsein von
Mitarbeitern (oder ganzen sozialen Schichten) als noch zurückgeblieben
erweist, muß man eben einen materiellen Anreiz zur Arbeit schaffen. Und
wo man einen solchen Mangel an »sozialistischem Bewußtsein« nicht oder
nicht mehr unterstellen muß, könnte man auch davon absehen. Dann sollten
cher die Formen und Methoden der »moralisch-ideellen«Interessiertheit
eingesetzt werden, d. b. auf erbrachte gesellschaft liche Leistungen rcagie­
rende prononcierte staatlich-gesellschaft liche Ehrungen, Anerkennungen,
Auszeichnungen etc.

Sicherlich ist es zutreffend, daß die Anwendung des sozialistischen Lei­
stungsprinzips nicht nur das bloße Gewähren eines der erbrachten Leistung
adäquaten Geldverdienens beinhaltet. Daß unter den neuen Verhältnissen
das Erbringen gesellschaft lich besonders nützlicher Leistungen auch diffe-
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rcnzicrtc Strukturen des gesell schaftl ichen Ansehens und den jeweili gen
Leistungsträgern zuteil werdender öff entli cher Achtung herausbilden müß­
te, war eigentlich nie strittig. Aber die moralisch-ideelle Interessiertheit
muß mit der materiellen Interessiertheit parallel laufen und kann sie nicht
ersetzen oder negieren. Sonst drohen schwerwiegende Folgen aus der fak­
tischen Verhaltenslenkung der arbeitenden Menschen.

Da die Verteilung nach der erbrachten gesell schaftli ch nützlichen Lei­
stung eine Gesetzmäßigkeit bei einer soziali stischen gesellschaftlichen Or­
ganisation der Arbeit ist, muß ihre Beachtung diese Ordnung festigen,
während ihre längere und tiefgehende Mißachtung zu einer Untergrabung
dieser Ordnung führen muß. Genau das wurde ja in der Geschichte der
Ostblock-Länder u. a. auch sehr real deutli ch.

Es dürfte ja auch logisch sein, daß es verheerend wirken muß, wenn
all gemein diejenigen, die mit innerer Motivation für die sozialistische Pro­
duktion arbeiten, in der Verteilung »die Dummen« machen und jene, die an
sich auf die gesell schaftl ichen Anliegen spucken, die aber gebraucht wer ­
den, sich als die Schlauen erweisen. Dies ganz abgesehen von den vcrhal­
tenslenkenden Auswirkungen jenes sozialen Unrechts, daß dann ganz
unabhängig von ihrer erbrachten Leistung und ihrem Ergebnis die einen
viel »verdienen« und die anderen wesentlich weniger. Das wurde jedoch
auch in den späten fünfziger Jahren noch nicht all gemein akzeptiert.

In der Anfangszeit der DDR gab es - nachdem der Versuch mit dem
progressiven Leistungslohn erledigt war - eine an die Akkordarbeiter ge­
richtete intensive Kampagne »Nehmt die Schweinebraten aus der Schubla­
de!«, verbunden mit der Propagierung der Aktivisten-Bewegung. Dann
erfolgte Anfang 1953 eine DDR-all gemeine administrative Erhöhung der
Arbeitsnormen, die nach dem 17. Juni 1953 wieder zurückgenommen wer­
den mußte.* Später galt (wenn auch kaum praktisch wirksam) die Devise
»Neue Technik - Neue Norm«. Und schließlich kam nach dem Bau der
Mauer 1961 die Kampagne »In der gleichen Zeit, für das gleiche Geld mehr
produzieren'« Womit das Prinzip der Verteilung nach der Arbeitsleistung
zunächst erst einmal suspendiert war.'

4 Sich DOROTHEA FABER: Einkommensstruktur und Lebenshaltung in der sowjetischen Be­
satzungszone. Bonn 1953.

5 Siehe JORG ROSLER: Wende in der Wirtschaftsstrategie - Krisensituation und Krisenma­
nagement 1960-1962. In: Brüche, Krisen, Wendepunkte - Neubefragung von DDR-Ge­
schichte. Leipzig, Jena, Berlin. 1990. $. 171-182. Siegfried Prokop: Ubergang zum
Sozialismus in der DDR 1958-1963. Berlin 1986.
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In der Zeit des »Neuen Ökonomischen Systems«6 (ab 1963 bis maximal
1970) sollte von Anfang an das Leistungsprinzip in Produktion und Vertei­
lung mit aller Konsequenz angewandt werden. Im Januar 1963 hatte dazu
der VI. Parteitag der SED die Losung ausgegeben: »Alles, was der Gesell­
schaft nützt, muß auch für den Betrieb und für den einzelnen Werktätigen
vorteilhaft sein!« Und ferner hieß es: »Die vollständige Übereinstimmung
zwischen den gesellschaftlichen Erfordernissen und den materiellen Inter­
essen der Individuen, Kollektive und Gruppen ist die wichtigste Triebkraft
unserer ökonomischen und damit auch der gesellschaftlichen Entwick­
lung.« (Wobei später hinzugefügt wurde, daß diese Übereinstimmung im
alltäglichen praktischen Leben spürbar gemacht und bewußt werden muß).

All dies war zunächst nicht nur schöne Theorie, sondern zugleich rich­
tungweisende Absichtserklärung der neu eingeschlagenen Politik. Dem
entsprachen auch die mit dem NÖS eingeführten Lösungen, wie neben
hauptsächlich gewinnorientierten Normativen zum Betr iebsprämienfonds
und zur Jahresendprämie (bei Erhöhung bzw. Neueinführung beider), die
Anwendung von leistungsabhängigen Gehältern bei dem leitenden Per­
sonal, ferner die Einführung von Normativen für den betrieblichen Lohn­
fondszuwachs (sogar mit Inkaufnahme gewisser VVB-individueller Unter­
schiede im Lohnniveau).

Dennoch blieb vieles davon auf dem Papier stehen. Die schon im Früh­
jahr I 964 angezett elte Debatt e, daß das Leistungsprinzip doch nicht dazu
führen dürfe, daß »sozialistische Millionäre« entstehen, hatte sofort fatale
Konsequenzen. Viele Regelungen, die der leistungsorientierten Verteilung
dienten, wurden im Ausmaß und im Tiefgang ihrer Anwendung herunter­
gedreht und später auch nicht wieder konzipiert , geschweige eingeführt .
Am Ende der DDR dominierte die meist sozial begründete, eher aber aus
politischer Opportunität betriebene Gleiehmacherei.7

6 Sichc hierzu: Die Aufgaben zur weiteren ökonomischen Stärkung der DDR und zur Fe­
stigung der sozialistischen Demokratie. 12. Tagung des ZK der SED. Berl in 1962. -
E.G. LIBERMAN: Plan, Gewinn, Prämie. In: Presse der Sowjetunion. Berl in. 23. Septem­
ber 1962. - E.G. LIDERMAN: Ökonomische Methoden zur Effektivitätssteigerung der
gesellschaftlichen Produktion. Berlin 1973. - Richtliniefür das Neue ökonomische Sy­
stem der Planung und Leitung der Volkswi rtschaft. Berlin 1963. - JORG ROSLER: Lö­
sungswege bei der Inangriffnahme der Wi rtschaftsreformen in den 60er Jahren. 1WG
1978. T II I. Berl in 1978. - WALTER ULBRICHT: Zum ökonomischen System des Sozialis­
mus in der DDR. Bd. 1. Berl in 1969.

7 Herbert Wolf im Interv iew durch Dieter Janke: Sozialismus sol l t e reif gemacht werden.
In: »Neues Deutschland«. Berlin. 14. Juli 1998. $. 12. Sichc auch JORG ROSL.ER: Das

kri t ische Jahr der Reform . Ebenda. S. 12.
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In Wahrheit gab es jedoch spätestens seit den sechziger Jahren thcore­
tisch eindeutige Aussagen zu den Grenzen bzw. Übergängen der Anwen­
dung des Leistungsprinzips unter sozialistischen Verhältnissen, die seine
konsequente Beachtung in der gesellschaftlichen Praxis nicht nur nicht be­
hindert hätt en, sondern diese direkt zur Voraussetzung hatt en. Es erwies
sich, daß im Sozialismus das Aneignen nach der erbrachten Arbeitsleistung
tatsächlich soziale Grenzen hat. Einmal gilt dies von der Abgrenzung »nach
unten«. Es galt zwar generell, daß der mehr bekommen soll, der mehr (und
nützlichere) Leistungen erbracht hat und derjenige weniger, der weniger
leistet . Dennoch sollte niemand - auch bei fehlender Leistung nicht - unter
Brücken schlafen oder verhungern müssen. Zum anderen aber - als Ab­
grenzung »nach oben« - implizierte das Leistungsprinzip keineswegs die
Möglichkeit, märchenhaften Reichtum zu erwerben.

Es war nirgends vorstellbar, daß jemand durch reale gesellschaftl iche
Leistungen und deren Anerkennung etw a unerhörte Vermögen hätt e auf­
häufen können, so daß er selber (und vielleicht auch noch seine Nachkom­
men) vermögensmäßig in einer ganz anderen, der Allgemeinheit schon
nicht mehr wahrnehmbaren »höheren« Welt leben könnten. In der Tat wür­
den bei Zulassung dessen nicht nur nichtarbeitende Konsumenten zugelas­
sen, sondern bei allgemeinerer Verbreitung - auch der Ansatz neuer
Klassen geschaffen. Sowohl der soziale Abgrund, mit dem der Kapitalis­
mus dem in der Konkurrenz Unterliegenden droht, wie auch die ungezügel­
te Geldmacht und unsinnig luxuriöse Lebensführung von Superreichen,
mußten mit der Überwindung des Kapitalismus ebenfalls als überwunden
gelten.

Es kann deshalb gesagt werden, daß die theoretische Vorstellung vom
Leistungsprinzip im Sozialismus sowohl bezüglich der objektiven Gesetz­
mäßigkeit seiner Beachtung wie auch hinsichtlich seiner damit gesetzten
Grenzen sehr deutlich ganz spezifisch Sozialistisches einzufordern hatte.
Und das entsprach genau der seinerzeitigen Forderung von Hans Thalmann.
Doch das waren für die Bestimmer in der DDR-Praxis, vor allem ab Ende
der sechziger Jahre, mehr oder minder spitzfindige Feinheiten von Theore­
tikern.

In der politischen und wirtschaftl ichen Praxis blieb es immer beim glei­
chen Dilemma: Einerseits sollte das Leistungsprinzip gelten und (mäßig)
mehr bekommen, wer mehr leistet. Andererseits durfte aber bei Minderlei­
stung möglichst nicht viel und nicht verbreitet weniger verdient werden.
Bei Anwendung des Leistungslohnes lief immer wieder die Normerfüllung
der Leistung davon (oder es blieb beim bloßen »Schreiben« der Normerfül-
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lung). Andauernd bestand auch eine obrigkeitliche Angst, weniger vorm
»Zuviel-Verdienen«, als vielmehr davor, daß bei einem Leistungsabfall die
Geldeinkünft e der betreffenden Werktätigen merklich zurückgehen und da­
mit Streiks aufkommen könnten. Eher wurden dann die Planauflagen abge­
senkt.

Die Praxis der DDR war deshalb (je länger, desto stärker) dadurch cha­
rakterisiert , daß das Leistungsprinzip agitatorisch immer hervorgehoben,
aber de facto eher Gleichmacherei betrieben wurde. Und sei das auch nur
infolge der genannten Inkonsequenzen und Ängste. Hinzu kamen die
verderblichen (weil lcistungsuntergrabenden) Wirkungen der »Plankorrek­
turen«, der Störungen im Wirtschaftsablauf, der Leitungsmängel, der
schwerwiegenden Versorgungsengpässe (Brigaden gingen einkaufen, statt
ihre Arbeit zu machen), erst recht der Suspendierung von Negativwirkun­
gen des Leistungsprinzips. Auch wurde das über graue Märkte sich aus­
breitende »Verdienen« (speziell von Westgeld) bald interessanter als
DDR-Lohnzahlung (vergl. Intershops) usw. usf.

Am Ende lohnte es sich in der DDR wirklich nicht mehr, sich für ge­
sellschaft lich besonders nützliche Leistungen einzubringen. Teils entwik­
kelten sich nicht immer ganz legale Formen und Methoden des Ergattems
von Einkommen und Vermögen, teils machte sich faktische Leistungszu­
rückhaltung breit. Letzten Endes blieb immer auch die Angst der Führung
von Partei und Staat (die fälschlicherweise ihre persönliche Machtposition
mit dem Wohl und Wehe der sozialistischen Ordnung identifizierte) vor
den Konsequenzen eines wirklich uneingeschränkten Anwendens der
Grundsätze des Leistungsprinzips.

Das waren ähnliche Konsequenzen, wie sie auch mit den ebenfalls zur
NÖS-Reform verkündeten Leitlinien zur Eigenständigkeit der Betriebe ver­
bunden waren. So hieß es damals, daß in der Wirtschaft die Probleme dort
entschieden werden sollten, wo sie unmittelbar zu lösen sind und ferner,
daß die Betriebe, zwar unter geplanten volkswirtschaftlichen Rahmenbc­
dingungen und mit ihnen übergebenen planmäßigen Entwicklungszielen,
grundsätzlich eigenverantwort lich auf dem Markte zu agieren haben, - was
ja heißt, daß sie die Folgen ihres eigenen Handelns (Gewinne und Verluste)
selber aushalten müssen - bzw. genießen können.

Die generellen Konsequenzen all dessen mußten sich auf die Dauer un­
weigerlich gegen das Beibehalten von Diktatur und Kommandowirtschaft
auswirken. Wirkliches Leistungsprinzip und wirkliche Eigenverantwortung
der Wirtschaftseinheiten erzwingen so oder so letztendlich die Freiheit des
Handelns. Und wo keine diesbezügliche Freiheit gegeben werden soll oder



DAS »LEISTUNGSPRINZIP« IN THEORIE UND PRAXIS DER DDR 105

kann, würde sehr bald eben der allgemeine »Ruf nach Freiheit« laut wer­
den. Und bezüglich solcher Entw icklungen hatt en nicht wenige Betonköp­
fe der Herrschenden, wohl eher instinktiv als vom Sachverstand her, aber
deutlich genug, verständlicherweise einen ganz erheblichen Horror. - Eine
solche Refonnkonzeption, wie die seinerzeit mit dem NÖS angelegte,
konnte man in der Tat nur bis zu Ende konsequent durchführen und nicht
rein wirtschaft lich; sie hatt e gesellschaft spolitische Perspektiven. Anderen­
falls mußte man sie beizeiten abdrehen, was ja dann 1970 auch geschehen
ist .

Es ist Tatsache, daß für viele Bürger der DDR das »sozialistische
Leistungsprinzip« zuletzt fast nur noch eine Worthülse ohne ernstzuneh­
menden sozialökonomischen Inhalt bedeutete. Und das dürft e auch ein we­
sentliches Moment sein, daß zur »Wende-Zeit« gegenüber vom Westen
hereingetragenen falschen Thesen eine krasse ideelle Abwehrunfähigkeit
weit verbreitet war. Das gilt insbesondere für die durch und durch irrige
These, dic »soziale Marktwirtschaft« würde das Leistungsprinzip überhaupt
erst zum Tragen bringen. Das entstellt doch die heutigen Realitäten. Er­
stens gibt es kaum noch leistungsfördernd wirkende Konkurrenz, wenn sie
nicht faktisch ganz ausgeschaltet ist. Zweitens werden heute Leistung (und
Produktivität) nicht in rational interpretierbaren sozialen Effekten, sondern
nur im Geldertrag (bzw. Geldeinkommen) ausgedrückt, ganz unabhängig
von der dahinterstehenden Art , Quelle und gesellschaftlichen Funktion
dessen.

Das zu vermerken, ist keine akademische Randfrage unter den gegebe­
nen Zuständen und in einer Zeit, wo in der gesellschaft lichen Praxis immer
weniger Einkommen und Ertrag aus der realen wirtschaftlichen Leistung
erzielt wird. Vorrangig findet heute eine mehr oder weniger legale Überlei­
tung von Geld aus fremden in die eigenen Taschen statt , wobei der Aus­
tausch von Waren und Diensten (wirklichen oder eingebildeten) nur einen
geringen Teil des täglichen Weltumsatzes ausmacht. Im Vordergrund stehen
Gelderwerbsaktivitäten, die kaum noch »Leistung« genannt werden kön­
nen, sei es die Bereicherung unter Ausnutzung wirtschaftlicher Macht,
durch spekulative Operationen, im Gefolge der Verwertung von Rcchtsti­
teln und Lobbybeziehungen oder durch ganz gewöhnliches Abzocken,
mehr oder minder vor oder schon hinter der »grauen Grenze« zur Krimina­
lität.

Insoweit eine Gesellschaft als Ganzes sich auf das Kultivieren solcher
Art »Leistungsorientierung« einstellt , begibt sie sich auf die Geleise ihres
schleichenden Untergangs in allgemeine Versumpfung. Denn gesellschaft -



106 HERBERT WOL.F

lich nützliche Leistung, die - in welcher Gesell schaft auch immer - gesell ­
schaftl iche Anerkennung in der Verteilung (wie auch im moralisch-ideell en
Sinne) verdient, muß immer am Hervorbringen (und Erhalten) wirklicher
materiell er oder geistig-ideell er Ergebnisse der Arbeit orientiert sein. Denn
nur auf Basis einer solch realen Leistungsentwicklung existiert die gesamte
Gesell schaft (samt ihrer Parasiten). Wird sie länger und nachhaltig negiert,
werden auch bald die Produktivitätserfolge früherer Generationen aufge­
zehrt sein.

Zu bedauern bleibt all erdings, daß in den letzten DDR-Jahren entstan­
dene Arbeiten zur wirtschaftl ichen Verhaltensmotivation (zu den Triebkräf­
ten des wirtschaftl ichen Handelns) dann wegen Abhandenkommens des
Objektes der »nagenden Kritik der Mäuse« überlassen bleiben mußten. Im­
merhin zielten diese Arbeiten konzeptionell auf eine einheitliche Theorie
hin, welche den komplexen Zusammenhang der Bedürfnisse und Interessen
einerseits, der Formen und Motive wirtschaftlich nützlicher Leistung ande­
rerseits sowie der Aneignungs- und Verteilungsverhältnisse dritterseits um­
faßt hätte. Es bleibt abzuwarten, ob unter den nunmehr dominierenden
gesellschaftl ichen Umständen irgendwann Bedarf für diese Themen mobi­
lisiert werden kann, und sei es auch nur zum Zwecke der kritischen Über­
windung eben dieser Umstände.



VOL KMAR TROGNIT Z

Von der Arbeitsnormung zur Arbeitsorganisation
und Arbeitsgestaltung

Nach dem Studium und seinem Abschluß 1951 mit einer Diplomarbeit bei
Prof. Hans Thalmann über »Persönliche Konten« sowie nach einem Praxis­
einsatz als Betriebsassistent im VEB Bodenbearbeitungsgeräte Leipzig kam
der Autor im Herbst 1952 zum Institut für Arbeitsökonomik und wurde
zunächst als Forschungsassistent für Probleme des Lohnes und der materi­
ellen lntcressicrung eingestellt . Doch schon bald danach wurde seine Ar­
beit auf die Erforschung und Erarbeitung von Zcitnormativen als wichtiger
Grundlage der Arbeitsnormung ausgerichtet.

Dazu wurden in der Folge vier Arbeitskreise mit Experten aus der Pra­
xis in verschiedenen Wirtschaftszweigen gebildet, die sehr intensive Arbeit
leisteten, weil alle Beteiligten die Notwendigkeit erkannt hatt en, die
Arbeitsnormung zu entwickeln und auf ein hohes Niveau zu bringen. Mit
der Erarbeitung und Anwendung von Zeitnonnativen sollte und konnte ge­
währleistet werden, erforderliche (neue) Arbeitsnormen, zum Beispiel im
Zuge vorgenommener Veränderungen in den technisch-organisatorischen
Arbeitsbedingungen, schnell und rationell zu cnnitt eln, anzuwenden und
damit eine entscheidende Voraussetzung zu schaffen, daß diese Arbeitsnor­
men ständig exaktes Maß der Arbeit blieben.

Für die Arbeit auf diesem Gebiet war 1953 allerdings eine »gefährli­
che« Zeit . Es bereitete Thalmann und seinen Mitarbeitern viel Mühe, die
begonnene Arbeit nach dem Juni 1953 überhaupt weiterführen zu dürfen.
Die Arbeitsnonnen wurden damals fast ausschließlich unter dem Aspekt
der Entlohnung gesehen und angewendet - es gab ja viel manuelle Arbeit,
und der Stücklohn, der dem heutigen Akkordlohn entsprach, war dafür gut
geeignet. Das verleitete aber auch dazu, mit den Arbeitsnormen »Lohnpoli­
tik« zu betreiben und z. B. durch willkürliche Normzcitsenkungen den Lohn
zu begrenzen, ja zu senken, oder - wie es in der weiteren Folge tatsächlich
geschah - ihn zu erhöhen. Derart ige Lohnerhöhungen erfolgten durch be­
wußte Anwendung technisch-organisatorisch überholter Arbeitsnormen, die
eben nicht mehr das exakte Maß der Arbeit darstellten. Damit wurde in den
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Betricben - auch unter dem Druck der Arbeiter - versucht, einen Ausgleich
für notwendige, aber unterbli ebene und auch in der Folgezeit vernachläs­
sigte planmäßige Tari fl ohnerhöhungen zu schaff en.

Bei der Arbeit in den Arbeitskreisen wurde sehr bald klar, daß es auf
präzise objektive Arbeit in der Arbeitsnormung ankam und nicht um Lohn­
manipulationen gehen konnte und durfte. Denn noch wichtiger als für den
Arbeitslohn waren die »Technisch begründeten Arbeitsnormen« (TAN) für
die exakte Planung, Organisation, Arbeitsvorbereitung und damit für die
erfolgreiche Leitung in unseren Betrieben. TAN galten als objektive Grund­
lagen der Steigerung der Arbeitsproduktivität und einer damit sinnvoll
abgestimmten und hauptsächlich auf Tarifl ohnerhöhungen basierenden
Lohnentwicklung! Daraus ergab sieb übrigens auch die wichtige Erkennt­
nis, daß die mit der Norm ausgewiesene Zeit für eine Arbeit nur ein Aspekt
war, die dieser Zeit zugrundeliegenden technischen und organisatorischen
Arbeitsbedingungen jedoch die hauptsächliche Bedeutung hatten. Diese
wurden deshalb in Ihrer Komplexität in der Arbeitscharakteristik cxakt be­
schrieben und als eigentliche Norm für die Arbeitsausführung verbindlich
festgelegt. Die TAN stell te sich so als Einheit von Arbeitscharakteristik
und Zeitaufwands- oder Mengenangabe dar und wurde später auch offi ziell
so defi niert.1

Es war ein großes Verdienst von Thalmann, daß er das nicht nur aner­
kannte, sondern konsequent nach außen vertrat, auch gegen viele andere
Meinungen, die es damals dazu noch gab. Er hatte immer beide Seiten im
Auge: den Menschen einerseits sowie den Betrieb und die Gesell schaft an­
dererseits. Was der einen Seite diente und nutzte, mußte auch der anderen
dienen und Nutzen bringen! Nutzen nur für eine Seite auf Kosten der ande­
ren war auszuschließen.

Mit der Anwendung der TAN als einer wichtigen Grundlage für die
Bestimmung der Lohnhöhe soll te die Normerfüll ung und damit die Steige­
rung der Arbeitsproduktivität materiell stimuliert werden. Dabei trat jedoch
ein schwerwiegendes Problem auf: Es gibt zwei Möglichkeiten zum Errei­
chen einer höheren Normerfüll ung und damit eines höheren Lohnes, näm­
lich die positive Veränderung der Arbeitsbedingungen für die betreff ende
Arbeit und die Erhöhung der Arbeitsintensität. Im Ergebnisausweis erschci­
nen beide als Steigerung der Arbeitsproduktivität! Die erste Mögli chkeit

Siche Autorenkollektiv: Wi ssensspeicher für Technologen - Betriebs- und Arbeitsge­
staltung. Nutzensrechnung. Operationsforschung. Hrsg. MANFRED BECKERT. Leipzig
1977. S. 559
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erfordert die ständige und vor allem sofort ige Anpassung bzw. Neuerarbei­
tung der TAN, um ihr Niveau zu halten und ihre Brauchbarkeit für die
Planung, Organisation usw. zu gewährleisten. Aber die andere Möglich­
keit? Die Arbeitsökonomen in Leipzig wußten, daß cine beliebige Erhö­
hung der Arbeitsintensität weder möglich noch zulässig war.

Deshalb hat damals das Beispiel der Putzerei in den Leipziger Eisen­
und Stahlwerken (LES) großen Eindruck auf Thalmann und seine Mitar­
beiter gemacht. Die dort igen Putzer hatt en eine durchschnittliche Normner­
füllung von 180 Prozent und damit natürlich auch einen entsprechend
hohen Durchschnitt slohn erreicht. Das schien den Verantwort lichen im Be­
tr ieb nicht gerechtfert igt zu sein, vor allem gegenüber den anderen Arbei­
tern, die wesentlich niedriger lagen. Durch »Korrektur« der Normen »auf
dem Papier« unter Leitung des dort igen »Normen-Chefs« (ein alter REFA­
Mann), wurde die Norrnerfüllung auf fast exakt hundert Prozent gesenkt.
Nach etw a 14 Tagen jedoch lagen die Putzer wieder bei 180 Prozent! Eine
nochmalige »Korrektur« bewirkte, daß es diesmal sechs bis acht Wochen
dauerte, bis die ursprünglichen 180 Prozent wieder erreicht wurden. Da
endlich wurde man im Betrieb »stutzig« und holte ratlos das Institut für
Arbeitsökonomik zu Hilfe, um dieses Phänomen zu untersuchen und zu
klären. Was ergab die Analyse? Die Putzer waren durchweg junge, sehr
kräftige Bauernsöhne aus dem ländlichen Umfeld. Ihre Väter hatten bäuer­
liche Betriebe, die später von den jungen Leuten übernommen werden soll­
ten. Diese wollten aber erst einmal fünf bis sechs Jahre lang ordentlich
»Geld verdienen« und hatten deshalb die schwere, gut bezahlte Arbeit bei
LES aufgenommen. Diese mußte sich aber »lohnen«, deshalb wurde mit
hoher Intensität gearbeitet, 180 Prozent mußten es schon sein - man wollte
das ja nur relativ kurze Zeit machen, um dann wieder in die Landwirtschaft
zurückzugehen. So wurden auch die beiden Norrnenkürzungcn hingenom­
men und die Anstrengungen entsprechend gesteigert . Auf diese Weise wur­
de aber selbst für die »jungen Burschen« die Arbeitsintensität in völlig
unzulässigem Maße erhöht, so daß irreversible gesundheitliche Schäden auf
Dauer nicht auszuschließen gewesen wären, zumal aus den 5 bis 6 Jahren
Arbeit in der Industrie nichts wurde - in der Landwirtschaft waren inzwi­
schen auch Veränderungen vor sich gegangen!

Das Institut bewirkte die Rücknahme wenigstens der letzten Normen­
»Korrektur« und eine nachfolgende exakte Arbeitsnormung mit Konzentra­
tion auf in jeder Hinsicht günstige Arbeitsbedingungen. Dabei stellte sich
heraus, daß diese Putzer auf Grund ihrer Konstitution tatsächlich eine - für
sie selbst durchaus »normale«, also gesundheitlich zumutbare und zulässi-
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ge - beträchtlich höhere Intensität aufwiesen als andere Berufsgruppen im
Betrieb und folglich völlig zu Recht ihre 180 Prozent »verdienten«.

Eine wichtige Erkenntnis war damals: Hohe Arbeitsleistungen sind mit
minimalem - oder besser optimalem - Aufwand an physischer und psychi­
scher Kraft zu erreichen bzw. anzustreben. Der Begriff »normale Arbeitsin­
tensität« -definiert als ein solches Höchstmaß an Intensität, das auf Dauer
im Arbeitsleben ohne Beeinträchtigung der erweiterten Reproduktion der
Arbeitskraft , also ohne negative Auswirkungen auf Gesundheit, Leistungs­
fähigkeit und -bereitschaft , abcr auch auf die Qualität der Arbeitsergebnis­
se aufgebracht werden kann -wurde zum festen Rüstzeug der Studenten in
der Ausbildung zu Arbeitsökonomen (Leipzig) und Arbeitsgestaltern (Mag­
deburg). Das Gewährleisten der »normalen Arbeitsintensität« setzt übrigens
auch den Einsatz des jeweils geeigneten Werktätigen für die betreffende
Arbeit voraus, ein Problem, das bei allen Anstrengungen nie zufriedenstel­
lend gelöst werden konnte, auch tatsächlich schwer zu lösen ist und heute
wohl überhaupt kaum noch eine Rolle zu spielen scheint.

Die Bedeutung der Arbeitsbedingungen, auf die sich die Arbeitsnor­
men beziehen, wurde also immer deutlicher. Dabei lag das Schwergewicht
damals aus kosten- und ressourcenmäßigcn Gründen auf organisatorischen
Bedingungen, auf die das materielle Interesse der Arbeiter mitt els des
Stücklohnes vorrangig gelenkt werden konnte und sollte. Deshalb gab
Thalmann nach der Promotion des Autors über Zeitnormativc 1957 die An­
regung, nunmehr diese Arbeitsbedingungen, ihre Rolle und Gestaltung nä­
her zu untersuchen und dabei den Schwerpunkt auf das zunächst mögliche
Machbare zu legen - auf die Arbeitsorganisation. Dabei wollte er auch bei
Steigerung der Arbeitsintensität, die ja nie auszuschließen ist und so oder
so immer eine Rolle spielt , den nötigen Schutz des Menschen gesichert
wissen. Das daraus resultierende Gefühl der Sicherheit bei der Arbeit sah
er als wichtige Voraussetzung und Möglichkeit dafür an, daß der Arbeiter
selbst kreativ mitw irkt, seine Arbeitsbedingungen zu gestalten und damit
letztendlich zur Erschließung von Leistungsreserven und damit zur Steige­
rung der Arbeitsproduktivität, zum Nutzen für die Gesellschaft beizutragen.

So entstanden die Gedanken und angestrengten Arbeiten in Richtung
auf die »Arbeitsorganisation am Arbeitsplatz«, die als die »Art und Weise
des Zusammenwirkens des Menschen mit seinen Arbeitsmitteln und Ar­
beitsgegenständen am Arbcitsplatz«2 definiert und sehr detailliert analysiert

2 Siche VOLKMAR TRoGNITz: Dic Entwicklung der Arbeitsorganisation am Arbeitsplatz und
die Konsequenzen für die Arbeitsnormung in der DDR. In: »Wi rtschaftswissenschaft«.
12(1964)2. S. 220M.
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wurde. Die entsprechende Lehrveranstaltung hieß dann auch »Arbeitsorga­
nisation und Arbeitsnormung«. Davon wiederum abgeleitet, ergaben sich
weitere Problemfelder, die unter Anleitung von Thalmann in Angriff ge­
nommen wurden, z.B. die Rolle des Meisters, der die Arbeitsorganisation
»von außen« zu beeinflussen und damit verbunden wichtige Erziehungs­
funktionen hatte (erinnert sei an die umfangreiche Dissertationsschrift des
damaligen Arbeitsdirektors im IFA Getriebewerk Leipzig, Hans Gerhardt).

Als der Autor 1963 - nun allerdings leider schon ohne Hans Thalmann
- scine Habilitationsschrift über die Arbeitsorganisation verteidigte, war
längst klar geworden, daß zu den Arbeitsbedingungen, die den Arbeitsnor­
men zugrunde liegen und nach ihrer Entwicklung zwangsläufig entspre­
chende »Maße der Arbeit«, heute »Zeitdaten« genannt, zur Folge haben
müssen, wesentlich mehr gehört als nur die Arbeitsorganisation. Und so
war es dann eigentli ch ein logischer Schritt hin zur »Arbeitsgestaltung«.
Dieser Begriff wurde in der DDR endgültig 1963 geprägt und definiert:

»Arbeitsgestaltung ist [...] die Entwicklung und praktische Durchset­
zung solcher Grundsätze, Richtwerte und Typenlösungen für Arbeits­
bedingungen, die unter Berücksichtigung der anatomischen, physischen,
psychischen und qualifi kationsmäßigen Leistungsvorbedingungen des
Menschen« seinem rationellsten Einsatz im Arbeitsprozeß förderlich sind
und »sein optimales Wirken im Arbeitsprozeß gewährleisten«.3

Dabei bedeutet optimales Wirken, maximale Arbeitsergebnisse erzielen
zu können

- mit physiologisch günstigem Aufwand an Körperkraft,
mit psychologisch günstigem Einsatz von geistiger Beanspruchung,

- bei weitestgehender Yenneidung psychisch-nervöser Belastungen
- und konsequenter Gewährleistung der erweiterten Reproduktion der

Arbeitskraft.*

Zur Arbeitsgestaltung gehören zum Beispiel solche Teilgebiete, wie die Ge­
staltung der Arbeitsinhalte und Arbeitsaufgaben, der Arbeitsmethoden, Ar­
beitsplätzc und Arbeitsmittel, aber auch der Arbeitsumweltbedingungen
(Licht, Lärm, Klima, Luftzustand u.a.), der Arbeitsorganisation, des Ar­
beitszeitregimes u. a. m. - nach technisch-organisatorischen und ökonomi-

3 Siehe Autorenkollektiv: Wissensspeicher für Technologen. - Betriebs- und Arbeitsge­
staltung. Nutzenrechnung, Operationsforschung. Hrsg. Manfred Beckert . Leipzig 1977,
S. 247.

4 Siche Autorenkollektiv: Ökonomik der Arbeit. Berlin 1967. $. 418ff .
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sehen sowie insbesondere auch physischen, psychischen und anthropome­
trischen Erfordernissen des Menschen.

In der DDR wurde die Arbeitsgestaltung von vornherein so ausgelegt,
daß sie vordergründig dem arbeitenden Menschen dient. Denn wer seine
Potenzen entwickeln, entfalten, voll ausschöpfen und hohe Arbeitsleistun­
gen erzielen soll und will, der muß auch die dafür erforderlichen optimalen
Arbeitsbedingungen vorfinden, die ihn zu einem großen Teil überhaupt erst
dazu in die Lage versetzen. Manchmal wird heute der Vorwurf erhoben, es
sei falsch gewesen, daß in der DDR vom Menschen ausgegangen wurde.
Aber das war doch Überzeugung und Motivation der Arbeitswissenschaft ­
ler, Ingenieure und Leiter in den Betrieben - und der Autor hält das auch
nach wie vor für richtig, auch wenn es in den sogenannten »entwickelten
Industrieländern« von heute durchaus nicht so der Fall ist (was allerdings
nicht erst seit heute bekannt ist!). Auch damit gibt es Übereinstimmung mit
Thalmannschcn Vorstellungen.

Allerdings kann an dieser Stelle nicht verschwiegen werden, daß das
engagierte Wirken vieler Wissenschaftl er auf diesem arbeitswissenschaftli­
chen Gebiet reichlich schlecht honoriert wurde. Nicht nur in den letzten
zehn Jahren DDR, aber dort in zunehmendem Maße, wurde trotz aller War­
nungen, Alarmhinweise und Widerstände soviel Unsinn auf den genannten
Gebieten veranstaltet und zugelassen, daß es kaum zu begreifen war. Durch
kampagocmäßiges Arbeiten (WAO-Kennzahlcn1) wurde oft mehr kaputt als
gut gemacht. Es gab viel Planung, aber zunehmend weniger konkretes Han­
deln; was haben sich z.B. die planenden Instanzen und die Betriebe allein
mit den Planzahlen über zu gestaltende Arbeitsplätze vorgemacht!

Eines der größten Probleme bestand jedoch darin, daß die Arbeitsnor­
mung nicht »in den Griff« zu bekommen war, weil ständig weniger Ar­
beitsnormer zum Einsatz kamen, anstatt ihre Zahl im erforderlichen Maße
zu erhöhen, oder deren Arbeit effektiver zu gestalten. Je weniger Arbeit auf
dem Gebiet der Arbeitsnonnung und speziell der Zeitnormative erfolgte,
desto mehr verbreiteten sich opportunistische Einstellungen zur gesamten
Normungstätigkeit. Bereits 1961 wurden in Leipzig Vorschläge erarbeitet,
einen konstant bleibenden Zuschlag »Z« einzuführen und getrennt von der
Vorgabe der TAN auszuweisen. Damit sollten Lohnsenkungen bei der
Anwendung neuer TAN vermieden und Vertrauen in die Arbcitsnonnung
hergestellt werden. So hofft e man, endlich wieder auf diesem eminent wich­
tigen Gebiet weiterzukommen. Diese Vorschläge wurden nicht verstanden
und akzeptiert . Die Bezirksleitung Leipzig warf den Initiatoren vor, damit
REFA-Methoden einführen zu wollen - dabei wußten die Funktionäre dort
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wahrscheinlich gar nicht, was REFA eigentlich ist und daß dieses »Z« den
Methoden und Bestrebungen von REFA sogar völlig zuwiderlief. Da rca­
gierten die Magdeburger wesentlich positiver; dort wurde »Z« (im Dimi­
troffwerk und weiteren Betrieben) sofort aufgegriffen, ganz bewußt und
zielgerichtet sowie mit bestem Erfolg angewendet. Vor allem wurde das
Ganze von den Arbeitern mitgetragen, sie sahen Zweck und Erfolg von
»Z« ein. Das rief natürlich sehr schnell die Gewerkschaft auf den Plan; sie
griff die Idee auf, wandelte »Z« jedoch in cine »Mehrlohnprämie« um (Her­
mann Rakow), die häufig an beliebige, in der Regel nicht zu fassende und
damit wirkungslose Kennzahlen gebunden wurde. Damit wurde nie die er­
hofft e Wirkung erreicht. Hauptvoraussetzungen wären gewesen: exakte
Normung unter allen Umständen, damit die Norrnerfüllung nicht weiter un­
kontrolliert bzw. ungercchtfcrt igtcrwcise ansteigt, sowie konsequente Bei­
behaltung des einmal ausgewiesenen Zuschlags in der festgelegten Höhe
und sein schrittweiser Abbau im Zusammenhang mit künfti gen planmäßi­
gen Tariflohnerhöhungen. Die strikte Trennung zwischen Arbeitsnonnung
(Erarbeitung von TAN) und Lohnpolitik war zwingend. Die unkontrollierte
Entwicklung des Lohnes über ständig steigende Normcrfüllungen galt es
zu beenden. Die »Mehrlohnprämie« wurde nicht, wie bei »Z« vorgesehen
und unbedingt notwendig, konstant gehalten. Die Normerfüllungen stiegen
weiter an und provozierten zugleich Erhöhungen der »Mehrlohnprämie«.

Die Normerfüllungen liefern also - noch dazu in den verschiedenen
Wirtschaftszweigen und einzelnen Betrieben in völlig unterschiedlichem
Maße - immer weiter davon und erreichten vielfach Werte über 200 Pro­
zent. Die Anwendung der »TAN« (dic im Sinne ihrer Definition gar keine
mehr waren) stimulierte folglich immer weniger, ließ den Lohn unkontrol­
liert in zum Teil beträchtliche Höhen klett ern und führte regelrecht zur Ar­
beitszurückhaltung. Die Technologen, in deren Regie die Arbeitsnormung
gegen den Widerstand der Arbeitsökonomen wieder übergeben worden war,
hatten vielfach gar keine Verbindung mehr zu den Arbeitsplätzen, wo die
von ihnen »genormte« Arbeit stattfand, und sie hatt en auch kein Interesse,
sich mit den Arbeitern über die TAN auseinanderzusetzen. Vielmehr gaben
sie fast durchweg völlig ungeniert Zuschläge zu den am »grünen Tisch«
mitt els vielfach veralteter Zcitnormativc cnnitt elten Norrnen und trugen so
zur weiteren Verwischung des Normennivcaus und Verwässerung des Ta­
rifsystems bei. Echte Arbeitsnormung erfolgte auch nicht mehr, in vielen
Betricben durft e sich keiner mehr mit cinem Zeitermittlungsgerät blicken
lassen. Als Folge dieser und anderer Erscheinungen ging es mit der Ar­
beitsproduktivität bergab, auch wenn das nicht der einzige Grund dafür war.
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In Magdeburg wurde trotz dieser Situation eine geeignete Methode ent­
wickelt5 und mit bestem Erfolg in mehreren Betrieben real angewendet, die
Arbeiter an der Erarbeitung neuer TAN sowie am Nutzen ihrer Anwendung
lohnend zu beteiligen - auch das entsprach wieder einer Grundauffassung
von Thalmann. Die Arbeiter machten sich intensive Gedanken über tech­
nisch-organisatorische Veränderungen in ihrem Arbeitsprozeß an ihrem Ar­
beitsplatz, formulierten sie mit Unterstützung der Technologen und ihres
Meisters als reale Verbesserungsvorschläge und halfen sie mit umzusetzen
sowie in neuen objektiven Nonnen zu fixieren. Es ging also um echte Stei­
gerung der Arbeitsproduktivität. Deren Nutzen wurde so exakt wie mögli ch
in »Mark und Pfennig« ausgewiesen und in voller Höhe - bezogen auf ein
Kalenderjahr - als einmalige Prämie ausgezahlt. Die Normerfüllung stieg
dadurch nicht, sondern wurde real ausgewiesen. Auf diese Weise bli eb der
eigentliche Arbeitslohn unverändert, aber die Gesamteinkünfte stiegen, und
zwar zum Teil sehr beträchtlich. Arbeiter und Betrieb waren somit gleicher­
maßen an den Auswirkungen der genannten Aktivitäten beteiligt. Die Ar­
beiter waren freiwill ig dabei und stellten sich voll hinter diese Initiative.
Die Erfolgszahlen der beteiligten Betriebe stiegen deutlich an!

Diese Initiative wurde aber sehr schnell zunichte gemacht durch die
völli g ungeeignete und unwissenschaftliche Kampagne der »Persönli chen
Planangebote«. Diese Kampagne stieß ins Leere, weil sie nichts anderes
beinhaltete als »freiwill ige« Normzeitrückgaben, die von den betroffenen
Arbeitern letztlich nicht akzeptiert wurden. Das erzeugte und verstärkte das
Mißtrauen in die Arbeitsnormung und führte schließli ch zum fatalen Still ­
stand auf diesem wichtigen Aufgabenfeld. Das Heil wurde dann in der zu­
nehmenden Anwendung von Prämienlohnsystemen (»Produktivlohn«)
gesucht.

Das ist eine traurige Bilanz, die beute gezogen werden muß. An ihrer
Brisanz änderte sich übrigens nichts, als nach der »Wende« 1989 bekannt
wurde, daß in den westdeutschen Unternehmen auf dem gleichen Gebiet
(»Datenermittlung«) gleiche Erscheinungen aufgetreten waren, sich Norm­
erfüll ungen (»Zeitgrade«) in ähnlicher Höhe herausgebildet hatten usw.
Auch hier war das cin Grund dafür, daß der Akkordlohn zunehmend abge­
baut und durch Prämienlohn oder Zeitlohn ersetzt wurde.

5 Siche lIANS EWERT/ VOLKMAR TROGNITz: Dic Arbeitsnormung zur Sache aller machen. In:
»Sozialistische Arbeitswissenschaft«. 25(1981)1. S. 50ff .
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Probleme bei der Durchsetzung arbeitswissenschaft­
licher Erfordernisse in den Unternehmen

der neuen Bundesländer

Die strukturelle und ökonomische Anpassung der Unternehmen an die Be­
dingungen der sozialen Marktwirtschaft erfordert eine wesentlich höhere
Effizienz in der Betriebs- und Arbeitsorganisation als gegenwärt ig schon
vorhanden. Gerade unter den Bedingungen der derzeitig instabilen wirt­
schaftlichen Lage in den neuen Bundesländern sind bei den oft mals rein
technisch-organisatorischen Aufgaben insbesondere auch arbeitswisscn­
schaftliche Erfordernisse zu beachten. Entsprechende Maßnahmen sind bei
der Produktentwicklung, bei der Schaff ung neuer Produktionsorganisa­
tionen, Umstellung der Verwaltungsstrukturen, für neue Formen der Grup­
penarbeit und weitere den Innovationsprozeß becinflussende Gestaltungs­
lösungen von immenser Bedeutung, um auf dieser Basis bei der Aufbau­
und Ablauforganisation, der Arbeitszeit- und Entgeltgestaltung, aber auch
der Produktvielfalt usw. im erforderlichen Maße flexibel zu werden.

Der größte Teil der Unternehmen war und ist geradezu gezwungen,
durch

- verstärkte Rationalisierung der Arbeitsabläufe,
- Flexibilisierung der Arbeitszeitgestaltung,
- Korrekturen in der Arbeitsbewertung,
- Reduzicrung oder wirksamere zielgerichtete Gestaltung übertarifli-

cher Lohnbestandteile,
- Neuorganisation der gesamten Wertschöpfungskett e,
- Verringerung der Fert igungstiefe,
- Stillegung unrentabler Betriebsteile,
- entsprechende Investitionen usw.

nicht nur schlechthin Kosten, sondern insbesondere auch Arbeitskosten zu
senken, auch wenn gerade diese bei weitem nicht immer die entscheiden­
den Kostenbestandteile sind, wie es meistens sehr gern dargestellt wird.

Sehr unterschiedliche Ursachen veranlaßten demzufolge die Unternch­
men, völlig neue Arbeitsstrukturen zu entwickeln und praktisch umzuset-
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zen. Dies war generell mit einem dramatischen Stell en- und Personalabbau
verbunden. Neben rigorosen Schließungen, Gcamtvollstreckungen und Li­
quidationen von ganzen Unternehmen oder Teilen davon waren es ebenso
rigorose Maßnahmen zur Rationalisierung und Automatisierung in den
noch existierenden, in ihrer Größe stark verkleinerten Unternehmen, die
dazu führten, daß ein Unternehmensbestand verblieb, der heute nur noch
zirka ein Zehntel des ehemaligen Arbeitskräftepotentials beschäfti gt!

Die ehemals mit allen Vor- und Nachteilen existierende Großindustrie
wurde zu der heute fast ausschließlich nur noch vorhandenen mittelständi­
schen Industrie und in vielen Regionen sogar zur »Kleinstindustrie« ge­
schrumpft. In dem verbliebenen Rest der Metall- und Elektroindustrie
Sachsen-Anhalts beispielsweise sind über 60 Prozent der Unternehmen sol­
che mit bis zu lediglich 100 Beschäfti gten. Wird die Grenze bei 500 Be­
schäfti gten gesetzt, fall en 95 Prozent aller Unternehmen in diese Kategorie,
das heißt, daß nur fünf Prozent größer sind. Und diese gehen in der Regel
auch nicht weit über diese Grenze hinaus. Betriebsgrößen wie früher oder
auch heute noch in den alten Bundesländern werden bei weitem nicht mehr
erreicht.

Das ist auch ein Kardinalproblem der gesamten wirtschaftl ichen Situa­
tion in den neuen Bundesländern. Durch das Fehlen leistungsstarker
Großbetriebe wird zugleich die erfolgreiche Präsenz mittelständischer Un­
ternehmen in Frage gestell t, die erfahrungsgemäß oftmals nur in Verbin­
dung mit Großunternehmen, nämlich als Zulieferer und Dienstleister,
existenzfähig sind.

Problematisch ist weiter, daß sich mit dem dargestell ten Strukturwandel
der Industrie hier im Osten ein signifi kanter quantitativer und qualitativer
Wandel des Fachpersonals voll zog, das in der Lage war bzw. wäre, sich
überhaupt mit arbeitswissenschaftlichen Aufgabenstellungen in den Unter­
nehmen erfolgreich auseinanderzusetzen. In der Regel wurden die ehemals
beschäfti gten Arbeitsökonomen, Arbeitsingenieure und Arbeitsgestalter so­
wie anderen arbeitswisscnschaftlichen Fachkräfte unmittelbar nach der
»Wende« entlassen, weil die Unternehmen ohne sie auszukommen glaub­
ten oder sie sich ganz einfach nicht mehr »leisten« konnten.

Heute muß deshalb festgestell t werden, daß nur in den allerwenigsten
Unternehmen überhaupt noch - allerdings auch nur in sehr bescheidenem
Umfang - solches Fachpersonal vorhanden ist, welches Aufgabenstellun­
gen der angewandten Arbeitswissenschaft und Arbeitsorganisation bcarbci­
tet und auch fachgerecht bearbeiten kann. Dabei ist zu beachten, daß die
Unternehmensgröße tatsächlich den Einsatz von Experten auf diesem Ge-
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biet kaum oder nicht rechtfert igt. Wenn es daher überhaupt noch zum Ein­
satz entsprechenden Fachpersonals kommt, dann sind es in der Mehrzahl
Personen ohne entsprechende spezielle Ausbildung, die in ihr neues Aufga­
bengebiet regelrecht »hineingeworfcn« wurden und mit viel persönlichem
Engagement, aber häufig mehr schlecht als recht, die für sie neuart igen
Aufgaben lösen müssen. Meistens haben sie zudem relativ komplexe Auf­
gabenstellungen aus dem Personalwesen, der Fert igung, der Arbeitsvor­
bereitung, der Geschäftsführung u.ä. zu bewält igen. Da entsprechende
Fachleute aber auch nicht »vom Himmel fallen«, sondern erst derart kom­
plex ausgebildet oder qualifiziert werden müssen (Zusatzqualifizierung),
fehlen sie de facto oder sind eben nur selten vorhanden. Die Unternehmen
können oder wollen sich den Aufwand, der mit der Qualifizierung nun ein­
mal verbunden ist (Freistellungen, Übernahme von Kosten u.a.), nicht lei­
sten. Und entsprechend komplex ausgerichtete Fachleute, wie es z.B. die
früheren Fachingenieure für Arbeitsgestaltung einmal waren, gibt es nicht
oder kennt keiner mehr. Entsprechende Ausbildungsfonnen im Direkt- oder
postgradualen Studium wurden liquidiert .

Dabei steht es außer Frage, daß Probleme und Aufgaben auf den Gcbic­
ten des Arbeitsstudiums, der Arbeitsgestaltung und des Arbeitsschutzes, der
Datenennitt lung und der Entgeltgestaltung usw. usf. schr wohl eine über­
aus große Rolle spielen und dringend ihrer fachgerechten Lösung harren -
wenn auch in unterschiedlichem Umfang hinsichtlich ihrer vollen Tragwei­
te in den einzelnen Unternehmen erkannt.

Unternehmen, die sich wirtschaftlich erholen bzw. entwickeln wollen,
deren Ertragskraft steigt bzw. steigen soll, müssen sich zunehmend und in­
tensiv vor allem auch mit folgenden Aufgabenstellungen aus dem Bereich
der angewandten Arbeitswissenschaft befassen, die sich nicht selten als
wichtige Grundlagen für die Existenz dieser Unternehmen herausstellen
und deshalb bei Strafe ihres Unterganges gelöst werden müssen:

- Kritische Bewertung der Unternehmensstruktur und davon abgeleite­
te Neugestaltung der Ablauf- und Aufbauorganisation,

- Reorganisation aller betrieblichen Prozesse, auch unter Beachtung
der folgenden Aufgaben,

- Senkung von Fehlzeiten, u.a. durch konsequente Anwendung dafür
geeigneter Analyseverfahren,

- Anwendung der Gruppenarbeit und anderer moderner Formen der
Arbeitsorganisation,

- Anwendung arbeitswissenschaft licher Erkenntnisse bei Qualitäts­
Management-Systemen (QMS),
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- Entwicklung und Anwendung speziell geeigneter mitarbeiterorien-
tierter Beteiligungsmodelle,

- Umsetzung der Arbeitszeit- und Arbeitsschutzgesetze,
- Gefährdungsbeurteilung -allgemein und im Speziellen,
- Beurteilung und Gestaltung von Bildschirmarbcitsplätzen,
- Flexibilisierung der Arbeitszeit durch Anwendung geeigneter Model-

le sowie dementsprechende Gestaltung der Arbeits- und Betriebszeit,
- Gestaltung effektiver und menschbezogener Arbeitsinhalte,
- Auswahl oder Entwicklung geeigneter Methoden der Arbeitsbewer-

tung und deren effektive Anwendung (einheitlicher Entgeltrahmen­
tarifvertrag),

- Anwendung geeigneter Methoden der Datenermittlung,
- anforderungs- und leistungsbezogene sowie erfolgs- und ertragsab-

hängige Entgeltgestaltung,
- Umsetzung geeigneter Entlohnungsgrundsätze (Lohnformen, Ge­

haltsformen),
- Benchmarking,
- Telearbeit usw.

Neben der untemehmensinterncn Bearbeitung derart iger Aufgabenstellun­
gen mit meistens nicht genügend dazu befähigten Fachkräften bietet sich
dann als »Ausgleich« in der Regel die Heranziehung externer Beraterge­
sellschaften zur Unterstützung an. Viele Unternehmen können sich deren
Einsatz jedoch aus finanziellen Gründen nicht leisten, weil diese üblicher­
weise horrende Honorare verlangen. Deshalb und vielfach auch aufgrund
des generellen Fehlens eigenen Fachpersonals bleiben solche Aufgaben­
stellungen, auch wenn sie durchaus erkannt werden, ungelöst oder nur un­
genügend und zum Teil sogar falsch gelöst, woraus dann tatsächlich
gravierende Existenzprobleme entstehen können.

Es kann also festgestellt werden: Arbeitswissenschaftliche Probleme
und Aufgaben gibt es (auch) heute genügend und wird es im Zusammen­
hang mit dem Zusammenschluß der Länder in der EU erst recht auch
weiterhin geben. Die Zusammenführung von Ländern mit bisher schr un­
terschiedlichen Arbeits- und Lebensbedingungen wird für das Konfliktfeld
»Mensch und Arbeit« eine weitere und noch größere Herausforderung sein
und mit großer Wahrscheinlichkeit zur Zeit noch völlig unbekannte Fragen
und Probleme aufwerfen.

Praktisch werden heute und auch zukünft ig diese Aufgaben in den In­
teressenverbänden der Unternehmer und Arbeitnehmer bzw. Betriebs- oder
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Tarifparteien gelöst - oder auch nicht. Das Fachgebiet der angewandten
Arbeitswissenschaft lebt auf alle Fälle zu einem nicht unerheblichen Teil
von den Arbeitgeber- und Arbeitnehmerinteressen und ihrer Durchset­
zungskraft . Leider - aber auch verständlicherweise - sind diese Interessen­
gemeinschaften viel zu häufig (noch) unerbitt liche »Konfliktgemeinschaf­
ten«, wodurch immer wieder wichtige und lohnenswerte Aufgaben ungelöst
bleiben.

Fazit : Zur Stärkung der Wett bewerbsfähigkeit der Unternehmen und Si­
cherung von Beschäftigung benötigen die Unternehmen Betriebs- und Ar­
beitsstrukturen, die ihre Reaktions- und Anpassungsfähigkeit erhöhen und
ihre Innovationskraft stärken. Dic Einführung solcher Strukturen wird nur
gelingen, wenn die Mitarbeiter auf allen Unternehmensebenen aktiv an dem
hierfür notwendigen umfassenden Veränderungsprozeß beteiligt werden
und ihn mitgestalten. Unter den aktuellen wirtschaftl ichen Rahmenbedin­
gungen bedeutet das: Wettbewerbsfähigkeit stärken durch Kundenorientie­
rung, Prozeßorienticrung und Mitarbeiterorientierung.

Diese komplexe Aufgabe erfordert neben ökonomischer sowie tech­
nisch-organisatorischer unbedingt auch Fachkompetenz auf dem Gebiet der
Arbeitswissenschaft zur Durchsetzung ihrer Erkenntnisse und Forderungen
und ist nur mit viel persönlichem Engagement lösbar. Deshalb sollten doch
wieder entsprechende Fachleute herangebildet und eingesetzt werden. Da­
für gilt es (wieder) geeignete Wege und Methoden zu finden, zu entwickeln
und einzurichten, zum Beispiel die Ausbildung von arbeitswissenschaft li­
chen Spezialisten an Hochschulen und anderen Ausbildungsstätt en, aber
auch die entsprechende Zusatzqualifizierung von Meistem, Ingenieuren
u. a. REFA dürft e nicht die einzige Möglichkeit sein.

Sicher sollte auch der Einsatz spezieller Beratungsorgane gegen geson­
derte Bezahlung im Gespräch bleiben. Damit wurden allerdings bisher nur
relativ wenige gute Erfahrungen gemacht, weil jedes Unternehmen seine
ganz speziellen, individuellen Eigenarten hat, die es zu beachten gilt , und
entsprechende »Beratungen« so kostenaufwendig machen, daß der Auf­
wand nur für große und starke Unternehmen tragbar ist, von denen es aber
hier vorläufig nur wenige gibt. Denkbar wären deshalb durchaus entspre­
chende Dienstleistungsorgane bei den Industrieverbänden, die für ihre Mit­
gliedsfirmen solche Aufgaben zu »Sonderkonditionen« bearbeiten und
lösen könnten.
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Zur »Konstruktion« des Ausweises niedriger Produktivität
und hoher Lohnstückkosten in Ostdeutschland

Ständig werden die Ostdeutschen mit Angaben über zu niedrige Produkti­
vität, überhöhte Löhne bzw. zu hohe Lohnstückkosten konfrontiert. Daß
ein Produktivitätsrückstand Ost-West besteht, ist unstrittig, was aber an
Zahlenangaben propagiert wird, das ist oft unsinnig, vor all em, wenn z.B.
die »Lieblingszahlen« des Standes von 55-57 Prozent nicht kommentiert
werden. Das Problem kann hier natürlich nur skizziert werden.

Zwei Details vorab: Bei hochaggregierten Kenndaten volkswirtschaftl i­
chen Charakters sind bestimmte statistische Schwächen unvermeidlich,
aber die Berechnungen sollten doch wohl zumindest die Realität ungefähr
widerspiegeln. Und: Bei Vergleichszahlen oder Zeitreihen wird mit großer
»Begeisterung« z. B. das Jahr 1991 als Ausgangspunkt gewählt , nicht etwa
1989. Das liegt m. E. weniger an der schwierigen Datenerfassung als viel­
mehr darin begründet, daß sich negative Erscheinungen gemildert und
positive Entwicklungen grandioser darstell en lassen. Steigt z. B. die Gebur­
tenziff er erfreulicherweise wieder um etwa 11 Prozent, so ist dies prompt
ein »Babyboom«, obwohl der Zahlenwert nur rund die Hälfte der 80er Jah­
re beträgt. - Zum Kern:

Erstens: Im Zähler des Bruches der Produktivitätsermittlung wird das
Bruttoinlandsprodukt (BIP) in DM angesetzt; Naturalangaben sind logi­
scherweise unmöglich. So hat man es mit bezahlten Gütern und Leistungen
in einem Geldausdruck zu konstanten Preisen, z. Z. von 1991, zu tun. Ist
dies vor allem in Industrie, Landwirtschaft und Bauwesen einsichtig, sind
andere Berechnungen verzerrt oder geradezu ungeheuerlich absurd. Es kön­
nen nur einige Kunstgriffe erwähnt werden:

a) In der Landwirtschaft wurde der geringste Rückstand berechnet -
das ist grundsätzlich richtig. Aber die negative Diff erenz entsteht offenbar
im wesentlichen aus der Viehwirtschaft . Wenn z.B. Deutschland all ein
1992 seine Viehbestände um 10 Mill. Stück reduzierte, darunter »selbstver­
ständli ch« um 8 Mill. in den neuen Bundesländern, ist die Empfehlung von
Landwirtschaftsminister Borchcrt an die ostdeutschen Bauern, ihre Bestän-
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de zu erhöhen, geradezu »spektakulär«. Bei der international gern benutz­
ten Maßzahl des Arbeitskräftebesatzes pro l 00 ha liegt der Osten schon
rund doppelt so günstig (auch durch geschmähte LPG-Nachfolger).'

b) Dic Position der Industrie ist rechnerisch wohl akzeptabel, all erdings
ist es Anfang der 90cr Jahre »gelungen«, die BRD-DDR-Relation von 1989
noch zu verschlechtern; dazu anschließend - unter f) bis 1) - noch weitere
Bemerkungen.

c) Auch die Bauwirtschaft erschien mit 78 Prozent normal errechnet;
die Kr ise im Bauwesen wirkt natürli ch nicht positiv.2

d) Die größte Posse liegt offenbar im Wohnungswesen vor. Bei der
Wohnungsvermietung werden ausnahmsweise auch nicht bezahlte Leistun­
gen in die Berechnung des BIP einbezogen, sinngemäß fiktive, nicht be­
zahlte Mieten in Eigentumswohnungen bzw. Eigenheimen. infolge der
erheblichen Diff erenz (Ost 26 Prozent, West 42 Prozent) entsprach dic Grö­
ßenordnung der Wirkung statistisch allein etwa 3/4 des BIP der neuen Bun­
desländer - welch »minimale« Störgröße! Anfang der 90er Jahre wurde
sogar eine »negative« Produktivität ausgewiesen, was immer das sein mag.
Besonders pikant ist (um einmal auf den Nenner des Bruches bei der Be­
rechnung vorzugreifen), daß diese Wohnungen keinerlei Zeitaufwand ver­
ursachen.

e) In nichtproduzierenden Bereichen (im weitesten Sinne) zeigen sich
ncuc »Attraktionen«: Riesige Differenzen im Gesundheitswesen sind z.B.
nur noch mit der Mehnnaschincnbedienung durch Ärzte bei Schönheits­
operationen im Westen zu erklären.

Der Bereich Staat hat auch nur rund 60 Prozent der Produktivität West.
Offenbar ergreift der Polizist der alten Bundesländer mehr Bankräuber als
scin ostdeutscher Koll ege. Der Bundeswehrsoldat West ist 19 Prozent pro­
duktiver als der aus dem Osten. Ohne Ironie: Wie soll man deuten, daß
Jenas etwa gleich große Partnerstadt Erlangen viel mehr Personal in der
Stadtverwaltung hat, wenn man die Ki nderbetreuung absetzt? Dabei hat
Thüringen 1992/96 im öffentlichen Dienst 6 Prozent Personal eingespart,
z.B. bei Bil dung, Wissenschaft, Forschung, Kultur überproportional, hin-

WOLFGANG KÜHN: Ostdeutschland: Niedrige Produktivität - zu hohe Löhne? Arbeitsge­
meinschaft Wirtschaftspolitik beim Parteivorstand der PDS. Berlin. Heft 2/ 1997. S. 7f.

2 Ebenda. S. 7.
3 Ebenda. S. 10. - STEFAN HAUF: Volkswirtschaftliche Lohnstückkosten und ihre Kompo­

nenten. In: »Wi rtschaft und Statistik«. Statistisches Bundesamt Wiesbaden 49(1997)8.
S. 531
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gegen die Position »Politische Führung, zentrale Verwaltung« um 42,5 Pro­
zent aufgestockt. Ist das nun produktiver?

Selbst die westdeutsche Hausangestell te ist fast doppelt so fleißig wie
die ostdeutsche ... Obwohl für die Gesamtrechnung nur zu einem Promill e
von Bedeutung, zeigt sich der Unfug hier besonders deutlich. Spaß beisei­
te: Defi nitionsbedingt ist in zahlreichen Sektoren die Bruttowertschöpfung
fast identisch mit der Lohnsumme, folgli ch muß der Osten a priori niedri­
ger liegen. Dafür gibt es sogar verordnete Festlegungen, wahllos herausge­
griffen z.B. bei den Rechtsanwaltshonoraren von 80 Prozent Ost zu West -
das ist dann der Produktivitätsrückstand! Bei den Ärzten zeigt sich Ähnli­
ches.

f) Zu beachten ist die Wi rtschaftszweigstruktur. In der Mineralölverar­
beitung der alten Bundesländer liegt die Bruttowertschöpfung etwa um das
l 5fache über dem Bundesdurchschnitt oder um das 39fache gegenüber dem
Minimum im Gastgewerbe. Die Eingriff e in die Industriestruktur Ost muß
man in diesem Zusammenhang nicht nochmals ausmalen.*

g) Dann folgen die regionalen Unterschiede: Das Statistische Bundes­
amt (SBA) Wiesbaden verfährt methodisch nach dem Unternehmensprin­
zip, Regionen mit vielen Unternehmensleitungen stehen natürl ich an der
Spitze, Hamburg z.B. bei 140 Prozent des umli egenden Niedersachsens.
Es sind somit auch Ausweise der Wertschöpfung bei Mutterunternehmen in
den alten Bundesländern möglich, obwohl die Töchter im Osten liegen usw.
Wenn rund 85 Prozent des industriell en Vermögens Ost in westdeutsche
Hände gingen, liegt dies sogar mehr als nahe. Am Rande: Nach 5 bis 6 Jah­
ren muß man dann auch nach der Qualifi kation von einigen westdeutschen
und ausländischen Unternehmern fragen .. ®

h) Weiter ist ein Wort zur Betriebsgröße zu sagen: Im bisherigen Bun­
desgebiet erreichten Betriebe mit 20 bis 50 Beschäftigten nur rund 2/3 des
Niveaus der Bruttowertschöpfung je Beschäfti gten von Großbetrieben mit
über 1000 Angehörigen. In den neuen Bundesländern gibt es Unternehmen
mit mehr als 1000 Beschäftigten nur noch rund 300, in der Industrie noch
rund 150 mit mehr als 500 Beschäfti gten.7

4 WOLFGANG KOmN: Ostdeutschland: Niedrige Produktivität - zu hohe Löhne? S. 7 u. S. 13.
5 Ebenda. S. 14.
6 Ebenda. S. 15.
7 Ebenda.
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i) Das Fehlen eines größeren Forschungs- und Entwicklungspotentials
im Osten ist hinderlich, nicht nur bezüglich des Inlandes, sondern auch
durch mangelnde Innovationen beim Export.

k) Eine reale DDR-Hypothek ist das hohe Durchschnittsalter von Ma­
schinen und Anlagen. Aber nicht alles ist wohl mit der primitiven Dauer­
floskel »desolat und marode nach 40jähriger Mißwirtschaft« zu belegen.
Warum wären sonst z.B. drei Jahre alte Maschinen aus der Schweiz von
»Carl Zciss« Jena nach Wetzlar verbracht worden?°

1) Angedeutet werden soll zumindest noch, daß der praktische Wert
zahlreicher Güter und Leistungen mehr als strittig ist. Liegt z. B. die relativ
günstige Situation im Druckercigcwcrbe auch an dem unmäßigen Werbe­
material?

Hinsichtlich des Zählers der Produktivitätskennziffer möge dies genü­
gen, obwohl noch mehr erörtert werden könnte.

Zweitens: Zum Nenner:
a) Sofern hier - wie in vielen Statistiken üblich - mit der Produktivität

je Arbeitsstunde operiert wird, ist dies - abgesehen von der Störgröße er­
faßte und/oder nicht erfaßte Überstunden - nicht zu kritisieren.9

b) Anders ist dies bei Berechnungen je Erwerbstätigen, also in Pcrso­
nen. Die Zahl der Teilzeitbeschäftigten oder - das ist wichtiger - die Zahl
der nicht sozialversicherungspfl ichtig Beschäftigten oder der sogenannten
6 I 0/520 DM-Jobs (alte Bundesländer/neue Bundesländer) spielt eine große
Rolle, und sie wuchs im Osten besonders stark. (Trivialbeispiel: l 00 Voll ­
zeitbeschäftigte stellen eine Erzeugnismenge x her, 200 Halbtagsbeschäf­
tigtc die gleiche. Die Stundenproduktion ist gleich, die Produktivität pro
Erwerbstätigen - angeblich - nur halb so groß).

Damit sind Zähler und Nenner der Produktivitätsrechnung aus den
Fugen. Nun kann bei den Lohnstückkosten auch nichts Reales mehr heraus­
kommen. Kombiniert werden hier die Produktivität und das durchschnittli­
che Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit. Zur ersten Kennzahl ist
schon genug gesagt.

8 REIHOLD KOwALSKI: Ein tragisches Resultat der Transformation. In: »Neues Deutsch­
land«. Berlin. 15. August 1997. S. 14.

9 HANS-UWE BACH/THOMAS JUNG-HAMMON/ MANFRED OTTO: Aktuelle Daten vom Arbeits­
markt - Neue Bundesländer. Stand September 1998. - Werkstattberichte des Instituts
für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesanstalt für Arbeit. Nürnberg. Nr. I.
10/15.10.1998.
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Drittens: Lohn und Gehalt:
a) Unbestritten sind die Bruttolöhne seit 1. Juli 1990 in den neuen Bun­

desländern enorm gestiegen. Netto ist davon weit weniger beim Einkom­
mensempfänger angekommen, nämlich ca. 30 Prozent vom Brutto.

b) Zunächst ist die Steuerprogression zu beachten, ferner der Solidari­
tätszuschlag u.ä. Insbesondere der Arbeiter aus der DDR, der infolge des
unvernünfti g niedrigen Tarifl ohnanteils bis 1990 eine geringe Tabellensteu­
er auf diesen Lohnanteil gewöhnt war, vor all em aber die nun wegfallende
nur fünfprozentige Versteuerung der Mehrlöhne ließ ihn 1990 »die Augen
aufreißen«. Beim Angestell ten, insbesondere wenn er der freiwilligen Zu­
satz-Renten-Versicherung (FZR) beigetreten war, stell te sich anfangs der
Effekt geringer dar, ist aber inzwischen auch groß genug - mehr als 20 Pro­
zent Steuer konnten ja in der DDR nicht auftreten.

c) Weit drastischer verlief der Anstieg der Sozialabgaben. Statt I O Pro­
zent Sozialversicherungsbeitrag bei Pfl ichtversicherung und FZR waren es
1990 »zur Begrüßung« 17,9 Prozent und jetzt - je nach Krankenkasse - um
21 Prozent. Eine ähnliche Kostenexplosion zeigt sich natürlich auch beim
Arbeitgeberanteil. 3.b) und c) zusammen erforderten z.B. im Maschinen­
bau bei den Arbeitern 1990 den Einsatz von 300 DM/Monat brutto, um den
Nettolohn zu halten.

d) Und nun kommt weiter der Anstieg der Lebenshaltungskosten ins
Spiel. Blieb er anfangs - je nach unterschiedlich schöpferischer Gestaltung
des Warenkorbes durch das SBA - noch gering oder war statistisch kein
Anstieg, sondern eine Senkung, so war spätestens bei der ersten Mieterhö­
hung 1991 der steile Anstieg nicht mehr zu bremsen, und er läuft weiter.

e) Diese allgemeinen Überlegungen unterstellen aber auch noch, daß
die Erwerbspersonen wirklich erwerbstätig sind.

f) Geschickt Verwirrung stiften läßt sich bei harmlosen Gemütern auch
mit den Tarifl ohnrelationen Ost-West, z.B. mit nunmehr um die 89 Pro­
zent. Es wird gern versucht, sie kurzerhand mit den Gesamtlohnproportio­
nen gleichzusetzen, wo die Anpassungsprozentsätze viel niedriger sind
(73 Prozent), bedingt durch die Komplexe Urlaubsgeld, Weihnachtsgeld,
Akkordzuschläge, vermögenswirksame Leistungen usw. Besonders hervor­
zuheben ist weiter das viel höhere Ausmaß untertarifl icher Zahlungen im
Osten. Letztlich sind auch die Prozentsätze bei den Personalkosten durch
anderes Vorgehen im Westen ganz anders.

Der Ostdeutsche sieht sich hier oft auch noch einer ungeheuren Igno­
ranz gegenüber. Ich sage z.B. scherzhaft gerne, daß man bei der Vorstel­
lung einem Westdeutschen vor der Nennung des Namens erst einmal
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einschärfen solle, daß auch im Osten der Soli-Zuschlag entrichtet wird.
Aber auch Ökonomen äußern zum Teil Haarsträubendes. Michael Burda/
Michael Funke von der Freien Universität Berli n berechneten in einem Vor­
trag am 18. Mai 1992 in München den Reall ohnanstieg im Osten nicht aus
Nettolohnentwicklung und Inflationsrate, sondern mittels der Bruttolöhne!
Daß sie diese Erkenntnisse kurze Zeit später in London in Englisch publi­
zierten, erhöhte deren Reali tät auch nicht . 1o

Sonderbar wirken auch immer wieder die Empfehlungen z.B. von
Volkswirtschaftlern aus den alten Bundesländern, die im Osten tätig sind.
Warum schlagen sie nicht vor, an ihren »unproduktiven« Universitäten und
Hochschulen die eigenen Gehälter gemäß Produktivitätsstand um 45 Pro­
zent zu kürzen?» - Das ist überbietbar: Das Urteil 4/RA 39/94 des Bun­
dessozialgerichts in Kassel vom 14. September 1995 enthält in einem
Rechtsstreit über Rentenkürzung Ost folgende theoretische Glanzleistung:
»Vielmehr wurde der Geldwert des Anspruchs (der gekürzten Rente -
M. K.) um mindestens l 00 v.H. erhöht, weil der Wert der Mark der früheren
DDR als einer bloßen Binnenwährung günstigstenfalls 50 v.H. der DM be­
trug.« Ich bat das Gericht um eine Erklärung, z. 8. in Verbindung mit mei­
ner M ictcrhöhung auf rund 720 Prozent. Ein Kommentar erfolgte natürlich
nicht.

Zusammengefaßt: Eine Reallohnentwicklung beim Erwerbstätigen ist
gegeben, der größte Teil der Bruttolohnentwicklung ist jedoch als Kauf­
kraft bei ihm nicht angekommen. Weiter: Ein bedeutender Bruttolohnan­
stieg ist durch staatliche Regelungen verordnet oder indirekt erzwungen
worden, damit ist auch das Lamento über die hohen Lohnstückkosten zu
relativieren. Es stimmt die Tendenz vieler Aussagen, aber die Quantifi zic­
rung ist katastrophal.

Man muß Produktivitätslücken und Lohnprobleme diskutieren - aber
nicht auf der Basis fi ktiver Rechenkonstruktionen und unter Nichtbcach­
tung der Begleitumstände, die hier nur grob erläutert werden konnten. Ich
schließe mit einem Zitat von Mark Twain: »Man muß die Tatsachen ken­
nen, um sie verdrehen zu können.«

J0 MICHAEL BURDA/MICHAEL FUNKE: Trade Unions, Wages, Structural Adjustment in the
New German States. Centre for Economic Forecasting. London Business School. Dis­
cussion Papers 10-92. $. 6.

l I KARL-HEINz PAQUE: Löhne wie im Westen - das ist eine Ill usion. In: »Super-l llu« Nr.6,
29. Januar 1998. $. 6.



GERHARD BA UERMEISTER

Zur Relation von Arbeitsproduktivität und Lohn
und zur Messung der Produktivität

1949 bin ich an der hiesigen Gesell schaftswissenschaftl ichen Fakultät, In­
stitut für Sozialpolitik, immatrikuliert worden und war bei Prof. Dr. Thal­
mann im 3. und 4. Semester einer der ersten Hilfsassistenten. Beendet habe
ich das Studium allerdings an der Berl iner Hochschule für Ökonomie. Seit
meinem Ruhestand 1991 habe ich mich nicht mehr wissenschaft lich betä­
tigt. Mein persönlicher Anteil an der Sozialpolitik von heute besteht in
ehrenamtlicher Arbeit in einem Sozialverband der Behinderten und Kr iegs­
geschädigten.

Das heutige Diskussionsthema war Gegenstand von Untersuchungen
am Zentralen Forschungsinstitut für Arbeit, Dresden, das seit 1991 aufge­
löst ist. Als kompetenter Autor analysierte Fritz Rösel die gescheiterte Ein­
heit von Wirtschafts- und Sozialpolitik: »Von Anbeginn wurde die These
von der Arbeitsproduktivität als dem in letzter Instanz Ausschlaggebenden
für den Sieg der neuen Ordnung vertreten. Leider bli eben zu oft die not­
wendigen Anstrengungen in den Anfängen stecken. Besonders der Schock
des Jahres 1953 lähmte viele weitere Versuche, die Arbeitsproduktivität
schnell er zu steigern als die Entwicklung des Lohnes. Angestrebt wurde,
daß die Arbeitsproduktivität doppelt so schnell wachsen sollte wie die Löh­
ne. Das ist nur in wenigen Jahren erreicht worden. Oft war es genau um­
gekehrt.«'

Wohl fast alle in der Wirtschaftspraxis und in der ökonomischen Lehre
Verantwortlichen kannten aus öffentlichen Diskussionen und aus ihren ci­
genen Wirkungsbereichen Beispiele über Defi zite beim Produktivitäts­
wachstum und bei der Durchsetzung einer leistungsbezogenen Lohnpolitik.
Heutige gründliche Wertungen im nachhinein können nicht verschweigen,
daß es eine ungenügend wirksame Tarifgestaltung, Unzulänglichkeiten in

FRirz RosEL: Gut gedacht, aber gescheitert. Die Einheit von Wirtschafts- und Sozialpoli­
tik. In: HANS MopRow (Hrsg.): Das große Haus von außen - Erfahrungen mit der
Machtzentrale in der DDR. Berlin 1996. $. 169f1.
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der Beherrschung von Nonnenniveau und Lohnformen, Opportunismus bei
der Handhabung der Arbeitsbewertung oder andauernde Kompromisse bei
der Prämierung gab.

Solche Widersprüche hatt en Rückwirkungen auf das Wachstumstempo
der Produktivität in allen Bereichen der Wirtschaft bis hin zum Arbeitsbe­
reich und zum Arbeitsplatz. Innerhalb der komplexen Faktoren der Produk­
tivität hat das insbesondere die Wechselwirkungen zur Versorgung der
Volkswirtschaft sbereiche mit Arbeitskräften und deren rationellen Einsatz
in den meisten Produktions- und Verwaltungseinheiten beeinflußt. Die
theoretischen Grundlagen für die Beziehungen und Größenordnung von
Produktivität zum Lohn - schon 1949 durch den sowjetischen Ökonomen
M.W. Brejew° publiziert und später durch Wirtschaft swissenschaftl er von
Rang wic Fritz Behrens und Gerhard Richter' - mündeten in der verein­
fachten Regel für die wirtschaftspolitische Praxis, das Wachstumsverhält­
nis habe zwischen 1,5: 1 und 2:1 zu betragen.

Unsere Untersuchungsergebnisse - allerdings eingeschränkt jedesmal
auf einige Industriekombinate oder Großbetriebe - belegen, daß die von
Rösel eingangs getroffene Feststellung zutraf.* Das war damals cinc ganz
und gar nicht gern gehörte und teils unter Verschluß gehaltene Aussage:
Die geplanten jährlichen Proport ionen zwischen Produktivität und Durch­
schnitt slohn gehörten in der Mehrzahl großer Wirtschaftseinheiten zu den
selten erfüllten Planaufgaben.

Auch unter den heutigen marktwirtschaft lichen Bedingungen verbinden
sich mit dieser ökonomischen Relation für Unternehmer, für Staat und Ge­
werkschaften grundlegende ökonomische, soziale und rechtliche Strategien
und Tageskämpfe. Das läßt sich hier nur in charakteristischen Beispielen
darstellen. ÖTV-Chef Jürgen Mai hielt einen sozial gestaffelten Lohnver­
zicht bei kürzeren Arbeitszeiten für zumutbar, wenn die Arbeitgeber - in
diesem Fall in den Bereichen des Bundes, der Länder und Gemeinden -
dafür die Schaffung von Arbeitsplätzen garantieren. Hierbei stützen ihn po­
sitive Erfahrungen: Seit drei Jahren seien mit solcher Art Arbeitszeit­
kürzungen mehr als 20 000 Stellen gesichert worden. Sein Argument -

2 M.W. BREJEw: Arbeitsproduktivi tät, Selbstkosten und Lohn. Moskau, Berlin 1948.
3 Siehe FRITZ BEHRENS/GERHARD RICHTER: Die Arbeitsproduktivität. Teil I. In: Soziali sti­

sche Arbeitswissenschaft. Bd. 9. Berlin 1967. S. 1I4f1. - FRITz BEIIRENS/ALBERT FRAN­
KE/ERST DOMIN: Die Zeitsummenmethode. 4. überarb. und crw. Aufl. Berlin 1963.
S. 66-68.

4 Siehe unveröffentlichte Forschungsberichte 1969 und 1976 der Forschungsgruppe Ar­
beitsproduktivität am ZFA Dresden. Archiviert seit 1993 im Staatsarchiv Dresden.
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immerhin würde die neue Tarifrunde 1998 im ÖTV-Bereich 3.200.000 An­
gestellte und Arbeiter erfassen. Schon wenige Tage nach dieser Erklärung
protestierte die Gewerkschaftsbasis sehr massiv, und der - meiner Meinung
nach - ökonomisch vertretbare Standpunkt von Jürgen Mai, im Interesse
der Arbeitsplatzsicherung diesen (immerhin ja steuerfi nanzierten) Lohnver­
zicht hinzunehmen, verfi el der Ablehnung.*

Viel direkter haben Experten die gegenwärtige Situation benannt: Der
bekannte Unternehmensberater Roland Berger empfahl auf einer Veranstal­
tung des Wirtschaftsbeirates der CDU den Tarifpartnern, auf mittlere Sicht
die Lohnabschlüsse unterhalb des Produktivitätsfortschrittes anzusiedeln.
Damit allerdings wären jährlich ein bis zwei Prozent Reallohnsenkungen
hinzunchmen.6 Noch deutlicher schreibt das HWWA-Institut für Wirt­
schaftsforschung Hamburg: »Der Wettlauf zwischen Einkommens- und
Produktivitätsentwicklung in Ostdeutschland ist verloren.« Es begründet
dies im einzelnen und im Vergleich zu den alten Bundesländern mit der
Konsequenz, daß »man auch ein erheblich größeres Einkommens- und
Wohlstandsgefäll c als gewohnt hinnehmen müssc«.7

Schließlich verweise ich auf eine Information über die erste große
Lohnstrukturerhebung für ganz Deutschland. Darüber berichtet das Statisti­
sche Bundesamt. Diesem Bericht zufolge »zahlen die Arbeitgeber nach den
neuesten Daten vom April ihren Angestell ten im Osten 73,6 Prozent des
Bruttogehaltes West, ihren Arbeitern 75,2 Prozent [...] die Produktivität in
den neuen Ländern betrug 1996 all erdings nur 64, 1 Prozent der Leistung
im Westen«.

Welche Dimension eine Suche nach neuen Wegen hierbei annehmen
kann, beweist - wic Rainer Eppelmann, Vorsitzender der Christlich-Demo­
kratischen Arbeitnehmerschaft - schreibt, ein Projekt der christlichen
Kirchen. Nach Eppelmann haben sie sich auf cine »Option für die Schwa­
chen und Benachteiligten« verständigt. Eppelmann begründet das näher:
»Neben einer langfr istig zurückhaltenden Barlohnpolitik sehen sie als ein
wichtiges Element für eine neue Gemeinschaftsinitiative die Beteiligung

5 Siehe »Dresdner Neueste Nachrichten«. 19. September 1997. S. 2. Meldung dpa/ap. -
ULRicH MiLpE: Weg vom Fenster. In: Ebenda. 27. September 1997. S. 3.

6 Siche Berater BERGER: Löhne bis zwei Prozent senken. In: »Sächsische Zeitung«. Dres­
den. 11. Juli 1997. S. 10.

7 CLAUS HlOcKER (dpa): Ost-West-Angleichung auf einige Jahre verschoben. In: Ebenda.
10. Juli 1997. S. 10.

8 Frankfurt am Main (ap): Nettolohn im Westen gesunken, im Osten gestiegen. In: Eben­
da. 9. Oktober 1997. S. 10.
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der Arbeitnehmer am Produktivkapital [ ... ] So sollten Teile zukünfti ger
Lohnerhöhungen an die Anlage beim Produktivkapital gebunden werden.«
Eppelmann führt dazu weiter aus: »Würden die Tarifpartner jährlich nur
ein Prozent ihrer Tariferhöhung investiv vereinbaren, könnten aufgrund der
Bruttolohnsumme in Deutschland zusätzlich 18 Milliarden DM für die Mo­
dernisierung der Wirtschaft zusätzlich mobilisiert werden. [.. .] Der Invest­
lobn verbindet die ökonomisch gebotene zurückhaltende Lohnpolitik mit
der gerechten Beteiligung des Arbeitnehmers an der steigenden Produktivi­
tät.«° Ich sehe in dieser Absicht zunächst nur ein konfuses Modell. Tatsäch­
lich erteilte der Arbeitgeberpräsident Dieter Hundt diesem Projekt eine
klare Absage.'

Die seit Jahren in der politischen Öffentlichkeit immer wieder geforder­
te Einkommensangleichung Ost an West wird allein schon beim Beachten
dieser wenigen Fakten länger auf sich warten lassen als oft angenommen.
Hinzu kommen -ohne auf einzelne Veröffentlichungen hinzuweisen: Fach­
zeitschriften und Tageszeitungen in ihren Wirtschaftsteilen kommentieren
gleichermaßen die derzeitigen Möglichkeiten für den Produktivitätsanstieg
in der Industrie, im Bau- und Verkehrswesen, auch in der Landwirtschaft
der neuen Länder ziemlich einheitlich als schwer und kritisch - trotz cinge­
setzter Fördermitt el. Analysen in dieser Richtung verweisen z.B. auf zu
geringe Erweiterungs- und Rationalisierungsinvestitionen, eine oft risiko­
scheue Kreditpolitik bei sowieso geringem Eigenkapital oder auch auf Lük­
ken im Management oder des Marketing.

Dieser so konfliktbeladene Stoff leitet über auf die Kategorie der Ar­
beitskosten. Sie verkörpert die Addition von betrieblichen Lohn- und Sozi­
alkosten, so wie sie von der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO)
definiert worden ist. Dabei werden die Sozialkosten oft als Lohnneben­
oder Lohnzusatz- oder auch Personalnebenkosten bezeichnet. In der BRD
werden sie vierjährlich statistisch erhoben. 1989 konnte eine im ZFA Dres­
den erarbeitete Studie an einige Interessenten überreicht werden. 11 Eine dar­
aufhin vom übergeordneten Staatssekretariat ausgesprochene Weisung, ein
analoges Material über Industriebetriebe der DDR zu erarbeiten, scheiterte

9 RAINER EPPELMANN: Dic Kirchen sind gefordert. In: »Dresdner Neueste Nachrichten«.
17. Juli 1997. $. 14.

10 Siche Absage der Arbeitgeber an Investlöhne. In: »Sächsische Zeitung«. Dresden. 20. Ja­
nuar 1998. s. 2.

l1 GERHARD BAUERMCISTER: Studie zur Kategorie Arbeitskosten im Kapitalismus. Unveröf­
fentlichtes Material des ZFA, Abt. Information und Bibliothek. 14 S. Archiviert im
Staatsarchiv Dresden und im persönlichen Besitz.



ZUR RELATION VON ARBEITSPRODUKTIVITÄT UND LOHN 131

schon nach drei Konsultationen bei Experten, und zwar an den dafür nicht
geeigneten betrieblichen Abrechnungsunterlagen.

Nach mehreren übereinstimmenden Quellen betragen die industriellen
Arbeitskosten je geleistete Arbeitsstunde 1996 = 47,00 DM, darunter die
Sozial- oder Lohnnebenkosten 21,00 DM.' Zugleich wird angegeben, daß
die überwiegende Anzahl der Wirtschaftsbranchen der BRDeuropaweit das
höchste Arbeitskostenniveau hat. Im Kreditgewerbe liegen diese Sozialko­
sten weit über dem Durchschnitt , im Handel und anderen Bereichen weit
darunter. Die Ostbetriebe liegen etwa 33 Prozent unter westdeutschem Ni­
veau, absolut bei 26 000,00 DM pro Kopf und pro Jahr, im Westen bei
38 700,00 DM."

Unstritt ig ist das Gewicht der Sozialkosten an den gesamten Selbstko­
sten und damit an den Preisen. Demzufolge hat der Absatz von Erzeugnis­
sen tatsächlich den viel diskutierten Zusammenhang zu Sozialkosten. In
aktuellen Parteiendiskussionen, den Erklärungen der Unternehmerverbän­
de und mit den Verhandlungspositionen der Gewerkschaft en ist verfolgbar,
wie sich unterschiedliche ökonomische und sozialpolitische Interessen in
den Arbeitskosten reflektieren, gelegentlich lösbar erscheinen, bis heute je­
doch letztlich verhärtet sind. Grunderkenntnis auch meiner Studie war es:
Hohe Sozialkosten in der BRDsind mit hoher Arbeitsproduktivität ökono­
misch begründet. Hohe Sozialkosten sind untrennbarer Teil des Sozial­
staatsprinzips, rechtlich und finanziell unverzichtbares Element der sozialen
Sicherheit und sozialen Infrastruktur und letztlich des - wenn auch diffe­
renzierten - Wohlstands. In einer IFO-Studic 1996'* wird festgestellt, daß
»Klagen über zu hohe Arbeitskosten zum großen Teil intercsscnspolitisch
motiviert sind«. Dcr Behauptung, hohe Löhne und Steuern hätten Deutsch­
land zu einem unattraktiven Investitionsstandort gemacht, wird widerspro­
chen. Der Eindruck »Hochlohnland« könne nur entstehen, wenn man die
Arbeitskosten isoliert betrachte. Besserer Beurteilungsmaßstab seien viel­
mehr die realen Lohnstückkosten, heißt es in der genannten Studie, da hier
die Produktivität von vornherein mit einbezogen sei.

12 Siehe EDMUND HEMMER: Personalzusatzkosten in der deutschen Wirtschaft. In: /J
Trends. Köln 24(1997)1. $. 44 -54. - Sichc auch: DGB-Debatte um Lohnnebenkosten
entdramatisicren. In: Tarifbericht (1996)1. 14 S.

13 Siche CHRISTOPH SCHROEDER: Branchenprofil der Arbeitskosten in der Europäischen Uni­
on. In: /W-Trends. Köln 23(1996)4. S. 60 72.

14 DGB: Sind Löhne und Steuern zu hoch? In: Informationen zur Wirtschafts- und Sozial­
poli tik Heft 6/1996. Besprochen in: »Sächsische Zeitung«. Dresden. 15. Juli 1996. S. 10.
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Das bisher Gesagte provoziert geradezu, einige Anmerkungen zum
Ausweis des Niveaus und Tempos der Arbeitsproduktivität in Vergangen­
heit und Gegenwart vorzutragen.

1. Die komplizierten Aufgaben zur Erfassung und Darstellung der Er­
gebnisse produktiver Arbeit und der Aufwandsgrößen sowie zur Ausnut­
zung der Wertkategorien hierbei waren bei uns beispielhaft publiziert.'
Den Relationen zum Durchschnittslohn widmete man verhältnismäßig we­
nig Raum. So entstand der Begriff »lohnwirksamer Faktor«, abgeleitet aus
den Ursachen der Produktivität (natürlich in Verbindung mit dem sehr ver­
wandten Standardbegriff »Leistung«) erst in den 70er Jahren.

2. Eine volkswirtschaftlich entscheidende Funktion, mit Hilfe der Pro­
duktivitätssteigerung eine Neuverteilung der Arbeitskräfte zu erwirken,
also Freisetzungseffckte zugunsten der angestrebten Strukturpolitik zu be­
gründen, demzufolge dringend benötigte Arbeitskräfte für andere Bereiche
und Regionen und auch neue Berufe zu mobilisieren, war mit ihrer Mes­
sung zu wenig verbunden. Heute läßt es sich leicht aussprechen, daß(trotz
hoher Fluktuation allein infolge größerer Disproportionen im Lohngefüge)
vielerorts Vorstellungen über eine Arbeitsplatzsicherheit um jeden Preis be­
standen. Die Folgen sind bekannt, denn die Arbeitsaufwände in Produktion
und Verwaltung wiesen unnötige Polster und Reserven an Arbeitskräften
auf, und zwar schon vom Plan her. Das wird der DDR-Wirtschaft nicht nur
in sachbezogener Fachliteratur bis heute berechtigt vorgeworfen. Es sei an
Tannebcrgs (Universität Halle) Versuch erinnert, in der Wochenzeitschrift
»Die Wirtschaft« - es war wohl 1962 - eine Diskussion darüber zu be­
ginnen.

3. Infolge der mit Natural-, Wert-, Preis- oder Arbeitszeitkennzahlen
verbundenen bekannten Vor- und Nachteile sowie dem Ausweis auf ver­
schiedenen Stufen vom Arbeitsplatz bis Betrieb und Zweig konnten Kenn­
zahlen auch manipuliert werden. Nur ein Beispiel: Berechtigt hohe Einzel­
effekte aus Rationalisierungsmaßnahmen fanden schon auf der nächst
höheren Ebene keinerlei Niederschlag. Auch in solchen Fällen sind Auf­
wandssenkungen viel zu wenig in Arbeitskräftefreisetzungen umgesetzt
worden.

4. Von der Nettoproduktion abgeleitete Produktivitätsgrößen ließen kein
Gebrauchswertvolumen oder vorteilhafte Sortimcntsstrukturcn erkennen.
Gewoll t war eine verbesserte Kooperation, ein Anreiz für höhere Qualität

15 Siche FRITZ BEHRENS/ GERHARD RICHTER: Die Arbeitsprodukt ivit ät. Tei l 1. Berl in 1967.
S. 114ff. - FRITZ BEHRENS/ ALBERT FRANKE/ ERNST DOMIN: Dic Zeitsummenmethode. Bcr­

l in 1961. $. 66-68.



ZUR RELATION VON ARBEITSPRODUKTIVITÄT UND LOHN 133

über wachsenden Neuwert . Untersuchungen über tatsächliche Wirkungen
sind uns im ZFA, so emsig wir in Kombinaten forschten, nicht bekannt
geworden. Unsere Nachrcchnungen aus mehreren Dresdner Betrieben er­
brachten teils extreme, schwer deutbare Resultate.

5. Dem multifaktorellen Charakter der Produktivität der Arbeit hätte es
entsprochen, wenn man mit der abgerechneten Kennzahl mindestens Grob­
analysen verbunden hätte. Ob der Anstieg nämlich aus Struktureffekten,
Substitutionseffekten, Gebrauchswertvergrößerung, verändertem Material­
einsatz oder lediglich Arbeitsaufwandsenkung verursacht war, hatt e ein
sehr unterschiedliches Gewicht z. 8. für das Lohntempo, das Preis-Lei­
stungs-Verhältnis oder auch die Absatzchancen.

6. In den wirtschaftl ichen Informationen der DDR waren Angaben zur
Arbeitszeiteinsparung stark verbreitet. Mit dieser Bekanntgabe von relati­
ven oder absoluten Einsparungen konnte viel Schindluder getrieben wer­
den, weil eine Kontrolle dazu oft fehlte und der Wille, gut dazustehen, oft
überwog.

Gravierend für die Messung der Arbeitsproduktivität war, daß sie ent­
sprechend ihrer Aussagemöglichkeit für die Ökonomie der Zeit, d. h. für
den gesamten Kreislauf der Reproduktion nicht genügend genutzt wurde.
Das begann im Grunde schon mit der oft uneffektiven Umsetzung von For­
schungs- und Entwicklungsergebnissen und schleppenden Schritt en damit
für die Produktivität der Zukunft. Interessant ist, daß die Meßproblematik
auch heute ähnlich kritisch angesehen wird. Darüber schreiben beispiels­
weise Graskamp und Siebe.16 Sie gehen in ihrer Erörterung davon aus, daß
der Produktivitätsanstieg, aber mehr noch seine Berechnung, immer von
den Faktoreneinsatzbedingungen abhängen, zumal sich - so die Autoren -
divergierende partielle Effekte zum Teil aufrechnen. Darin lägen viele Pro­
bleme. Hingewiesen sei in diesem Konnex, daß insbesondere das Nürnber­
ger Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung auch zur Produktivitäts­
prognose publiziert .

Eine letzte Anmerkung: Hohe und anwachsende Produktivität der Ar­
beit in der sozialen Marktwirtschaft kennt natürlich auch außcrökonomi­
sche Faktoren. Sie wird vielfach mit politischer Sterilität, mit Windstille bei
der Mitbestimmung, mit Überstundenbereitschaft, mit Mobbing, Lohnver­
zicht und oft ohne Rücksicht auf den Gesundheitszustand erkauft.

l6 RAINER GRASKAMP/THOMAS SIEBE: Produktivitätsrechnungen für die achtziger Jahre -
Konzepte und Ergebnisse. In: Mitteilungen des Rheinisch-Westfälischen Instituts für
Wi rtschaftsforschung (»RWI -Mitteilungen«) 45(1994)1. S. 61-73.
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Die Entwicklung der Arbeitsproduktivität in der
Landwirtschaft der DDR und der BRD

Der Begriff Arbeitsproduktivität spielt heute in der angewandten und prak­
tischen Volks- und Betriebswirtschaft , aber auch in der diesbezügli chen
wissenschaft l ichen Literatur eine untergeordnete Roll e, was meines Erach­
tens teilweise auf Grund der Erhöhung des Anteils der vergegenständlich­
ten Arbeit am Wert des Produktes bzw. der Fixkosten an den Voll kosten
berechtigt ist.

Begriffsbestimmungen und Methoden zur
Ermittlung der Arbeitsproduktivität

In der im Jahre 1996 vom Hauptverband der landwirtschaftl ichen Buchstel­
len und Sachverständigen e. V. St. Augustin (HLBS) herausgegebenen
Broschüre »Betriebswirtschaftliche Begriff e für die landwirtschaftliche
Buchführung und Beratung«'* werden zur Arbeitseffektivität vier Begriff e
defi niert:

1.) Gcsamtarbeitsertrag2

Gewinn
+ Personalaufwand
- Zinsen für das Eigenkapital

Gesamtarbeitsertrag
(entspricht im wesentlichen dem Begriff Bruttoeinkommen)

2.) Arbeitsertrag'

Gewinn
- Zinsen für das Eigenkapital

Arbeitsertrag

• Anmerkungen am Ende des Beitrages
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3.) Arbeitsrentabilität

Arbeitsrentabilität=

4.) Arbeitsproduktivität'

Arbeitsproduktivität=

RAINALD ACKERMANN

Gewinn - Zinsen für das Eigenkapital

nicht entlohnte Arbeitskräft e

Produktmenge

Arbeitskräft e

Besonders an der Definition der Arbeitsrentabilität ist zu erkennen, daß
auch im Jahre 1996 noch das Leitbild des bäuerlichen Familienbetriebes
vorherrscht.

Einer der bedeutendsten landwirtschaftl ichen Betriebs- und Arbeitswirt­
schaftler des 20. Jahrhunderts, Prof. Dr. Dr. Ott o Rosenkranz in Leipzig
und Gundorf , äußerte sich bereits im Jahre 1952 zur Arbeitsproduktivität
und ihrer Messung in der Landwirtschaft ." Er schlug eine Methode zur Mes­
sung für das einzelne Produkt und den Gesamtbetrieb vor, die dann durch
Rosenkranz selbst sowie seine Schüler Gampc und Bai! weiterentw ickelt,
vervollkommnet und in die landwirtschaftliche Praxis breit eingeführt wur­
de. Die Dissertation von Gampe »Die Arbeitsproduktivität in den LPG und
eine praktische Methode zu ihrer Messung«' aus dem Jahre 1960 bewies
das hohe Niveau der betriebswirtschaft lichen Forschung in der DDR und
ihre Anwendung und Nutzung in der landwirtschaftlichen Praxis. Dabei
war zwischen Wissenschaft und Praxis ein ständiges Geben und Nehmen.
Die in der genannten Dissertation erreichten Forschungsergebnisse waren
eindeutig. Sie zeigten in ökonomischer und sozialer Hinsicht die Überle­
genheit der genossenschaftlichen Großbetr iebe gegenüber den bäuerlichen
Betrieben, auch den gut geführten.

Zwischen der Schule um Rosenkranz* einerseits und den Polit- und
Industrieökonomen andererseits, besonders mit Bchrens', Benary' und
Winkelmann', entwickelte sich eine breite Diskussion, vor allem zur Ein­
beziehung der vergegenständlichten Arbeit. Rosenkranz ging es dabei um
die Lösung praktischer Probleme auf wissenschaftlicher Grundlage, um
Hilfe für die sich entwickelnden landwirtschaftl ichen Produktionsgenossen­
schaften, aber auch um wissenschaftliche Ableitungen aus der landwirt­
schaftlichen Praxis.



DIE ENTWICKLUNG DER ARBEITSPRODUKTIVITÄT IN DER LANDWIRTSCHAFT ] 37

Heute stell t sich die Definition der Arbeitsproduktivität cbenfalls so dar,
wie diese durch die Arbeits- und Betriebswirtschaft seit den Jahren nach
1950 definiert und rechnerisch als Quotient AP = EIA ermittelt wird, worin
E = Erzeugerleistung und A = eingesetzte Arbeit sind.

Die Arbeitsproduktivität kann in analoger Weise auch durch folgende
Begriffe definiert werden:

Gebrauchswert (GW)
Arbeitsproduktivität (AP) =---

Arbeitszeitaufwand (AZ)

Die Arbeitsproduktivität wird für einen in sich geschlossenen Abrech­
nungszeitraum, das Jahr, in der gesamtbctrieblicbcn Produktionswirtschaft
und in ihren Zweigen ermittelt . Die Messung hat insbesondere zwei Aufga­
ben (siehe Rosenkranz'; Rosenkranz, Kilian und Thicme'* ; Gampe'*): Sie
soll erstens den Stand der Arbeitsproduktivität des Betriebes oder in seinen
Zweigen richtig vergleichbar ausweisen sowie zweitens handliche und an­
schauliche Indizes aufzustellen erlauben, die die Entwicklung der Arbeits­
produktivität über eine Reihe von Jahren kennzeichnen.

Für die Landwirtschaft gilt, daß in jedem Falle nur der Teil der Produk­
tion vergleichbar ist, der durch die eingesetzte Arbeit im Betrieb aus eige­
ner Kraft entstand. Eine solche Ausgangslage wird erreicht, wenn man

- für die Pflanzenproduktion das Bruttoprodukt,
- für die Tierproduktion das um den Tierzukauf verminderte Brutto-

produkt und
- für den Gesamtbetrieb das Eigenprodukt zur Bewertung heranzieht

(siche Rosenkranz'* , Gampe', Bail'').
Für die Messung der Arbeitsproduktivität im landwirtschaftlichen

Betrieb sind die Natural- und die Zeitmethode zu unterscheiden, wobei in
jedem Falle die exakte Erfassung des Arbeitszeitaufwandes eine Grundvor­
aussetzung ist.

Nach der Naturalmethode zur Bestimmung der Arbeitsproduktivität
werden der Arbeitszeitaufwand auf die Naturalcinhcit bezogen und die Ar­
bcitsproduktivität entweder als Menge der erzeugten Gebrauchswerte in der
Zeiteinheit oder als verbrauchte Arbeitszeit je Erzeugniscinheit ausge­
drückt. Dafür ein Beispiel:
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Produktivitätsvergleich der Getreideproduktion 1960 und 1996\:

1960 1996
Arbeitszeitaufwand in
Arbeitskräftestunden (Akh) je ha 66 7,5
Getreideertrag (dt) je ha 33 64

Gw (dt) 33 64
AP= = 0,5 (du/Akh) = 8,5 (du/Akh)

AZ (Akh) 66 7,5

oder

AZ (dt) 66 7,5
AP= = 2,0 (Akh/dt) = 0,12 (Akh/dt)

GW 33 64

Auch die Tabelle I zeigt, daß der Aufwand an lebendiger Arbeit vor allem
im Bereich der Pflanzenproduktion vcnnindcrt wurde. In den nächsten Jah­
ren kann die Getreideerzeugung pro Akh durch neue Anbauverfahren, wie
durch pfl uglose Bodenbearbeitung (Ackermann', Bräutigam'®) und Vor­
saatverfahrcn, sowie durch Ertragserhöhung mittels Anwendung der Gen­
technologie voraussichtlich verdoppelt werden.

Bei der Zeitmethode zur Bestimmung der Arbeitsproduktivität wird wie
folgt vorgegangen: Ausgangspunkt für die Ermittlung der Arbeitsprodukti­
vität für den Gesamtbetrieb ist das erbrachte Eigenprodukt. Da aber die
Messung des Arbeitszeitaufwandes für die Produkte der verschiedenen Be­
reiche des Landwirtschaftsbetriebes nur eine unvollständige Aussage über
die Entwicklung der Arbeitsproduktivität im Gesamtbetrieb bzw. im Unter­
nehmen gibt, wird die Eigenproduktion des Betriebes mit Richtwerten des
Arbeitszeitaufwandes, die den durchschnittli chen Arbeitszeitaufwand je
Naturalcinhcit kennzeichnen, multipliziert. Diese Richtwerte bedürfen ent­
sprechend der produktionstechnischen Entwicklung von Zeit zu Zeit einer
Korrektur.
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Tabelle 1: Entwicklung der Arbeitsproduktivität nach der Naturalmethode

1950 1958 1976 1996 in%von
1950

Getreide
Akh/ha 120 81 20 7, 5* 6%
Akldt 4, 0 2,4 0, 3 0, 1* ( 7 Min. ) 3%

Speisekartoffeln
Akh/ha 420 360 85 29 7%
Akhdt 2, 6 2, 0 0, 4 0, 1 ( 6 Min.) 4%

Zuckerrüben
Akhha 990 720 125 24* 2%
Akhdt 3, 0 2, 2 0, 4 0, 1* 3%

Milch
Akh/K uh u. Jahr 262 224 94 0, 4 ( 25 Min.) 10%
Akh100 kg Mich 8, 7 6, 8 2, 4 3%

Rindfleisch
Akh/Mastbulle u. Jahr 20, 1 17, 6 11, 2 3, 4 17%
Akh/dt SG 9, 1 7, 5 4, 2 0, 9 ( 56 Min.) 11%

*) Ohne Arbeitszeitaufwand für eventuelle Ernte eines Kuppelproduktes.
Quellen: Rosenkranz', KTBL-Taschenbuch?', Backhaus", Jäger'' und eigene Berechnun­
gen.

Ein dimensionsloser Index für die Arbeitsproduktivität des Gesamtbetrie­
bes ergibt sich daraus, daß die tatsächlich verbrauchten Stunden (Arbeits­
zeitaufwand) zu den einzelnen nach Richtwerten errechneten Stunden
(Arbeitszeitbedarf) ins Verhältnis gesetzt werden.

Die Berechnung der Arbeitsproduktivität für den Gesamtbetr ieb erfor­
dert eine Erweiterung des Arbeitszeitbedarfs für die Erzeugnisse aus der
Pflanzen- und Tierproduktion um den indirekten Arbeitszeitbedarf für den
Betrieb allgemein; deshalb werden die Richtwerte über einen Zuschlag ent­
sprechend erhöht. Die Berechnung der Arbeitsproduktivität für den Ge­
samtbetrieb (Zeitmethode) erfolgt nach nachstehendem Index:
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Index der AP

RAINALD ACKERMANN

errechnete Akh
x 100

verbrauchte Akh

Die Natural- und die Zeitmethode sowie die sich daraus ergebenden Kenn­
zahlen können unabhängig von der Rechtsform angewandt bzw. ermittelt
werden. Besonders in der neueren Zeit bestehen in Ostdeutschland Proble­
me bei der Erfassung der verbrauchten Arbeitskräftestunden für das Pro­
dukt und den Gesamtbetrieb. Im Rechnungswesen der DDR war die
Erfassung der verbrauchten Stunden für die Produkte und den Betrieb all ­
gemein fester Bestandteil der Vollkostenrechnung nach Kostenstellen und
Kostenträgern. Die vorwiegend noch kleinstrukturierte Landwirtschaft in
Westdeutschland und andere Gründe verhindern das exakte rechnerische
Durchdringen des Betriebes nach Natural- und Finanzkennzahlen bis zum
Produkt.

Die Tabell e I zeigte die Verminderung des Aufwandes an lebendiger
Arbeit vor all em im Bereich der Pfl anzenproduktion. In der Tierproduktion
ist künfti g ebenfall s eine weitere Verringerung des Arbeitszeitaufwandes
zu erwarten. Die Einführung des Boxenlaufstall es, des Melkstandes mit
Melk.roboter u.ä. führen zur spürbaren Steigerung der Arbeitsproduktivität
in der Milcherzeugung. Aus dieser Entwicklung ist abzuleiten, daß der
Arbeitszeitaufwand für die Wertbildung bzw. die Höhe der Produktkosten
immer mehr an Bedeutung verliert, obwohl durch die Erhöhung der Brutto­
löhne und der Lohnnebenkosten ihr Einfl uß auf die Höhe der Kosten und
Kostenstruktur nicht unbedeutend ist und der notwendige Arbeitszeitauf­
wand diesen nur unvoll ständig widerspiegelt .

Eine Steigerung der Arbeitsproduktivität liegt aber erst dann vor, wenn
die Menge der eingesparten lebendigen Arbeit höher als die der zusätzlich
vergegenständlichten ist. Die Notwendigkeit des Einbeziehens der vcrge­
genständlichten Arbeit für die Beurteilung der Entwicklung der Arbeitspro­
duktivität hat Rosenkranz (mündliche Mitteilung 1996) erst kürzlich erneut
betont.

Auf die Problematik der Messung der Arbeitsproduktivität im Zusam­
menhang mit den ökonomischen Kategorien Wert, Kosten und Preis soll
hier nochmals hingewiesen werden. Aus diesem Grunde werden in Tabel­
le 2 die Erzeugungskosten von Getreide und Milch angeführt:
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Tabelle 2: Jahreskostenvergleich ausgewählter Erzeugnisse

Erzeugnis 1950 1996

Getreide Vollkosten 34,- M/dt 24,- DM/dt
dar. lebendige Arbeit (Lohnkosten) 7,55 M/dt 2,- DM/dt
% der Lohnkosten an Vollkosten 22,2 8,3
Erzeugerpreise 45,50 M/dt 23,- DM/dt

Milch Vollkosten 48,- M/dt 52,- DM/dt
dar. lebendige Arbeit (Lohnkosten) 17,- M/dt 7, DM/dt
% der Lohnkosten an Vollkosten 35,4 13,5
Erzeugerpreise 65,- M/dt 54,- DM/dt

Quellen: Rosenkranz'', Gamp&'*, KTBL-Taschenbuch'', Backhaus"*, Statistisches Bundes­
amt?' und eigene Bcrechnungen.

Die Tabelle 2 zeigt bei Milch in besonderem Maße, daß die Steigerung der
Arbeitsproduktivität - gemessen nach der Naturalmethode - nicht gleich­
zeitig zur proportionalen Senkung der Vollkosten führen muß. Die Entwick­
lung der Preise von Grund- und Betriebsmitteln sowie der Lohnkosten ist
dabei selbstverständlich zu berücksichtigen.

Wesentlich ist der Einfluß der Größe der Produktionseinheit (Betriebs­
größe) auf die Kosten der lebendigen Arbeit, die Fixkosten und die Vollko­
sten, wie Tabelle 3 nachweist.
Tabelle 3: Der Einfluß der Größe der Produktionseinheit auf die Höhe der
Vollkosten

Körnerfruchtfläche je Betrieb

Größe der Produktionseinheit in ha 30 1500
Vollkosten DM/ha 2878 1411
dar. fixe Maschinenkosten 1314 290
dar. lebendige Arbeit 235 93

DM/dt 44,96 22,04

Quellen: Zcddies". eigene Berechnungen.
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Diese Zusammenhänge bestehen auch in einem relativ komplizierten Pro­
duktionsbereich wie der Milchproduktion (Tabelle 4).

Tabelle 4: Kostendegression in der Milchproduktion in Abhängigkeit von
der Bestandsgröße Kuhplätze je Produktionseinheit

Arbeitszeit- Transport-
GesamtkostenKuhplätze Kapitalbedarf bedarf kosten

Anzahl DM/Platz Aklv/K uhplatz DM/K uhplatz
DM/Kuhplatz

bzw. Kuh bzw. Kuh
bzw. Kuh

20 1400 85 105 3000

50 12. 000 75 120 2900

200 11. 000 40 125 2200

300 8500 30 130 2000

2000 5500 25 200 1900

Quellen: siehe Tabelle 3.

Vergleich der Entwicklung der Arbeitsproduktivität in der Landwirtschaft
zwischen der DDR undder BRD in den Jahren von 1950 bis 1990

Ein Vergleich ist schwierig, weil die gesellschaft liche Entwicklung und die
Betriebsgrößenstruktur von DDR und BRD unterschiedlich waren und so­
mit auch verschiedene betriebswirtschaft liche Kennzahlen angewandt wur­
den bzw. die gleichen Kennzahlen verschiedene Inhalte ausdrückten. Erst
jetzt - seit 1997 - bemüht man sich, die Kennzahlen und Betr iebsabrech­
nungen zu vereinheitlichen (siehe z. B. Krümmel?').

Für den Vergleich wurde die Entwicklung des Brutt oeinkommens (Ge­
winn + Löhne vor Steuern) pro Arbeitskraft für die einzelnen Jahre von
1950 bis 1990 getrennt nach DDR und BRD ennitt elt, wobei diese Anga­
ben (Abbildung 1) auf der Grundlage von Gampe (Beitrag anläßlich des
Ehrenkolloquiums für den 85. Geburtstag von Rosenkranz 1996) und eige­
nen Berechnungen gemacht werden.
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Abbildung l: Die Entwicklung der Arbeitsproduktivität in der Landwirtschaft der DDR und
der BRD in relativer Entwicklung des Bruttoeinkommens/Arbeitskraft

Aus dieser Darstell ung ist die Überlegenheit der landwirtschaftl ichen Pro­
duktionsgenossenschaften und staatlichen Landwirtschaftsbetriebe der
DDR bis zum Jahre 1975 abzulesen. Diese positive Entwicklung wäre noch
eindeutiger verlaufen, wenn die unternehmerischen Gestaltungsfreiheiten
sowie die Möglichkeiten des Zukaufs von hochwertigen Maschinen und
Produktionsmitteln nicht eingeschränkt gewesen wären.

Hervorstechend geht aus der grafi schen Darstell ung hervor, daß die
landwirtschaftlichen Betriebe in der DDR ab 1975 im Verhältnis zur BRD
zurückblieben bzw. stagnierten. Die Landwirtschaftsbetriebe konnten die
Vorzüge des Großbetriebs und der größeren Produktionseinheiten auf
Grund ciner verfehlten Wirtschaftspolitik nicht genügend in ökonomische
Erfolge übertragen. Dabei waren vor allem folgende Gesichtspunkte von
Bedeutung:

Weitgehende Beseitigung des Prinzips der materiellen Interessiert­
heit der Betriebe, Produktionseinheiten und Einzelpersonen. Zum
Teil galt folgende Verfahrensweise: Die mögliche Vergütung je Ar­
beitskraft ergab sieb nicht nach dem erzielten Gewinn, sondern je
höher die Zahl der Arbeitskräfte, um so höher der Vergütungsfonds.
Weitgehender Verzicht auf die Zahlung der Bodenanteile.
Einschränkung der Eigenentscheidung bei der Entwicklung und Be­
triebseinrichtung der landwirtschaftlichen Betriebe.
Falsche Agrarpreisstruktur und zu hohe Gewinnabgabe in Abhängig­
keit von der tatsächlichen Gewinnhöhe (Brutto- und Nettogewinn).
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Fehlende bzw. nicht ausreichende moderne Verarbeitungsindustr ie,
fehlende hochwertige Mechanisierungs-, Produktions- und Hilfsmit­
tel

In der BRD wurde die Effektivität der Erzeugung durch die Einführung
des stärkereichen Hybridmaisanbaues zu Lasten des Rotklee-, Luzerne- und
Ackergrasanbaues sowie des neuen Verfahrens von CCM (Corn-Cob-Mix­
Mais) für die Schweinefütt erung wesentlich gesteigert . In der DDR wurde,
obgleich der Hybridmais früher (Oberdorf in Bernburg) als in der BRD
gezüchtet wurde, auf diese Möglichkeit verzichtet.32 Fortschritt liche Land­
wirte und Wissenschaft ler wurden gemaßregelt (Ackermann, Jeroch u. a.).

Heute beweisen die Großbetriebe in Ostdeutschland ihre Überlegenheit,
wie die Tabelle 5 zeigt. Die Auswertung ist schwierig, da die Agrarstatistik
der Bundesrepublik jährlichen Veränderungen hinsichtlich der Zuordnung
der Betriebe usw. unterworfen ist. 1m Agrarbericht 1997 für das Wirt­
schaftsjahr 1995/96 wird schon nicht mehr zwischen West- und Ostdeutsch­
land unterschieden.

Tabelle 5: Entwicklung des Gewinns (Jahresüberschuß vor Steuern) je
Arbeitskraft

Gewinn und Gewinnha LN Veränderung
Wirtschaftsj ahr Fremdlohne/AK (ohne Löhne) gegenüber

DM DM Vorjahr in %

19921/993
neue Länder (juristische Personen) 31.478
alte Länder (Haupterwerb) 29.152

1994/1995
neue Länder; Betriebsform:
Einzehunternehmen 43.634 440
Personengesellschaften 55.766 421
Juristische Personen 34.884 - 24

1995/1996
BRD insgcsaml
Einzelunternehmen (Haupterwerb) 35.670
Personengesellschaften 49.940
neue Länder:
Juristische Personen 38.645 + 18,4
dar. Marktfruchtbetriebe 42.250 + 19,7

Futterbaubetriebe 37.354 + 16,1

Quell e: Regierung der BRD'
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Aus der Tabell e 5 ergibt sich, daß die Arbeitsproduktivität in der ausge­
wiescnen Kennzahl Gewinn + Fremdentlohnung/AK bei den juristischen
Personen in Ostdeutschland bereits im Wirtschaftsjahr 1992/93 um 8.0 Pro­
zent höher als in den Haupterwerbsbetrieben Westdeutschlands liegt. Aus
der genannten Kennzahl von 29 152 DM/AK ist die Faktorentlohnung Ar­
beit der Familienarbeitskräfte noch zu gewährleisten, was zum Teil auch
für die Personengesellschaften zutri fft . Die Personengesellschaften sind oft ­
mals reine Marktfruchtbetriebe, die eine günstigere Rentabilität als die Be­
triebe mit starker Tierproduktion aufweisen.

Außerdem ergeben sich für diese Betriebe meist keine finanziell en und
sonstigen Verpfl ichtungen gegenüber den Mitgli edern ehemaliger LPG im
Gegensatz zu deren Nachfolgeeinrichtungen. Hinzu kommt die Problema­
tik der Altschulden. Die starke Überlegenheit der Großbetriebe als Pcrso­
nengesell schaften wird auch im Wirtschaftsjahr 1995/96 nachgewiesen. Die
Betriebe als juristische Personen sind den Haupterwerbsbetrieben mit
8,3 Prozent Gewinn unter Berücksichtigung der Vergütung, bezogen auf
die Arbeitskraft , weiter im wirtschaftlichen Vorteil. Damit zeigt sich, daß
trotz aller Widrigkeiten die Landwirtschaftsbetriebe der DDR ab 1990 auch
mit der Veränderung der Eigentumsformen ihre Wettbewerbsfähigkeit unter
Beweis stellen können.

Mit der Entwicklung der Arbeitsproduktivität mußte sich folgerichtig
auch die Zahl der in der Landwirtschaft Beschäftigten drastisch vermin­
demn. Dicsc Entwicklung voll zog sich in fast all en europäischen Ländern,
wie Tabell e 6 zeigt. Damit wurde auch der Anteil der Erwerbstätigen in der
Landwirtschaft an den Gesamterwerbstätigen der Volkswirtschaft stark re­
duziert. Eine Ausnahme bilden die Niederlande, die durch Ausweitung der
landwirtschaftlichen und gärtnerischen Erzeugung (inklusive Neulandge­
winnung und Exportsteigerung) bei hoher Arbeitsproduktivität die Anzahl
der in der Landwirtschaft im weiteren Sinne Beschäftigten erhöht haben.
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Tabelle 6: Anteil der landwirtschaft lichen Erwerbstätigen an den Gesamter­
werbstätigen 1994 und Verringerung der Zahl der Erwerbstätigen von 1970
zu 1994

Anteil der landwirtschafl'ich
Verringerung, der Zahl der

Land Erwerbstätigen an den
landwirtsc haftlich Erwerbstätigen

Gesamterwerbstätigen
1994 in %

von 1970 zu 1994 in %

Deutschland 3,0 - 54,0
Frankreich 4,8 - 61,9
Italien 7,9 - 59,5
Niederlande 4,0 + 8.2°
Belgien 2,5 - 46,3
Limburg 2,9 - 57,1
Großbritannien 2,3 - 17,0*
Irland 11,0 - 50,5
Dänemark s.2 - 50,0
Griechenland 20,8 - 38,3
Spanien 9,8 - 68,6
Portugal 11,8 - 53,3*

EU(12 Länder) s,5 - 39,5

Quellen: Geißendörfer" und eigene Berechnungen.

Die der Zahl der in der landwirtschaftl ichen Erzeugung und den angrenzen­
den Bereichen tätigen Arbeitskräften verringert sich auch gegenwärtig, wie
besonders aus der Entwicklung der Arbeitskräfteeinheiten in West- und
Ostdeutschland in den letzten Jahren hervorgeht (siehe Tabelle 7).
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Tabelle 7: Zahl der Arbeitskräft e in der deutschen Landwirtschaft in Tau­
send

1991 1993 1994 1995
1995:1994

in %

alte Länder

Familienarbeitskräft e• 1337 1228 II 70 1099 - 6. 1
davon vollbeschäf tigt 351 312 2 95 278 - 5,8

teilbe schäft igt 986 916 875 822 - 6, 1
familienfremde Arbeitskräft e 8 3 81 76 72 - 5,3
A K/ Personen gesamt : 151 7 1397 1329 1248 - 6,l

A K -Einheiten* *
706 64 6 609 571 - 6,2

neue Länder

Familienarbeitskräft e• 33 4 2 44 4 8 + 9,1
davon vollbeschäft igt 9 1 0 11 1 2 + 9,1

tei l'beschäf tigt 25 32 33 36 + 9.1
familienfremde Arbeitskräft e 325 128 113 106 - 6,2
AK/ Personen gesamt : 362 179 165 161 - 2,4

A K -Einheiten* *»
312 132146 127 - 3,8

*) einschl. Betri ebsleiter • *) Arbeitskraft einheiten
Quell e: Stat ist isches Bundesamt'

Es müßten jedoch solche Bedingungen geschaffen werden, daß unter
Berücksichtigung der stärkeren Verflechtung der Weltmärkte die land­
wirtschaft liche Erzeugung in Deutschland in verschiedenen Ernährungs­
bereichen erhöht wird, um eine weitere Reduzierung des Eigenversorgungs­
anteils zu vermeiden. Von 1991 bis 1995 verminderte sich in Deutschland
der Eigenversorgungsgrad von 94 auf 75 Prozent, in Sachsen beträgt dieser
unter 30 Prozent. So könnte durch Erhöhung des Eigenversorgungsanteils
auf den Prozentsatz von 1990 auf dem Gebiet der Schweinefleischproduk­
tion die Zahl der Beschäft igten (inklusive für Stallbau, vor- und nachgela­
gerte Bereiche) um über 45 000 gesteigert werden.
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Zusammenfassung und Schlußfolgerungen sowie künftige Entwicklungen

Das Zusammenwirken von steigenden Erträgen und enorm sinkendem Ar­
beitszeitbedarf hat dazu geführt , daß von einem Landwirt eine zunehmend
größere Zahl an Konsumenten versorgt wird. Diesbezüglich sind die Werte
von ca. I 0 Personen pro Landwirt in den 50cr Jahren auf 90 in den 90er
Jahren dieses Jahrhunderts gestiegen. Diese Entwicklung wird sich in den
nächsten Jahren fortsetzen, da die Durchschnitt serträge noch ansteigen wer­
den und der arbeitssparende wissenschaftl iche und technische Fortschritt
weiterhin wirksam ist.

Durch den sich vollziehenden und besonders in Westdeutschland un­
auswcichl ichcn Strukturwandel, d.h. durch das Ausscheiden der kleineren
Betriebe und die Übernahme ihrer Flächen meist in Pachtverhältnisse grö­
ßerer Unternehmen und nicht zuletzt durch die Entwicklung verschiedener
neuer Betriebsformen, wie eingetragene Genossenschaften, GmbH, GbR,
kooperative Zusammenarbeit, werden objektiv weniger Arbeitskräfte in der
landwirtschaftl ichen Urproduktion benötigt. Die ostdeutschen Großbetrie­
be verschiedener Eigentumsformen, auch als Produktivgenossenschaften,
sind zu erhalten und weiterzuentwickeln; sie können als Beispiel für Ge­
samtdeutschland dienen.

Die günstigen natürlichen Standortvoraussetzungen in Deutschland
sollten im Zusammenhang mit dem objektiv notwendigen Strukturwandel
in der Landwirtschaft genutzt werden, um zunehmend zu Weltmarktpreisen
effektiv Nahrungsmittel und nachwachsende Rohstoffe zu produzieren.

Der Arbeitszeitaufwand verliert am Gesamtaufwand zunehmend an Be­
deutung. Dic Verminderung der Kosten der vergegenständlichten Arbeit je
Erzeugungs- und besonders Erzcugniscinheit durch optimale Größen der
Produktionseinheiten und Betriebe (inklusive kooperative horizontale und
vertikale Zusammenarbeit) und andere Faktoren wird immer mehr zum
Maßstab für die Beurteilung der Entwicklung der Landwirtschaft und ihrer
Betriebe, wobei es besonders auf die Senkung der Fest(Fix-)kosten an­
kommt. Die Entwicklung der vertikalen Kooperation zwischen landwirt­
schaftl icher Primärproduktion, Handel und Verarbeitung kann maßgeblich
zur Steigerung der Arbeitsproduktivität in Deutschland beitragen, wie das
Beispiel Dänemark seit Jahrzehnten zeigt.'
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EKKEHARD SACHSE

Veränderungen in der Stellung der Arbeit und
des Menschen im internationalen Wettkampf
der Produktions- und Management-Konzepte

Wir sind Zeitzeugen einer neuen Entwicklungsphase des Kapitalismus, die
allgemein als Globalisierung charakterisiert wird. Es ist jedoch - aus Zeit­
gründen - hier nicht möglich, diese neue Qualität in der Internationalisie­
rung, die zweifellos außerordentliche politische, soziale und ökonomische
Dimensionen besitzt (und nicht nur letztere) sowie sehr kontrovers bewer­
tet wird, hier im einzelnen zu bcarbciten.' In jedem Falle muß man sich mit
dieser Entwicklung tiefgehend befassen.

Die Globalisierung als Ganzes wird durch sehr differenzierte Prozesse
bzw. Kriterien charakterisiert , zu denen auch die Herausbildung eines neu­
en Produktionssystems (Lean production - schlankes Unternehmen) und
von entsprechenden Managementstrategien gehört . Diese Linien sollen
hier, natürlich eingebunden in den Gesamtprozeß und bezogen auf die
menschliche Arbeit, speziell verfolgt werden.

Dabei möchte ich zunächst vom Begriff des Produktionssystems ausge­
hen, den Ohno, der Begründer des Toyotismus bzw. von Lcan production,
dem ich folgen möchte, gesetzt hat.* In diesem Sinne sind Fordismus und
nun das Lean production-System, mit denen entsprechende Management­
strategien zusammenhängen, solche grundlegenden Produktionssysteme.
Ein Definitionsversuch: Es handelt sich dabei um grundlegende industrielle
Gestaltungsmodelle (am Beispiel der Massenproduktion von Automobilen),
die sich entsprechend den historischen Bedingungen durch eine bewährte
rationelle Grundstruktur im Einsatz aller Produktionsfaktoren und des Ma­
nagements auszeichnen, international und auch unter anderen Produktions­
bedingungen als in der Automobilindustrie (mit adäquater Anpassung)
durchsetzen. Diese Systeme besitzen eine sehr langfristige Wirkungsperi-

Sichc HANS-PETER MARTN/ HARALD SCHUMANN: Die Globalisierungsfalle. 13. Aufl age.
Reinbek bei Hamburg 1997,

2 Siche TAiciI OHNO: Das Toyota-Produktionssystem. Frankfu rt/M ain, New York 1993.
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ode, sind entwicklungsfähig und bestimmen auch Veränderungen in den
Nicht-Produktionsbereichen. Den Ausgangspunkt dafür bildete in den USA
wie in Japan die Produktion, unabhängig von der Anzahl bzw. der Bedeu­
tung der Beschäftigten in den anderen Unternehmensbereichen.

Das - historisch gesehen - erste Modell in diesem Sinne bildet das
System des Fordismus, das in den USA fußend auf Erkenntnissen von Tay­
lor (Grundlagen der Arbeitsteilung und -organisation) entwickelt wurde und
nunmehr über 70 Jahre wirksam ist. Vgl. Abb. 1.

Die Abbildung zeigt die Herausbildung und Entwicklung dieses Pro­
duktionssystems, das ich zunächst bis an die Schwelle der 90er Jahre ver­
folgen möchte, wobei der Kurvenverlauf als Tendenz des Fortschritts von
Organisation und Technik über die Arbeitsproduktivität vermittelt wird. Die
damaligen Bedingungen des Übergangs von der handwerklichen Produkti­
on zur industriellen Fert igung und eines aufnahmefähigen Marktes eröf­
fneten die Möglichkeiten für eine rationelle Massenproduktion (von Auto­
mobilen), die zunächst objektiv-ökonomisch auf standardisierte Typen
orientiert war.

Grundlegende Charakteristika des darauf fußenden Produktionssy­
stems, die wir im folgenden mit dem neuen System zu vergleichen haben,
waren bekanntlich:

- das starre, scharf getaktete Fließbandsystem, verbunden mit relativ
starren Systemen der Mechanisierung und Automatisierung;

- die Austauschbarkeit der zu montierenden Teile;
die Produktion für einen angenommenen großen Markt, was mit er­
heblichen Lager- und Absatzaufgaben verbunden war;

- die relativ stark ausgebaute Fert igungstiefe mit gewaltigen Produkti­
onskomplexen (z. 8. General Motors und VW) sowie entsprechen­
den Kooperationsproblemen;

- die grundlegende Arbeitsteilung bzw. Abgrenzung zwischen anwei­
sendem Management und ausführenden Arbeitern und Angestellten,
was zweifellos auch die Klassenkampfsituation auf beiden Seiten re­
flektierte;

- die Intensivierung des Arbeitsprozesses und der Leistungsermitt lung,
wobei die beste Methode für eine längere Periode verallgemeinert
wurde.

Dieses Produktionssystem war zunächst mit enormen ökonomischen Fort­
schritt en verbunden; es unterlag aber auch der bekannten Kritik, insbeson­
dere in Richtung der Monotonie der Arbeit.
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In der Abbildung sind schließlich die Stufen der Ausgestaltung dieses
Modells inhaltlich und zeitlich erkennbar. Die Leistungen Fords (ab 1913)
lagen insbesondere auf technisch-organisatorischem Gebiet für die Fließ­
bandarbeit. Sie wurden von Alfred Sloan hinsichtlich der Finanzierung und
Konzerngestaltung ergänzt. In den dreißiger Jahren erfolgte die Einbezic­
hung des psychisch-menschlichen Leistungsfaktors in den Prozeß. In der
Kriegs- und Nachkriegszeit liegt schließlich die Entwicklung vieler Ele­
mente des modernen Managements, wie des Marketings, der Divisionie­
rung der Struktur (Erhöhung der Verantwortung der wichtigsten Unterneh­
mensbereiche), der Nutzung der Datenverarbeitung u. a.

Europa bzw. Westeuropa folgten allgemein dem amerikanischen Bei­
spiel, jedoch mit Zeitverzug. Nach dem II. Weltkrieg lassen sich zwei
relativ eigenständige Entwicklungen registrieren: Aktivitäten zur Mitbe­
stimmung und zur Humanisierung der Arbeit, die sich jedoch weltweit nicht
durchsetzen konnten. Ich möchte hier darauf verzichten, auf die Ansätze in
den damaligen sozialistischen Ländern einzugehen.

Mit den 90cr Jahren vollzieht sich, ausgelöst durch das japanische Mo­
dell, in den USA wic weltweit ein Paradigmenwechsel. Während sich die
Entwicklung in den USA nach dem II. Weltkrieg mit wesentlichen Moder­
nisierungen, jedoch auf alter Systemgrundlage, fortsetzte, befand sich
Japan als Verlierernation in einer schwierigen Zwangslage. Vor dem
11. Weltkrieg konzentrierte man sich in Japan im Rahmen des Aufholens in
starkem Maße auf die Adaption fordistischer amerikanischer Erfahrungen.
Daneben gab es jedoch auch Eigenentwicklungen (z.B. Duales System,
Gruppenarbeit), die damals aber international nicht beachtet wurden. Nach
einer weiteren Adaptions- und Integrationsphase unmitt elbar nach dem
II . Weltkrieg (Auswertung amerikanischer Managementerfahrungen u.a.
besonders auf dem Gebiet der Qualitätssicherung), änderte sich jedoch die
Lage. Das hat staatlicherseits, im Verbund mit den großen Konzernen, den
Kciretsu, zu einer mehr oder weniger abgestimmten Strategie »des wirt­
schaftlich und technisch an die Weltspitze Gchens« geführt . Die Entwick­
lungen zu cinem neuen Produktionssystem, beginnend in den 50er und 60cr
Jahren und führend zunächst durch den Automobilproduzenten Toyota ge­
staltet, bildeten ein wesentliches Ergebnis dieser Anstrengungen', womit
auf diesem Gebiet die USA zeitweilig überholt werden konnten.

Ich möchte im folgenden die Systemhaftigkeit und innere Logik sowie
Nutzung der nationalen, kulturellen Potenzen bei diesem Modell deutlich

3 TA1CHI OHNO: Das Toyota-Produktionssystem
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machen Es ist ein wahrer Treppenwitz der Weltgeschichte, daß dieses zwei­
fellos bahnbrechende System nach den japanischen Exporterfolgen erst
Mitt e der 80er Jahre bis 1990 durch amerikanische Wissenschaftler (MIT/
Massachusett s Institute of Technology) beachtet wurde.4 Das sei nun kurz
erläutert . Vgl. Abb. 2.

[Abb. 2folgt auf den Seiten 160/161]

Die japanische Strategie erkannte nach dem ll. Weltkrieg frühzeitig die sich
anbahnende Globalisiernng und die Veränderung der Markterfordernisse.
Die Analyse der weltweiten Konkurrenz offenbarte das Erfordernis, sich
auf einen flexiblen (Auto-)Markt einzustellen, d. h. auf Autos, die den dif­
ferenzierten Käuferwünschen entsprechen und sich auf Bestellung mit
entsprechend flexibler Organisation und Technik sowie bei höchsten Quali­
tätsansprüchen und sinkenden Kosten produzieren lassen. Mit diesem revo­
lutionären Konzept wurde der Fordismus weitgehend überwunden. Den
Ausgangspunkt bildete die ständige Verbesserung der Produktion (Kaizen),
zunächst vorwiegend über die Organisation und erst später über die flexible
Automatisierung, wobei man sich auf die historisch-kulturell gewachsenen
Möglichkeiten der aktiven Mitwirkung der Mitarbeiter des japanischen Un­
ternehmens (Kaishain - Mitgliedschaft im Unternehmen/in der Gemein­
schaft) stützte.

Damit korrespondierten solche grundlegenden Veränderungen in der
Produktion wie:

- die Produktion auf Bestellung (Vermeidung von Lagerbeständen);
- die flexible Realisierung der Produktion verschiedener Typen auf

einem Band (nach unterschiedlichen Kundenwünschen) durch ent­
sprechend breit qualifizierte und weitgehend eigenverantwort liche
Arbeitsgruppen (kamban -Auftr agsliste für die Kundenwünsche);

- die Konzentration von grundlegenden Arbeiten sowie der Montage
auf den Stammbetrieb bei Entwicklung einer umfangreichen und ef­
fizienten Zulieferantenpyramide, wodurch cine zeitgenaue und quali­
tätsgesicherte Belieferung der Bänder (just in time bei Minimierung
der Vorratshaltung) erreicht werden konnte;

- die Weiterentwicklung des gesamten Managements- und Organisati­
onssystems des Unternehmens bzw. der Gruppe, wobei, fußend auf

4 Sichc JAMES P, WOMACK/DAVID T. JONES/DANIEL RoOS: Die zweite Revolution in der
Automobilindustrie. München 1991.
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entsprechendem Vertrauen, Verantwortlichkeiten (von der Planung
bis zur Realisierung) soweit wie möglich an die Basis verlagert wur­
den (zugleich umfassende Einsparung von lebendiger Arbeit).

Die Nutzung des Kaizen-Prinzips auf immer höherer Ebene stützte die jahr­
zehntelange Entwicklung dieses neuen Produktionssystems und führte zu
außerordentlich effizienten Ergebnissen.

Dieses neue Produktionssystem, das zugleich auch Fortsetzung des al­
ten ist (denn das Fließbandsystem bildet nach wie vor ein Kernstück), ist
zwar kein gezielter Beitrag zur Humanisierung der Arbeit; es eröffnet aber
neue Möglichkeiten und praktische Schritte in diese Richtung. Es ist viel­
mehr Ausdruck eines äußerst wett bewerbsorientierten, zielgerichteten und
intensiven Arbeitssystems, wodurch höhere Anforderungen an Qualifikati­
on, explizit an Verantwortung, Mitwirkung und Gesamtdenken gestellt wer­
den. Die Gewerkschaften außerhalb Japans verhalten sich dazu zumindest
reserviert , wenn nicht gar ablehnend.

Die Durchsetzung dieses neuen Produktionssystems hat auch zu einer
neuen Perzeption der Beziehungen von Mensch und Technik geführt . Das
soll an Hand einer japanischen Darstellung demonstriert werden.* Vgl.
Abb. 3.

Im Lichte dieser Erkenntnisse wurden in den USA/Westeuropa gewisse
Technikillusionen, die auch aus antagonistischen Arbeitsbeziehungen re­
sultierten, abgebaut (z. B. CIM-Projekte / der Weg zum vollautomatisierten
Betrieb). Wir werden uns auf eine Beziehungsgestaltung einrichten müs­
sen, die zu einer sozial-ökonomischen und organisatorischen Optimierungs­
lösung mit dem Menschen im Zentrum drängt.

Als in der amerikanischen Wirtschaft Anfang der 90er Jahre die darge­
legten grundlegenden Wandlungen voll erkannt wurden, entwickelten sich
umfangreiche Aktivitäten, um entsprechende Einstellungen und Umstellun­
gen hinsichtlich der neuen Herausforderungen im globalen Wettkampf zu
erreichen. Es soll nun versucht werden, diese Konzepte bzw. Strategien, die
uns aus den USA und Westeuropa bekannt sind, in ihrem Zusammenhang
darzustellen. Vgl. Abb. 4.

5 Sichc MASAKI IMAI: Kaizen. Ullstein Magazin Berlin.
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Wenn man nun diese globalen Entw icklungen in Japan, den USA und dar­
über hinaus, unabhängig von den konkreten Bezeichnungen, die Gleiches
bzw. Ähnliches im Sinne der Strategie ausdrücken, verallgemeinert , so er­
kennt man erstens unschwer eine allgemeine Linie bzw. einen Korridor, in
dem sich viele Aktivitäten bewegen. Es gibt jedoch auch Besonderheiten,
die aus kulturellen Bedingungen result ieren, worauf noch einzugehen sein
wird.

Zweitens sind die qualitativ wesentlichen Wandlungen auf dem Gebiet
der Arbeit, der Rolle des Menschen in der Arbeit und in den Arbeitsbezie­
hungen erkennbar, die sich voraussichtlich in sehr widerspruchsvoller Wci­
se durchsetzen werden, wobei ich zwei Richtungen hervorheben möchte.

Erste Richtung (große und moderne bzw. globale Unternehmen): Schon
seit geraumer Zeit gehören Forderungen im Rahmen des so genannten par­
tizipativen Ansatzes zur stärkeren Einbeziehung der Mitarbeiter, nach ei­
nem breiten Qualifikationsprofil, zum Ausbau der sozialen Qualifikation
u.a. zum Standard modernen Personalmanagements. Die praktische Rcali­
sierung in der Breite bzw. in der europäischen Praxis stellt natürlich eine
ganz andere Sache dar.°

Unter den Bedingungen der Globalisierung erhalten diese Tendenzen
eine eindeutig klare Grundlage für ihre Ableitung: Flexibilisierung und De­
zentralisierung hinsichtlich aller Elemente des Prozesses als ökonomische
Grundrichtungen verbinden sich praktisch mit der Veränderung der Stel­
lung und der Persönlichkeit des qualifizierten Arbeitnehmers und mit
Forderungen nach wachsender Demokratisierung im Unternehmen (Be­
schäft igte als Staatsbürger im Betrieb).' Das führt zu entsprechenden Lei­
stungs- und Qualifikationsanforderungen, die von allen (Management,
Arbeiter und Angestellte) neue Verhaltensweisen und Beziehungen erfor­
dern.

l inks: Abb. 4: Neue Management-Konzepte/Strategien in den USA/Europa - Übergänge
zum neuen Produktionssystem als Antwort auf den Toyotismus

6 Siche KLAUS ZwicKEL (Hrsg.): Vorbild Japan? Ott o-Brenner-Stiftung in Zusammenarbeit
mit der Ilans-Böckler-Stiftung. Düsseldorf' 1996.

7 Siehe BRIAN BERCUSSON u.a.. Soziales Europa - ein Manifest. Reinbek bei Hamburg
1996.
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Man kann diese Anforderungen an den »Gesamtarbeiter« (Marx ) stich­
wortart ig wie folgt charakterisieren:

- Wachsende Fähigkeit zur flexiblen Bewältigung neuer/wechselnder
Aufgaben und Arbeitsbedingungen bis hin zur Selbstorganisation
über entsprechende Anpassung und Weiterbildung;
wachsende Leistungsbereitschaft , wobei es primär um Motivation,
Kreativität, Qualität und Service im umfassenden Sinne, um die Ver­
antwortung für die eigene Arbeit und das Gesamtergebnis sowie um
Kooperationsfähigkeit - auch über die strukturellen Grenzen hinaus
-geht;
aktive Mitwirkung und Mitgestaltung zur Verbesserung des eigenen
sowie des Gesamtprozesses, was weit über die klassische Arbcitsaus­
führung hinausreicht.

Es geht dabei um Tendenzen und man könnte auch diese unter kapitalisti­
schen Bedingungen für utopisch halten, wenn nicht in Japan in dieser Be­
ziehung - wic man das auch bewerten mag - bestimmte Maßstäbe in der
Praxis gesetzt worden wären. Experimente und Untersuchungen in einer
Reihe von BRD-Unternehmen, die - in einem altruistischen Sinne - von
der Böckler-Stiftung und der Bertelsmann-Stift ung zum Thema »Vorteil
Unternehmenskultur«* angeregt wurden, zeigen durchaus Möglichkeiten
neuer Herangehensweisen und des erforderlichen Umdcnkens.

In Japan bzw. in Ostasien wie auch in der marxistischen Thcorie -wenn
auch mit unterschiedlicher Begründung - bildet der Mensch mit seiner Ar­
beit die Hauptproduktivkraft, den wichtigsten Produktionsfaktor. Diese
grundlegende Erkenntnis setzt sich in Publikationen und Programmen im­
mer stärker durch und konkurriert in wachsendem Maße mit dem Inhalt der
Produktionsfaktorcntheoric. Dieser nachmarxistische neoklassische Ansatz
beruht auf der Gleichrangigkcit der Produktionsfaktoren (Arbeit, Kapital,
Boden - Verschleierung der eigentlichen Grundlagen für den Gewinn).

Fortschritte in besagten Richtungen, und das berührt die Chancen in der
ökonomischen Konkurrenz ganz entschieden, sind jedoch nur möglich,
wenn

- dic Klassen- bzw. Interessengegensätze im Rahmen der Arbeitsbe­
ziehungen zwischen Kapital, Management und Arbeitnehmern ein­
geschränkt bzw. harmonisiert werden und Konsens gesucht wird;

8 Siche HEINRICH BEYER/ULRICH FEHR/HANS G. NUTZINGER: Vorteil Unternehmenskultur.
Hans-Böckler-Stiftung/Bertelsmann-Stiftung. Gütersloh 1994.
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Vertrauensbeziehungen zwischen »Oben« und »Unten« hergestellt
werden, die erst eine effi ziente Dezentralisierung der Leitungsregu­
lative und Erweiterung der Verantwortungs- bzw. Mitwirkungsräume
an der Basis ermöglichen.

Unterschiedliche Interessen zwischen Kapital und Arbeit sind objektiv;
aber es geht um die Tendenz der Gestaltung der Beziehungen. Zur Zeit ist
hierzulande die Verschärfung dieser Beziehungen unverkennbar. Die
Hauptverantwortung bei der Verschärfung dieses grundlegenden Konflikts
liegt eindeutig bei den Unternehmern bzw. dem Kapital als Ganzheit.

Zweite Richtung (Rest der Unternehmen, alte bzw. neu entstehende Be­
reiche mit geringen Arbeitsanforderungen oder für ausländische Arbeits­
kräfte): Hier vollziehen sich Entwicklungen in »klassisch«-kapitalistischer
Weise -ja sogar mit Rückgriffen auf den Manchester-Kapitalismus. Diese
Prozesse, die offenbar jetzt auf uns zukommen, wurden bereits in den 70er
Jahren in den USA unter dem Begriff des Dualen Arbeitsmarktes analy­
siert9. Damit wird eine wachsende Spaltung zwischen führenden Unterneh­
men und ihren Beschäftigten bei relativ günstigen Arbeitsbedingungen
sowie Löhnen und dem Rest der Unternehmen bzw. ihren Beschäfti gten,
die zu weit ungünstigeren Bedingungen existieren müssen, charakterisiert .
Die Entwicklung in den neuen Bundesländern ist dafür ein Beispiel.

Wie werden wir bzw. andere Länder diese neuen Herausforderungen
lösen? Es konkurrieren zumindest die aus der Geschichte bzw. Kultur ge­
wachsenen Unterschiede nach der stärker individualistischen bzw. stärker
dem Gemeinschaftsdenken verpflichteten Modelle. Ich persönlich vertrete
die Meinung, daß ein verabsolutierter Individualismus und eine Interessen­
atomisierung, wic wir z. Zt. erleben, im globalen Wett bewerb von Nachteil
sein werden. Auch dazu gibt es eine wichtige internationale Diskussion.'

Für mich sind die Probleme, zu denen ich mich produktiv äußern woll­
te, Lebens- bzw. Überlebensfragen des Landes bzw. der Europäischen Uni­
on, auch wenn ein Umdenken in die dargelegte Richtung noch weit entfernt
scheint. Man muß jedoch darüber hinaus auch Visionen haben, wobei mei­
ne persönlichen - gesellschaftlich gesehen -weit über das Gesagte hinaus­
gehen.

9 Siche WERNER SENGENBERGER (Hrsg.): Der gespaltene Arbeitsmarkt. Frankfurt/Main,
New York 1978.

10 Siche PErER L. BERGER (Hrsg.): Die Grenzen der Gemeinschaft - ein Bericht der Ber­
telsmann-Stiftung an den Club of Rome. Gütersloh 1997.
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Die Arbeitsdirektionen in der Industrie
der BRD und der DDR

Sowohl in Westdeutschland als auch in Ostdeutschland voll zogen sich in
den Nachkriegsjahren vergleichbare Entwicklungen in bezug auf die Bil­
dung von Arbeitsdirektionen in den Betrieben der jeweiligen Wirtschaft . In
der wissenschaftlichen Arbeit Hans Thalmanns und des Leipziger Institutes
für Arbeitsökonomik spielten diese Prozesse bis zum Ende der fünfziger
Jahre eine wichtige Rolle.

Wenngleich auch durch die gesell schaftlichen Rahmenbedingungen un­
terschiedlich akzentuiert und motiviert, haben die Arbeitsdirektionen in Ost
und West einen wesentlichen Einfluß auf die Lösung arbeits- und sozialpo­
litischer Aufgabenstellungen genommen. Für die BRD wurde das »Gesetz
über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den Aufsichtsräten und
Vorständen der Unternehmen des Bergbaus sowie der eisen- und stahler­
zeugenden Industrie vom 2 I. Mai I 951«' ein Schlüsseldokument. Die
Montanindustrie wurde damit zum Vorreiter der Etablierung von Arbeitsdi­
rektionen, welche allerdings zu keiner Zeit durchgängig in allen Industrie­
bereichen der BRD anzutreffen waren. Demgegenüber wurde in der DDR
die Bildung von Abteilungen für Arbeit in den VEB und gleichgestellten
Betrieben sowie den Organen der Wirtschaftsverwaltung über das »Mini-

Gesetz über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den Aufsichtsräten und Vorständen
der Unternehmen des Bergbaus und der eisen- und stahlerzcugenden Industrie vom
21. Mai 1951 (Montan-Mitbestimmungsgesetz). BGBI. I S. 347. - in der Fassung des
Gesetzes vom 7.08.1956. BGBI. I S. 707 und des Gesetzes vom 6.09.1965. BGBI. I
S. 1185. Siche auch: Gesetz zur Änderung des Montan-Mitbestimmungsgesetzes und
des Mitbestimmungsänderungsgesetzes vom 21.05.1981. BGBI. I S. 441.- Vgl. auch:
Betr iebsverfassungsgesetz (Btr.VG) vom 15.01.1972. BGBI. I S. 13. - geändert durch
Gesetz vom 2.03.1974. BGBI. I. $. 469. - Ergänzung vom 27.01.1987. BGBI. I S. 37. -
Vgl. auch: Gesetz über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer vom 4.05.1976. BGBI. I
$. 1153.
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sterialblatt der DDR Nr. 19 vom 27. Mai 1952«° für die gesamte Volkswirt­
schaft verbindlich geregelt.

Die dichte zeitliche Aufeinanderfolge und weitgehende Parallelität
dieser Entwicklung in Ost und West resultiert vor allem aus folgender Si­
tuation:

Erstens: Trotz der unterschiedlichen Grundlagen der Wirtschafts- und
Gesell schaftssysteme gab es in der DDR ähnliche situative Bedingungen
und Erfordernisse wie in der BRD. Der Aufbau der BRD-Wirtschaft erfolg­
te unter dem Aspekt der sozialen Stabilisierung der Machtverhältnisse über
die Ausschöpfung aller Möglichkeiten der »Rationalisierung ohne Kapital­
einsatz«, gestützt auf die Erkenntnisse der Arbeitswissenschaften, insbc­
sondere über die REFA-Arbeit. Gleichzeitig war die Sicherung des sozialen
Friedens in Betrieb und Gesell schaft ein wichtiger Hintergrund. Auch in
der DDR ging es um hohe Arbeitsleistung und Produktivität zur Sicherung
der notwendigen Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen und
um die komplexe Verwirkli chung arbeitswissenschaftl icher Erkenntnisse
über einfl ußreiche Leitungsorgane.

Zweitens: Sowohl in der westdeutschen Montanindustrie als auch in der
Industrie der DDR wurden Betriebs- und Werkleitungen gebildet, die aus
drei Direktionsbereichen bestanden: dem technischen Bereich, dem kauf­
männischen Bereich und dem Bereich Arbeit mit dem Arbeitsdirektor an
der Spitze. Damit war in Ost- und Westdeutschland die Lösung von arbcits­
und sozialpolitischen Aufgaben an eine hohe Entscheidungsebene gebun­
den. Diese Tatsache erleichterte die komplexe Verwirklichung der mit dem
Faktor »Arbeit« zusammenhängenden Aufgabenstellungen.

Drittens: Auch die Aufgabenfelder der Direktionen für Arbeit waren in
Ost und West ähnlich gelagert. Sie umfaßten die Arbeitsrationalisierung,
den Arbeitseinsatz, Lohn- und Tariff ragen, die Ausbildung und Qualifi zie­
rung des Personals sowie soziale Fragen, wenngleich auch die Aufgaben­
bereiche unterschiedlich strukturiert, abgegrenzt und bezeichnet wurden.

Neben den Gemeinsamkeiten gab es aber auch wesentliche Unterschic­
de. So wurden in Westdeutschland bereits sehr zeitig ergonomische Auf­
gaben und Probleme wissenschaftlich betrachtet. Die Verbindung von
Arbeitstechnik mit Arbeitspsychologie, Arbeitsphysiologie und Arbcitshy-

2 Anordnung über die Bildung von Abteilungen für Arbeit in den volkseigenen und ihnen
gleichgestellten Betrieben sowie in den Organen der Wirtschaftsverwaltung vom 15. Mai
1952. In: Ministerialblatt der DDR. Berli n Nr. 19 vom 27. Mai 1952
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giene war stärker ausgeprägt als im Osten. Bereits ab 1954 wurde die
Ausbildung eines arbeitswissenschaftlichen Spezialisten, des »Arbeitsingc­
nieurs«, gefordert.' Das Arbeitsingenieurwesen in der DDR entwickelte
sich wesentlich später, so daß die »Organe für Arbeit« in der DDR vor
all em mit Arbeitsökonomen besetzt waren. Ein weiterer Unterschied be­
stand in der Einbeziehung der betricbs- und arbeitsorganisatorischen Auf­
gaben in das Direktorat Arbeit. In der DDR wurden diese Aufgaben im
Direktorat Arbeit bearbeitet, jedoch nicht in den BRD-Betrieben.

Die Entwicklung der Arbeitsdirektionen in der BRD steht in engem
Kontext mit den seit 194 7 in verschiedenen Etappen erlassenen und ver­
wirklichten Mitbestimmungsgesetzen.* Vor allem von Seiten der Gewerk­
schaften und vieler Arbeiter wurden an diese Gesetze große Hoff nungen
und Il lusionen geknüpft . So sah man im Arbeitsdirektor die Möglichkeit,
einen Arbeitnehmervertreter in das Management einzubauen und über ihn
die Mitbestimmung in den Vorständen und Aufsichtsräten zu verwirklichen.
Das widersprach aber der tatsächlichen Rechtsstell ung und Verantwortung
des Arbeitsdirektors. Letztendlich beschränkte sich die Mitbestimmung auf
das Vorschlagsrecht der Gewerkschaften für die Bestell ung des Arbeitsdi­
rektors, was keine bindende Wirkung für die Aufsichtsräte hatte. Erschwe­
rend wirkte auch, daß die laut Montanmitbestimmung zu wählenden fünf
Arbeitervertreter (bei elf Aufsichtsratsmitgliedern) ausschließlich von der
Hauptversammlung der Aktiengesell schaft , also den Aktionären, gewählt
wurden. Es war so jederzeit möglich, mißliebigen Arbeitervertretern den
Zugang zu verwehren und ebenso bestimmte, vorgeschlagene Arbeitsdirek­
toren nicht zu bestätigen.

Auf dieser Linie liegt auch die weitere Entwicklung der Mitbestimmung
in der BRD. Die aus der Sicht der Werktätigen und der Gewerkschaften

3 Siche ADOLF JUNGBLUTH: Ein neuer Ingenieur-Typ. Forderung und Begründung für die
Ausbildung des Arbeitsingenieurs. In: »Rationalisierung«. München 5(1954)2. $. 25-
29. - Ders.: Die Aufgaben des Arbeitsdirektors. In: »Gewerkschaft li che Monatshefte«.
Köln 2(1951)9. $. 495-499.

4 Sichc HIERIDERT HILGFRT: Der Arbeitsdirektor und seine Bestellung, Rechtsstellung und
Haftung. Diss. Wilhelms-Universität zu Münster. Hannover 1955. S. 56ff ., 60ff. ,
65f1.,79f1., 121ff ., 135ff . - ERicn MARTIN: Der Arbeitsdirektor als Träger betriebli cher
Personal- und Sozialpolitik in den Unternehmen der westdeutschen Montanindustrie.
Diss. Wirtschaftshochschule Mannheim. Düsseldorf 1956. Einleitung. S. 35MT, 40ff. -
FRIEDEMASN MÖLLER: Zum Problem der Arbeitsdirektoren im Bergbau und in der Eisen­
und Stahlindustr ie Westdeutschlands. In: »Die Arbeit«. Berli n 10(1956)2. $. 103-109.
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positiven Effekte der Montanmitbestimmung von 1951 wurden bereits 1952
durch das »Betriebsverfassungsgesetz vom 19.7.1952« stark eingeschränkt.
Dieses Gesetz wurde gegen die Stimmen der SPD und KPD und gegen den
Willen der Gewerkschaften angenommen. So wurde an entscheidenden
Stellen die Mitbestimmung auf ein Einspruchsrecht reduziert . Das betraf
insbesondere Einstellungen, Versetzungen, Umgruppierungen sowie soziale
Angelegenheiten.

Zurück zur DDR. Bei den Fachwissenschaftlern wie den Werktätigen
war ebenfalls eine positive Erwartungshaltung gegenüber den Arbeits­
direktoren spürbar. Die Direktion für Arbeit war aus den Abteilungen
Arbeitsproduktivität und Arbeitskraft bzw. aus den Kulturdirektionen her­
vorgegangen. Ein prinzipieller Unterschied zur BRDbestand hierbei in fol­
gender Hinsicht: Es gab keine Verbindung zu irgend einer Art gesetzlich
geregelter Mitbestimmung. Dieser wurde bereits im November 1948 durch
die Auflösung der Betriebsräte in der SBZ der Boden entzogen. Und wollte
man die den Gewerkschaft en zugedachte »Interessenvertretung der Werktä­
tigen« (man denke dabei an den Abschluß der BKV, der »Betriebskollektiv­
verträge«) als Mitbestimmung werten, so geht man fehl. Die BKV und die
organisierte Diskussion zum BKV in den VEB wurden immer mehr zur
Farce. Die BGL konnten auf Grund der politischen Gleichschaltung der
Gewerkschaften und ihrer Bevormundung durch zentrale Parteibeschlüsse
sowie der Rcchenschaftspflicht gegenüber der Betriebsparteileitung keine
eigenständige, wirksame Interessenvertretung ausüben. Gesetz des betrieb­
lichen Handelns war für alle der »Plan« und der »Parteibeschluß«. Auch
auf die Bestellung des Arbeitsdirektors bzw. des Abteilungsleiters Arbeit
hatt en die Belegschaft en keinen Einfluß.

Auch auf einen anderen wesentlichen Unterschied ist hinzuweisen. Die
sogenannten »Organe für Arbeit«, also Hauptabteilungen, Abteilungen
usw., bestanden nicht isoliert auf betrieblicher Ebene. Sie waren in die
volkswirtschaft lichen Strukturen des »demokratischen Zentralismus« ein­
gebunden. Somit war die Durchgängigkcit der Behandlung und Umsetzung
der arbeits- und sozialpolitischen Fragen im System der Wirtschaft sleitung
von oben nach unten gesichert . Über das »Ministerium für Arbeit« - später
das »Staatliche Komitee für Arbeit un<l Löhne«, noch später über das
»Staatssekretariat für Arbeit und Löhne«, die Grundsatzabteilungen für Ar­
beit in den Fachministerien, in den Vereinigungen Volkseigener Betriebe
(VVB) und später Kombinaten, den territorialen Organen (den Ämtern für
Arbeit in den Bezirken, Kreisen und Stadtbezirken) wurden die Beschlüsse
und Pläne in den VEB durchgesetzt und ihre Umsetzung kontrolliert .
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Aus dieser zentralistischen Struktur ergaben sich Vorteile und Nachtei­
le, wobei die Nachteile von den meisten Arbeitsökonomen in Theorie und
Praxis lange Zeit nicht in ihrem Wesen erkannt und nur ungenügend wahr­
genommen bzw. als unvenneidlich hingenommen wurden. Das betrifft vor
allem das Demokratiedefizit in der gesamten Leitung der Wirtschaft . Es
wurden so nur die Vorteile ciner gesamtvolkswirtschaftlichen Herangehens­
weise und einer zentralen Leitung und Planung auf dem Gebiet der Arbeit
gesehen. In den Jahren 1954 bis 1957 fanden umfangreiche, harte Diskus­
sionen über die Struktur und Arbeitsweise der Abteilungen für Arbeit statt,
an denen sich Thalmann, zusammen mit Emmrich', maßgeblich beteiligte.

Der Vorzug der Abteilungen für Arbeit wurde vor allem als Grundsatz­
organ und Entscheidungsträger mit Wirkungsmöglichkeiten auch auf
andere Verantwortungsbereiche der VEB gesehen. Über arbeitswissen­
schaftl iche Analysen- und Gestaltungstätigkeit, die Erschließung von Lei­
stungs- und Produktionsreserven mit ausgewogener Lohn- und Sozialpolitik
sollten die Arbeits- und Lebensbedingungen der Menschen verbessert wer­
den. Die Arbeits- und Sozialwissenschaftl er sahen damals in der Bildung
der Direktionen für Arbeit eine Chance für die Aufwertung und komplexe
Verwirklichung aller mit der menschlichen Arbeit und der Arbeitskraft zu­
sammenhängenden und auf rasche Produktivkraftentwicklung und sozialen
Fortschritt gerichteten Bemühungen in der DDR-Wirtschaft .

Für Thalmann und seine Mitarbeiter war damals klar, daß eine einheitli­
che Tarif-, Lohn- und Sozialpolitik sowie ein koordiniertes Vorgehen bei
allen Bestrebungen zur Steigerung der Arbeitsproduktivität eine durchgän­
gige Leitung und Verantwortung sowohl auf volkswirtschaftlicher als auch
auf betrieblicher Ebene verlangten. Deshalb wurde auch 1957 die Umwand­
lung des Ministeriums für Arbeit in ein dem Ministerrat direkt unterstelltes
Staatliches Komitee für Arbeit und Löhne befürwortet, weil damit eine
wirksamere und direktere Einflußnahme auf alle Volkswirtschaftsbereiche
erwartet wurde. Zunehmendes Administrieren und Bürokratismus wurden
nicht als Begleiterscheinungen erkannt. Die Verbindung straffer und ver-

5 Sichc HANS THALMANN: Bedeutung und Aufgaben der Organe für Arbeit im Lichte der
Reorganisation. In: »Arbeitsökonomik und Arbeitsschutz« Berli n 1(1957)4. $. 340-349.
- ROLr EMMRicH: Stellung und Aufgaben des Direktionsbereiches Arbeit in der westdcut­
schen Montanindustrie. In: Zu aktuellen Problemen der Arbeitsökonomik. »Fragen der
Arbeitsökonomik«. Berlin 1957. Heft 13. $. 189 215.- Ders.: Aufgaben und Struktur
der Abteilung Arbeit in den volkseigenen Betrieben. In: »Fragen der Arbeitsökonomik.«
Berli n 1957. Heft 7. $. 10-32.
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bindlicher Leitungsentschei<lungen mit Formen der breiten Einbeziehung
und Aktivierung der Werktätigen verstanden die Arbeitsökonomen in Wis­
senschaft und Praxis als Gebot »sozialistischer Wirtschaftsführung« und
»sozialistischer Produktionsverhältnisse«.

Zunehmend schwanden allerdings die Illusionen über die Möglichkei­
ten der »sozialistischen Demokratie« in der streng zentralisiert gesteuerten
Wirtschaft. Vor allem im Vergleich von Anspruch und Wirklichkeit bei dem
Versuch der Beherrschung der wirtschaft lichen und sozialen Probleme wur­
den die Widersprüche sichtbar. Wachsende Diskrepanzen zwischen hoch­
gesteckten Zielen auf dem Gebiet der Arbeitsproduktivität und der Realität,
das zunehmende Auseinanderklaffen von Produktivitäts- und Lohnentwick­
lung, das Zurückbleiben bei der Verbesserung der Arbeitsbedingungen und
zunehmende Rückstände der gesamtwirtschaftl ichen Entwicklung im Ver­
gleich zu führenden westlichen Industrieländern - insbesondere zur BRD-
konnten nicht gebremst oder gar beseitigt werden. Selbst in Bereichen, wo
Analysen in der Praxis die Problemfelder sichtbar werden ließen, konnten
die Mängel oft nicht abgestellt werden, weil tieferliegende Ursachen nicht
erkannt oder verwischt und verdrängt wurden.

Die Versuche, über »politisch-ideologische Überzeugungsarbeit«, admi­
nistrative Entscheidungen, permanente Umstrukturierungen und Austausch
von Personen Lösungen zu finden, waren erfolglos. Die offensichtlichen
Mängel waren immer von irgendwem »verschuldet«, dafür mußten oft
»Sündenböcke« herhalten. In den 50er und 60er Jahren gerieten so die Ab­
teilungslciter Arbeit und die Arbeitsdirektoren ins Schußfeld.

Während die Arbeitswissenschaft ler in Forschung und Lehre halfen, Er­
kenntnisse zur echten Problemlösung zu finden, durch Qualifizierungsmaß­
nahmen und Hilfc im Betrieb die Arbeitsdirektoren zu unterstützen, wurde
deren Position in der Wirtschaftsleitung zunehmend unterminiert . Diese
Situation beklagte Thalmann bereits in den 50er Jahren in zahlreichen Bei­
trägen.
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Schöne neue Personalwelt?
Brüche und Kontinuitäten in der

ostdeutschen Personalpraxis

Problemstell ung

Ziel des Beitrages soll es sein, die Entwicklung des Personalmanagements
in ostdeutschen Unternehmen nach der Wende zu analysieren. Die Betrach­
tung von Brüchen und Kontinuitäten impliziert die Frage nach einem
Vergleichsmaßstab. Dieser soll im vorliegenden Beitrag doppelt gesetzt
werden: Einerseits ist zu fragen, welche Veränderungen sich im Personal­
management im Vergleich mit der Vorwendezeit ergeben haben oder/und in
wie weit sich auch Kontinuität, d.h. eine Anknüpfung an bereits angelegte,
vorhandene Muster von Personalarbeit erkennen lassen. Zum anderen kann
die Frage nach Brüchen und Kontinuitäten mit dem Blick auf die in West­
deutschland und in westdeutschen Betrieben üblichen und nun mit dem In­
stitutioncntransfer, aber auch mit einem massiven Personaltransfer im
Bereich des Personalwesens in den Osten übertragenen, westlichen Pcrso­
nalpraktiken gestellt werden. Auch hier soll analysiert werden, inwieweit
sich in Ostdeutschland und unter den spezifischen Transformationsbedin­
gungcn eine neue und innovative Personalpraxis durchsetzt oder ob ledig­
lich eine nachholende Anpassung erfolgt ist. Bei der Beantwortung der
Fragen stützen sich die Verfasser einerseits auf eine Meta-Analyse der em­
pirischen Untersuchungen zur Personalarbeit in Ostdeutschland sowie auf
eigene Erfahrungen als Personalwissenschaftl er und Personalpraktiker.

Personalarbeit in der DDR vor der Wende
- charakteristische Muster im Rückbli ck

Um Brüche und Kontinuitäten in der Personalpraxis in ostdeutschen Unter­
nehmen näher zu kennzeichnen, muß man sich zunächst mit typischen
Mustern der Personalarbeit aus der Zeit vor der Wende beschäftigen. Seit
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1990 liegen einige Beschreibungen dazu vor, so daß eine Rekonstruktion
möglich erscheint. Die folgende Darstellung stützt sich insbesondere auf
Lang/Lippert , Münch, Ranft , Lang/ Wald, Lang sowie Lang/ Alt und Hanel
et al.1

Danach sind zunächst die besonderen gesellschaftl ichen Rahmenbedin­
gungen der Personalarbeit in der DDR hervorzuheben, die eng mit sy­
stemspczifischen Besonderheiten verbunden waren. Diese fanden ihren
Ausdruck einerseits im Einfluß der Wirtschaft sordnung, d. h. eines zentral
gelenkten und geplanten Wirtschaftssystems mit relativ geringer Autono­
mie der Wirtschaft seinheiten, dem politischen System, das von der Herr­
schaft durch die SED bestimmt war, einem entsprechenden Rechtssystem,
wobei insbesondere das Arbeitsgesetzbuch und die Verordnungen über die
Betr iebe und Kombinate hervorzuheben sind, dem charakteristischen Bil­
dungssystem in der DDR sowie einer Sozialstruktur, in der insbesondere
Facharbeiter dominierten (»Facharbeitergesellschaft«). Vor diesem Hinter­
grund bildeten sich auch spezifische Unternehmenskulturen heraus (vgl.
u.a. Lang/Wald'), die erhebliche Auswirkungen auf die Personalarbeit in

RAINHART LANG/SIEGLIND LIPPERT: Entwicklungsstand, aktuelle Probleme und Aufgaben
des Personalmanagements in Industriebetrieben der DDR. In: DUDo vON ECKARDSTEIN et
al. (Hrsg.): Personalwirtschaft liche Probleme in DDR-Betrieben. München und Mering
1990. S. 63-73. - REINIARD MÜNCH: Das Selbstverständnis von Personalmanagement
und Mitarbeitermotivation in der DDR-Wirtschaft . In: DUDO VON ECKARDSTEIN ct al.
(Hrsg.): Personalwirtschaft liche Probleme in DDR-Betrieben. S. 103-110.- GUDRUN
RANFT: Bisherige und künft ige Aufgaben der Personalabteilung in Unternehmen der
DDR. In: DUDo VON ECKARDSTEIN ct al.: Personalwirtschaft liche Probleme in DDR-Be­
trieben. S. 4l-51. - RAINHART LANG/PETER WALD: Unternehmenskulturen in den fünf
neuen Länder - Ansatzpunkte für cine Industriekultur im Osten Deutschlands? - Ein
Diskussionsangebot. In: »Zeitschrift für Personalforschung«. 6(1992)6. $. 19-35. -
RAINHART LANG: Personalwesen im Osten vor und nach der Wende - Politisierte De­
Professionaliscrung und marktwirtschaftliche Re-Professionalisierung. In: HARTMUT
WÄCHTER/THOMAS METz (llrsg.): Professionalisierte Personalarbeit. München und Mc­
ring 1995. S. 85-110. - RAINHART LANG/RAMONA ALT: Handlungsspielräume des ostdeut­
schen Managements im Umbruch. In: DIETER SADOwSKi/H. CZAP/HARTMUT WÄCHTER:
Regulierung und Unternehmenspolitik. Wiesbaden 1996. S. 355-377. - UTE HANEL/
WOLFGANG MAYRHOFER/ARIANE HEGEwiSCH: Institutionelle Aspekte der Personalarbeit in
den neuen Bundesländern 1992-1995 - eine empirische Längsschnitt betrachtung. In:
MANFRED BECKER/RAINHART LANG/ DIETER WAGNER (Hrsg.): Sechs Jahre danach: Perso­
nalarbeit in den neuen Bundesländern. München und Mering 1996. S. 317-351.

2 RAINHART LANG/PETER WALD: Unternehmenskulturen in den fünf neuen Ländern - An­
satzpunkte für eine Industriekultur im Osten Dcutschlands? - Ein Diskussionsangebot.
In: »Zeitschrift für Personalforschung«. 6(1992)6. $. 19-35.



SCHÖNE NEUE PERSONALWELT?BRUCHE UND K0NTINUITÄTEN 177

DDR-Betrieben hatt en. Als wichtige Rahmenbedingungen für Personalar­
beit lassen sich in dieser Hinsicht herausstellen (in Anlehnung an Lang/
Alt'):

- einc starke Betonung von Hierarchien und funktionaler Arbeitstei­
lung in Verbindung mit einer eher geringen Autonomie der betriebli­
chen Teilbereiche, eine starke Zentralisierung der Entscheidungen
innerhalb der Betriebe, aber auch der Hierarchieebenen der Wirt­
schaft insgesamt,

- eine starke Spezialisierung und Fonnalisierung betrieblicher Abläufe,
lebenslange Beschäftigung in einem Betrieb, die zu einer hohen Be­
deutung der inner-organisationalen Sozialisation führte,

- eine soziale Funktionsüberlastung der Betriebe, die in hohem Maße
Integrationsaufgaben gesellschaft licher Sozialpolitik zu realisieren
haben,
eine Einzelleitung mit autoritär-patriarchalischen bis wohlwollend
patriarchalischen Führungsstilen, insbesondere auf den oberen Ebc­
nen, verbunden mit einer passiven Macht der Arbeiter und einer
schwachen Stellung der unteren Führungskräft e, insbesondere der
Abteilungsleiter und Meister,
ein Trend zur lnformalisierung der Arbeitsbeziehungen,
bürokratische Unternehmenskulturen mit einer starken Orientierung
auf Regelbefolgung, Ordnung und gleichzeitiger Blockierung von
Kreativität auf der einen Seite sowie notwendigem Umgehen von
Hierarchien und Regeln mit den entsprechenden Aushandlungspro­
zessen und Pakten auf der anderen Seite,
eine starke Ritualisierung der Part izipation der Mitarbeiter bei gleich­
zeitiger Abnahme der tatsächlichen Einflußmöglichkeiten im Verlau­
fe der 70er und insbesondere der 80er Jahre.

Die allgemeinen betrieblichen Rahmenbedingungen führten in Verbin­
dung mit der Bedeutung der Kader für die Politik der SED und der daraus
erwachsenden Politisierung von Personalarbeit bei gleichzeitiger Entpro­
fessionalisierung (detaillierter und differenzierter bei Lang') zu spezifi-

3 RAINHARI LANG/RAM0NA AL.r: Handlungsspielräume des ostdeutschen Managements im
Umbruch. In: DIETER SADOWSKI/H. CZAP/HARTMUT WÄCHTER: Regulierung und Unter­
nchmenspolitik. Wiesbaden 1996. $. 355-377.

4 RAINHART LANG: Personalwesen im Osten vor und nach der Wende - Politisierte Dc­
Professionaliscrung und marktwirtschaftliche Rc-Professionalisierung. In: HARTMUT
WACHTER /TH0MAS METZ (Hrsg.): Professionalisierte Personalarbeit. München und Me­
ring 1995. $. 85-110.
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sehen Mustern personalwirtschaftl ichen Handelns. Hier sind insbesondere
hervorzuheben (vgl. u.a. Lang/Lippcrt , Ranft*):

ein hohes Maß an politik- und fremdbestiminten Handlungsorientie­
rungen, Vorgaben und Rahmenbedingungen,
eine starke leitungsorganisatorische Zersplitt erung der auf das Perso­
nal bezogenen Aufgaben mit den entsprechenden Koordinierungspro­
blemen,
ein geringer Grad an Professionalisierung bzw. Tendenzen einer Ent­
funktionalisierung, lnforrnalisierung und Politisierung wichtiger per­
sonalwirtschaft licher Aufgabenfelder bei gleichzeitig part iellen und
punktuellen Professional isierungstendenzen,
eine eher operative und erfahrungsbegriindete Herangehensweise an
Personalaufgaben bei Dominanz von sozialpolitischen Versorgungs-,
Betreuungs- und Verwaltungsaufgaben,
eine relativ geringe Autorität der Personal- und Sozialbereiche sowie
eine Orientierung der Leiter auf technokratische und Fachaspekte der
Führungstätigkeit.

Die genannten Muster schlossen entsprechende Denkhaltungen und Oricn­
tierungen bei den mit Personalfragen beschäftigten Mitarbeiter ein. Dabei
ist jedoch auch zu beachten, daß es insbesondere in den 80er Jahren zu
einer verstärkten Individualisierung und zur Erkenntnis der Bedeutung ei­
ner hohen Arbeitsmotivation der Mitarbeiter und ihrer Berücksichtigung
kam, ohne daß allerdings ein grundlegender Wandel in den hier beschriebe­
nen Mustern festzustellen war.

Brüche und Kontinuitäten in der Personalpraxis:
Ergebnisse wissenschaftli cher empirischer Studien

Die wissenschaftliche Diskussion nach 1990 zur Entwicklung der Pcrso­
nalbereichc ging vor allem von zwei Aspekten aus: Einerseits wurde ein
radikaler Wandel im Personalbereich als Voraussetzung für den Wandel der

5 RAINHART LANG/SIEGLIND LIPPERT: Entwicklungsstand, aktuelle Probleme und Aufgaben
des Personalmanagements in Industriebetrieben der DDR. In: DUDO VON ECKARDSIEIN et
al. (llrsg.): Personalwirtschaft liche Probleme in DDR-Betrieben. München und Mering
1990. S. 63-73. GUDRUN RANFT: Bisherige und künftige Aufgaben der Personalabtei­
lung in Unternehmen der DDR. In: DUDo VON ECKARDSTEIN et al.: Personalwirtschaftli­
che Probleme in DDR-Betrieben. S. 41-51.
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Unternehmenskulturen ostdeutscher Betriebe wie auch der generellen Um­
gestaltung der Unternehmen postuliert (vgl. etwa Scholz in v. Eckardstein
et al."). Auch wenn hinsichtlich dieses Punktes in Ost und West weitgehend
Ubereinstimmung bestand, so wurde doch durch ostdeutsche Autoren in
der Debatt e häufig auf mögliche Beiträge der Personalwissenschaft und
Personalpraxis des Ostens hingewiesen, die neben einer für notwendig er­
achteten Übernahme westlicher Muster und Praktiken als sinnvoll angesc­
hen wurden (vgl. z.B. Stieler7 u. a. ostdeutsche Autoren in v. Eckardstein et
al.* , aber auch Lang/Wald'). Die nachfolgende wissenschaftliche Diskussi­
on blieb in der Regel bei diesem Stand stehen. ohne daß eine stärkere em­
pirische Fundierung erfolgte. Zugleich sah sich die Personalpraxis mit
massivem Änderungsdruck konfrontiert . Die Entwicklung vollzog sich da­
bei völlig unbeeindruckt vom eher normativen wissenschaft lichen Diskurs.
Nach mehr als sechs Jahren »neuer Personalpraxis« liegen jedoch inzwi­
schen in ausreichendem Umfang auch empirische Erkenntnisse vor, so daß
eine Beurteilung der angesprochenen Fragen auf Basis einer Meta-Analyse
der empirischen Ergebnisse möglich scheint.

Auswahl empirischer Studien zum Personalmanagement in Ostdeutschland

Die nachfolgende Analyse stützt sich auf die folgenden größeren, empiri­
schen Untersuchungen zum Personalmanagement in Ostdeutschland.

a) Untersuchungen zu Personalstrategien, zur Personalarbeit sowie zur
Arbeit von Personalspezialisten und der Personalabteilungen

6 CHRISTIAN SCHOLZ: Personalwirtschaftliche Probleme in der DDR - eine einführende Pro­
blemskizzc. In: DUDo VON ECKARDSTEIN et al. (Hrsg.): Personalwi rtschaftliche Probleme
in DDR-Betrieben. $. 7-17.

7 BRIGITTE STIELER: Der Übergang von der Reproduktion des Arbeitsvermögens in Betrie­
ben der DDR zum Personalmanagement in Unternehmen der Marktwirtschaft. In: DUDo
VON ECKARDSTEIN et al. (Hrsg.): Personalwirtschaft liche Probleme in DDR-Betrieben.
1990. S. 19-31.

8 DUDo voN ECKARDSTEIN et al. (Hrsg.): Personalwirtschaft liche Probleme in DDR-Betrie-
ben. München und Mering 1990.

9 RAINIRT LANG/PETER WALD: Dic Chancen des Übergangs sehen. Thesen zur Personal­
wirtschaftslchre an ostdeutschen Hochschulen. In: »Personalwirtschaft« 18(1991)1.
S. 18. - RAIHARr LANG/PETER WALD: Unternehmenskulturen in den fünf neuen Länder
- Ansatzpunkte für cine Industriekultur im Osten Deutschlands?- Ein Diskussionsangc­
bot. In: »Zeitschrift für Personalforschung«. 6(1992)6. $. 19-35.
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- Wagner/Seissreiner/Domnik 1995/96
In der von Wagner u. a. durchgeführten Untersuchungen wurden 80 Bctric­
be mit einem standardisierten Fragebogen befragt, wobei in 61 Betrieben
Fall studien mit zusätzlichen Führungskräftebefragungen zu Schwerpunk­
ten, Orientierungen und Strukturen des Personalmanagements durchgeführt
wurden. (Wagner et al., Domnik et al.').

- Hanel/Mayerhofer/Hegewisch 1992, 1993, 1995
Im Rahmen des Grandfi cld-Projektes zum Human Ressource Management
wurden 205, 201 und 173 Betriebe zu Strukturaufgaben und Instrumenten
des Personalmanagements mit einem standardisierten Fragebogen befragt.
Die Befragungen wurden durch Interviews ergänzt. Bei dem Projekt han­
delte es sich um eine Längsschnittuntersuchung (Hanel et al.').

- Denisow/Jacob/Steinhöfel/Stieler-Lorenz 1992-1995
Die Untersuchung von Denisow et al. ist eine Längsschnittstudie von Per­
sonalpolitiken und -strategien in 15 ostdeutschen Untemeluncn. Dabei wur­
de die Entwicklung in diesen Bereichen über einen längeren Zeitraum und
in mehreren Untersuchungswellen erfaßt (Denisow et al.').

Darüber hinaus wurden weitere Beiträge von wissenschaftl ichen Unter­
suchungen zu Teilaspekten des Personalmanagements in Ostdeutschland
sowie entsprechende Praktikerberichte in Becker et al.'? ausgewertet.

I0 DIETER WAGNER/ECKHARD DOMNIK/ACHIM SEISREINER: Professionelles Personalmanage­
ment als Erfolgspotential cines holistisch-voluntaristischen Managementkonzeptes. In:
THOMAS METZ/HARTMUT WÄCHTER: Professionalisierte Personalarbeit? Perspektiven
der Professionalisierung des Personalwesens. München und Mcring 1995. $. 111-138.
- ECKIIARD DOMNIK/ACHIM SEISREINER/DIETER WAGNER: Zur Professionalisierung der
Personalfunktion - Konzeptionelle Überlegungen und empirische Befunde in ostdeut­
schen Unternehmen. In: MANFRED BECKER et al. (Hrsg.): Sechs Jahre danach: Personal­
arbeit in den neuen Bundesländern. München und Mering 1996. S. 318-353.

l1 UTE HANEL et al.: Institutionelle Aspekte der Personalarbeit in den ncuen Bundesländern
1992-1995 cinc empirische Längsschnitt betrachtung. In: MANFRED BECKER/RAINHART
LANG/DIETER WAGNER (Hrsg.): Sechs Jahre danach. S. 317-351. - UTE HANEL et al.
(Hrsg.): Personalarbeit im Wandel. München und Mering 1997.

12 KARIN DENISOW/KLAUS JACOB/MICHAEL STEINIOFEL/ BRIGITTE STIELER-LORENZ: Der Um­
gang mit dem Personal - Strategien über den Abbau hinaus. In: MANFRED BECKER ct al.
(Hrsg.): Sechs Jahre danach. S. 195-228.

J3 MANFRED BECKER ct al. (Hrsg.): Sechs Jahre danach: Personalarbeit in den neuen Bun­
desländern. München und Mcring 1996.



SCHÖNE NEUE PERSONALWELT?BRÜCHE UND KONTINUITÄTEN 181

Untersuchungen zur Personalführung

- Gergs/Meinerz/Pohlmann/Schmidt 1995, 1996
In den Untersuchungen zum Management in Ostdeutschland wurden in ver­
schiedenen Projekten u. a. Einstell ungen von Führungskräften sowie Verän­
derungen in der Besetzung von Führungspositionen erhoben und die
vorl iegenden Studien ausgewertet (Pohlmann/Schmidt'*).

- Alt/Lang 1994, 1995, 1996
In dem Forschungsprojekt wurden 236 Führungskräfte aus sächsischen
Klein- und Mittelunternehmen mit einem standardisierten Erhcbungshogen
befragt und zugleich 45 Interviews zu Führungsauffassungen, Wertorientie­
rungen oder Berufsbiografien durchgeführt. In die Auswertung wurden
auch die entsprechenden Voruntersuchungen einbezogen ( 1990: 299 Füh­
rungskräfte, 1992/1993: 207 Führungskräfte, 18 Interviews, 1994: 299 Füh­
rungskräfte / Alt et al., Lang, Lang et al., Lang /Alt, Alt/ Lang'').

Bruch und Wandel: Vorwärts zu neuen Ufern!?

In den genannten Untersuchungen zeigten sich übergreifend vor allem
folgende Befunde hinsichtlich grundlegender Brüche oder Wandlungspro­
zesse: Zunächst erfolgte ein sehr schnelle Anpassung an westliche Muster,
die z. T. auch durch die Übertragung des westlichen lnstitutionensystcms
massiv unterstützt und voran getrieben wurde (z. B. Hegewisch in Hanel et

14 MARKUS POHLMANN/ RUDI SCHMIDT: Management in der ostdeutschen Industrie. Opladen
1996.

15 RAMONA ALT/URSULA BISCHOFF/ RAINHART LANG: So2io-kulturelle Aspekte des Leiterver­
haltens. Bericht zum Forschungsprojekt SOKULT90. Arbeitspapier 01 des Lehrstuhls
für Wirtschaftssoziologie und Sozialpolitik der Universität Leipzig. Leipzig 1991 (un­
veröff .). - RAINHART LANG (Hrsg.): Führungskräfte in Ostdeutschland - Forschungsbe­
richt zum Projekt SOKULT '92. Arbeitspapier 03. Chemnitz 1994. - RAINHART LANG et
al. (Ilrsg.): Organisationsarbeit und Führungskräfte in ostdeutschen Unternehmen -
Berichte und Zwischenergebnisse aus den Projekten ORGA-OST und INTERKULT. Ar­
beitspapier 04. Chemnitz 1995. RAINHART LANG/RAM0NA ALT: Handlungsspielräume
des ostdeutschen Managements im Umbruch. In: DIETER SAD0WSKI/H. CZAP/HARTMUT
WAcTER: Regul ierung und Unternehmenspolitik. Wiesbaden 1996. S. 355-377. RA­
MONA ALT/RAINHART LANG: Führungskräfte in sächsischen Klein- und Mittelbetrieben.
SMWK-Forschungsbericht. Chemnitz 1997.



182 RAINHART LANG/REINHARD MÖNCH/PETER WALD

al.16). An der Spitze der Personalabteilungen vollzog sich ein starker
personeller Wandel, in dem einerseits externe und Quereinsteiger aus
technischen Berufen dominierten und andererseits zunehmend interne
Spezialisten in diese Positionen vorrückten (z. B. Hanel et al'7). Die Gestal­
tungschancen des Personalmanagements wurden in verschiedenen Untersu­
chungen als deutlich gestiegen wahrgenommen. Allerdings zeigten sich in
den Untersuchungen auch Einschränkungen durch politische Rahmenbe­
dingungen (z.B. Vorgaben durch die Treuhandanstalt) sowie durch die Ab­
wertung der Personalarbeit und ihre Reduktion auf Personalabbauprozesse
(z. B. Hegcwisch in Hanel et al. und Domnik et al.18). Es erfolgte ein star­
ker Abbau der Funktionsüberladung der Betriebe durch Auslagerung von
Sozialeinrichtungen oder Einstellung von sozialen Leistungen. Auch wurde
eine deutliche Zunahme von leistungsorientierten, z. T. auch individualisier­
ten Anreizsystemen und Gestaltungslösungen konstatiert . In einzelnen Be­
tr ieben scheinen sich zugleich sozialorientierte, part izipative Personalstra­
tegien mit entsprechenden modernen Personalkonzepten durchzusetzen
(Denisow et al., Alt/Lang').

Kontinuität und Stabili tät - Das Alte im Neuen

Obwohl diese Änderungsprozesse sicherlich dominieren, wurden in den
Untersuchungen zugleich auch Kontiniutäten sichtbar, die einerseits auf das
Beharrungsvermögen von Kulturmustern aus der Vergangenheit zurückge-

16 ARIANE IIEGEwISCH: Europcan Perspectives on the Transformation of Pcrsonnel Manage­
ment in East Germany. In: UTE HANEL et al. (Hrsg.): Personalarbeit im Wandel. Mün­
chen und Mering 1997. $. 27-44.

17 Ure HASEL et al.: Institutionelle Aspekte der Personalarbeit in den ncucn Bundesländern
1992-1995 - eine empirische Längsschnitt betrachtung. In: MANFRED BECKER/RAINHART
LANG/DIETER WAGNER (HlrSg.). Sechs Jahre danach.: Personalarbeit in den neuen Bun­
desländern. München und Mering 1996. $. 317-351

18 ARIANE HlEGEwiscH: European Perspectives on the Transformation of Pcrsonnel Manage­
mcnt in East Germany. In: UTE HANEL et al. (Hrsg.): Personalarbeit im Wandel. S. 27-
44. - ECKHARD DOMNIK et al.: Zur Professionalisierung der Personalfunktion Konzeptio­
nclle Überlegungen und empirische Befunde in ostdeutschen Unternehmen. In: MANFRED

BECKER et al. (lIrsg.): SechsJahre danach. $. 318-353.
19 KARIN DENIsOw et al.: Der Umgang mit dem Personal - Strategien über den Abbau hin­

aus. In: MANFRED BECKER et al. (Hrsg.): Sechs Jahre danach. $. 195-228. - RAMONA
ALT/RAINHART LANG: Führungskräfte in sächsischen Klein- und Mittelbetrieben.
SM WK-Forschungsbcricht. Chemnitz 1997.
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führt werden und die andererseits jedoch auch der unsicheren Transforma­
tionssituation zuzuschreiben sind. Zu solchen Kontinuitäten gehören:

eine nach wie vor vorhandene Unterschätzung der Personalfunktion
(z.B. Denisow et al.°für zwei Dritt el der untersuchten Betriebe, z.T.
dagegen argumentieren Hancl et al.21),

eine Dominanz bestandsorientierter, verwaltungsorientierter Aufga­
benmuster und technikzentrierter oder kostenzentricrter Personalstra­
tegie und eine nur geringfügige Zunahme strategischer Ausrichtung
des Personalmanagements (Domnik et al. und Dcnisow et al.°),
eine sachlich pragmatische Orientierung des Personalmanagements,
die nach wie vor vorhandene Gruppen- und Kooperationsorientie­
rung, wie sich insbesondere bei Lösungen im Bereich der Arbeits­
beziehungen zeigt (Hanel et al., Denisow et al.~) und die mit
gleichfalls vorhandenen Rückständen bei der Individualisierung der
Personalarbeit verbunden ist (Domnik et al., Hegewisch in Hanel et
al.3').

Im Bereich der Personalführung zeigt sich eine Stabilität traditioneller tay­
loristischer sowic patriachalisch-direktiver Führungsauffassungen und Füh­
rungsstile (Alt/Lang, Denisow et al., Pohlmann/Schmidt'*). Dabei wird

20 ECKHARD DOMNIK et al.: Zur Professionalisierung der Personalfunktion - Konzeptionelle
Überlegungen und empirische Befunde in ostdeutschen Unternehmen. In: MANFRED BEK­
KER et al. (Hrsg.): Sechs Jahre danach. $. 318-353

21 UTE HANEL et al. (Hrsg.): Personalarbeit im Wandel. München und Mering 1997,
22 ECKHARD DOMNIK et al.: Zur Professionalisierung der Personalfunktion - Konzeptionelle

Überlegungen und empirische Befunde in ostdeutschen Unternehmen. In: MANFRED BEK­
KER et al. (Hrsg.): Sechs Jahre danach. $. 318-353. - KARIN DENis0w et al.: Der Um­
gang mit dem Personal - Strategien über den Abbau hinaus. In: MANFRED BECKER ct al.
(Hrsg.): SechsJahre danach. S. 195-228

23 UTE HASEL et al. (H{rsg.): Personalarbeit im Wandel. - KARIN DENISOw et al.: Der Um­
gang mit dem Personal - Strategien über den Abbau hinaus. In: MANFRED BECKER et al.
(Hrsg.): Sechs Jahre danach. $. 195-228

24 ECKHARD DOMNI et al.: Zur Professionalisierung der Personalfunktion - Konzeptionelle
Überlegungen und empirische Bcfunde in ostdeutschen Unternehmen. In: MANFRED BEK­
KER et al. (Hrsg.): Sechs Jahre danach. S. 318-353. UTE HANEL ct al. (Hrsg.): Perso­
nalarbeit im Wandel.

25 RAM0NA ALT/RAINHART LANG: Führungskräfte in sächsischen Klein- und Mittelbetrie­
ben. SMWK-Forschungsbericht. Chemnitz 1997. - KARIN DiNisow et al.: Der Umgang
mit dem Personal Strategien über den Abbau hinaus. In: MANIRED BECKER et al.
(Hrsg.): Sechs Jahre danach. S. 195 228. MARKUS P0HLMANN/RUDI SCHMIDT. Manage­
ment in der ostdeutschen Industrie. Opladen. 1996.
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deutlich, daß sich diese Stile im Verlauf der Transformation kaum geändert ,
sondern eher verfestigt haben (Alt/ Lang26). Vor allem im Bereich der Ar­
beitsbczichungen zeigen sich dabei auch Muster, die über traditionelle
westliche Konzepte hinausweisen und vor allem in der Spezifik der Trans­
fonnationssituation begründet sind.

Brüche und Kontinuitäten in der Personalpraxis:
Gibt es ein spezifi sches Personalmanagement »Ost«?

Aus der Sicht der praktischen Erfahrungen muß zunächst betont werden,
daß es fast überall im Personalmanagement der neuen Länder radikale Brü­
che und nahezu keine Kontinuität gab. Aufgnmd der spezifischen und in
den neuen Ländern weitgehend ähnlichen Geschichte und der spezifischen
Rahmenbedingungen durch den Transfonnationsprozeß hat sich aber ein
spezifisches Personalmanagement Ost herausgebildet. Eine Kontinuität im
Personalmanagement kann dabei nur auf einer Kontinuität der Akteure bzw.
von Verhaltensweisen basieren. In vielen Fällen wurde Pcrsonalmanage­
ment-Know-How in Form westdeutscher Personalmanager »eingekauft«,
oder es wurden für Personalaufgaben in Führungsfragen unerfahrene Mit­
arbeiter eingesetzt. Dadurch hat sich einerseits eine ostdeutsche Variante
westdeutscher Personalpraxis bzw. mancherorts eine originäre Personalpra­
xis Ost im Sinne einer Personalabbaupraxis entwickelt.

Genau betrachtet ist dabei zunächst eine nachholende Übernahme der
relevanten westdeutschen Handlungsmuster und Vorgehensweisen erfolgt.
Im folgenden sollen diese Anpassungs- oder besser Übernahmeprozesse
hinsichtlich ihrer Rahmenbedingungen betrachtet werden. Die Erfahrungen
konzentrieren sich dabei auf industrielle Kerne, industrienahe Dienstlei­
stungen und mitt elständische Unternehmen. Bei den betrachteten Unterneh­
men handelt es sich zumeist um kleine Unternehmen mit relativ geringer
Mitarbeiterzahl. Die Personalfunktion wurde nicht in jedem Fall zentrali­
siert . Sie wird oft auch von Nichtfachleuten wahrgenommen. Im Prozeß der
Anpassung des Personalmanagements an marktwirtschaftliche Bedingun­
gen sind vor allem die Führungspersonen im Personalmanagement ausge­
tauscht worden. Nur wenige Mitarbeiter aus den Direktoraten für Arbeit
und Bildung bzw. Sozialwesen wurden in das neue Aufgabenfeld übernom-

26 RAMONA ALT/RAISIRT LANG: Führungskräfte in sächsischen Klein- und Mi ttelbetrie­
ben. SMWK-Forschungsbericht. Chemnitz 1997.
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men. Der Prozeß der Anpassung wurde generell durch Übernahme und An­
wendung arbeitsrechtlicher Gesetze und Regelwerke bestimmt, lief jedoch
vor Ort differenziert ab. In Abhängigkeit davon, ob es sich um die Neu­
gründung eines Unternehmens, die Übernahme durch ein westdeutsches/
internationales Untcrncluncn oder um die Fort führung eines bestehenden
Unternehmens handelte, haben die Akteure jedem Anpassungsprozeß ihren
eigenen Stempel aufgedrückt. Vielfältige Interventionen der Treuhandan­
stalt bzw. der BVS, der Landesregierungen und der Mutt ergesellschaften
haben der Anpassung oft ihre wirtschaft liche Grundorientierung genom­
men. In der folge sind Existenzen von Unternehmen gesichert , geschaffen
oder vernichtet worden. Dabei hat sich jedoch auch häufig gezeigt, daß den
Tagesfragen des Personalmanagements in der Transformation nicht mit
klassischen Antworten begegnet werden konnte, was je nach Problemlage
zu selektiven und zeitlich differenzierten Übernahmen und Anpassungen
geführt hat. Die externen Bedingungen der Anpassung und Übernahme wa­
ren dabei durch folgende Faktoren gekennzeichnet:

1. Der massive Strukturwandel in Ostdcutschland hat zu einem Pcrso­
nalabbau von bisher ungeahnten Dimensionen geführt . Durch die hohe Er­
wcrbsloscnquote kommt es zu einem hohen Druck auf die Mitarbeiter in
den Unternehmen (Arbeitsplatzinhaber versus Arbeitslose).

2. Die Flexibilisierung der Beschäftigung ist durch einen wachsenden
Anteil von Zeitarbeit, freie Mitarbeit und befristete Anstellungsverträge
ebenfalls aufgebaut worden (Stammbelegschaft versus Randbelegschaft ).

3. Es kam zu einer spezifischen Situation durch die oftmals nicht vor­
handene Tarifbindung der Unternehmen, die zu einer individuellen Rege­
lung der Arbeitsbedingungen führte (Arbeitsbedingungen nach Tarif versus
Arbeitsbedingungen ohne Tarif) .

4. Die Förderung vieler Arbeitsplätze durch Subventionen bzw. durch
Mitt el nach dem Arbeitsförderungsgesetz führte zur Deformation der Wett ­
bewerbs- und Arbeitsbedingungen (geförderte Arbeitsplätze versus nicht
geförderte Arbeitsplätze).

Wie sahen die Bedingungen in den Unternehmen aus?Die internen Be­
dingungen der Anpassung/Übernahme standen in erster Linie unter dem
Einfluß des oftmals notwendigen massiven Personalabbaus. Die Situation
war damit in vielen Fällen nicht mit der in den Unternehmen der alten Bun­
desländer vergleichbar, da sich viele Unternehmen am Rande der Existenz
befanden. Hinzu kamen:

- sich ungünstig entwickelnde Personalstrukturen (zunehmender Al­
tersdurchschnitt , Leistungsträger verließen die Unternehmen),
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- Defizite im Führungsverhalten der Führungskräft e, wenig Erfahrun­
gen bei der Bewältigung von Konflikten, Entwertung erworbener
Quali fikationcn,

- eine chronische Vernachlässigung der Weiterbildung als Zeit- und
Kostenfrage,

- nicht vorhandene Möglichkeit für eine planmäßige Gestaltung inner­
betrieblicher Veränderungsprozesse,

- das Abschneiden gewohnter und als Vorteil wahrgenommener Tradi­
tionslinien.

Die Folgen des Prozesses der Anpassung zeigen sich vor allem in einer
reaktiven und kurativen Ausrichtung der Aktivitäten des Personalmanage­
ments Ost. Die selektive Anpassung und Übernahme von Regeln, Hand­
lungsmustern und Wertvorstellungen hing maßgeblich von den jeweils
dominierenden Akteuren und deren Verhalten und Wertmaßstäben ab.
Hinzu kam die Frage, inwieweit im Prozeß der Anpassung/Übernahme qua­
litative bzw. aktive Aspekte der Personalarbeit von dem betreffenden Ge­
schäftsführer nachgefragt bzw. von den jeweiligen Personalmanagern
angeboten wurden. Im Ergebnis dieser Anpassung muß man von der Exi­
stenz sich scheinbar widersprechender Fakten ausgehen. Einerseits ist die
Bedeutung des Personalmanagements gesunken (Personalabbau ist abge­
schlossen!). Auf der anderen Seite gewinnen qualitative bzw. aktive und
gestalterische Aspekte des Personalmanagements zunehmend an Bcdcu­
tung. Hierzu kann festgestellt werden, daß die Möglichkeiten für die Orga­
nisation eines Wachstumsschubes durch das Personalmanagement Ost
part iell vorhanden sind, aber die Rahmenbedingungen bzw. die interne
Nachfrage (noch) nicht ausgeprägt ist.

An einem Beispiel soll im folgenden die Herausbildung eines spezifi­
schen Musters ostdeutscher Personalarbeit gezeigt werden. Es handelt sieb
dabei um eines der wenigen Großunternehmen, d. h. Konzernstrukturen mit
Verwaltungszentralen im Osten Deutschlands. In den für alle Mitarbeiter
verbindlichen Führungsgrundsätzen wird der erwartete Führungsstil wie
folgt beschrieben:

Jeder Vorgesetzte muß seine Aufgaben so wahrnehmen, daß die sachli­
chen Unternehmensziele wirtschaftlich erreicht und zugleich die berechtig­
ten Interessen der Mitarbeiter berücksichtigt werden. Wir gehen von der
Überzeugung aus, daß dies ein kooperatives Führungsverhalten voraussetzt .
Detailliert und präzisiert ergeben sich daraus Handlungsweisen, wie z.B.:
Der Vorgesetzte erläutert das zur Entscheidung stehende Problem und regt
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seine Mitarbeiter zur Stellungnahme und zu Lösungsvorschlägen an. Inwie­
weit konnte hier auf Vergangenes zurückgegriffen werden?

In den Jahren seit 1990 wurde aus dem DDR-Unternehmen, das mono­
polartig die Branche bestimmte, ein leistungsfähiger Dienstleister mit vic­
len Wettbewerbsvorteilen gegenüber den Mitbewerbern auf dem Markt.
Eine Erfolgsgarantie war die Erhaltung einer gewissen Ostspezifik bei der
Integration in den Konzern. Diese Spezifik lag besonders darin, daß Struk­
turen und Leistungsorientierungen im Osten neu definiert wurden und so­
mit Freiräume gegenüber vergleichbaren Struktureinheiten im Westen
geschaffen werden konnten. Das Entscheidende für erfolgreiche un<l inno­
vative Leistungen lag in den eingangs genannten Freiräumen für die Per­
sönlichkeit des Entscheidungsträgers, mit der die in der Corporate ldcntity
und in den Führungsgrundsätzen angelegten Möglichkeiten ausgeschöpft
werden konnten. Das heißt mit anderen Worten, daß innovative Führungs­
kräft e tatsächlich Erfolge durch eine mitarbeiterorientierte Führung erzielen
konnten. Andererseits zeigt diese persönlichkeitsdominierte Untersetzung
die Notwendigkeit, durch eine strategische Suche und Ausbildung entspre­
chender Führungskräfte in einem Zeitraum von 5 bis 10 Jahren eine Multi­
plikatorenfunktion in der Umsetzung der Corporate Identity zu erreichen.
Der Erfolg einer solchen Personalstrategie ist jedoch durchgängig von der
Gesamtstrategie des Konzerns abhängig, die allerdings über längere Zeit­
räume sehr stabil erscheint. Ein generell auf Ostdeutschland zutreffendes
Personalmanagement gibt es sicher nicht. Allerdings scheinen innovative
Lösungen unter ostdeutschen Verhältnissen eher möglich, da »verkrustete«
Strukturen noch nicht gegeben sind. Zugleich können sich kooperative Füh­
rungsmuster bei einer Vielzahl qualifizierter Mitarbeiter mit entsprechen­
den »ostkulturspezifischen« Kooperations- und Part izipationscrwartungen
als gut anschlußfähig erweisen.

Schlußfolgerungen undAusblick

Wir hatt en ausgangs nach Brüchen und Kontinuitäten, nach Wandel und
Reproduktion sowie der Herausbildung spezifischer Muster im Osten ge­
fragt. Die Ergebnisse der Meta-Analyse empirischer Studien wie auch die
praktischen Erfahrungen verweisen auf Gleichzeitigkeit: Bruch und Konti­
nuität existieren nebeneinander, abhängig von den Akteuren sowie ganz
spezifischen Bedingungen der Branche, des jeweiligen Betriebes, der Regi­
on. Diese Situation begünstigt die Entstehung von Neuem, das oft als
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Transfer beginnt, scheitert, überformt wird, Ergebnis ciner kultur- und
transformationsbedingt selektiven Anpassung ist. Eine »schöne neue Per­
sonalwelt«? Mitnichten. Aber vielleicht eine Chance.

Aber, inwieweit ist ein spezifi sches Personalmanagement Ost über­
haupt notwendig? Aufgrund der derzeitigen Situation und der absehbaren
Entwicklungen muß diese Frage mit »ja« beantwortet werden. Dic Perso­
nalarbcit Ost muß jedoch in die Lage versetzt werden, nicht nur das klassi­
sche Repertoire der Personalarbeit anzubieten. In Zukunft kommt es viel
stärker darauf an, unkonventionelle, aber rechtlich unbedenkliche und der
Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen dienende Lösungen anzubieten. Sie
sollten letztlich eigenständige Impulse für ein erfolgreiches Agieren der
Unternehmen geben können. Das Personalmanagement Ost sollte deshalb
innerhalb der Unternehmen bewußt zu einer Stärkung der Wettbewerbsfä­
higkeit beitragen, indem es

- als Moderator von Veränderungsprozessen auftri tt,
- die Entwicklung und Förderung innovativer und kreativer Verhaltens-

weisen und Organisationsstrukturen initiiert,
- als (interner) Dienstleister Profil ierungspotentiale nutzt,
- zur Erschließung neuer Marktpotentiale in Osteuropa beiträgt und da-

bei kulturelle Kompetenz und Erfahrung aus der Zeit vor 1990 ein­
bringt,

- hilft, spezifi sche technische Erfahrungen und Kenntnisse von Mitar­
beitern und potentiellen Mitarbeitern zu erhalten und zu gewinnen,

- die Flexibil isierung der Arbeit, z. 8. durch innovative Arbeitszeitmo­
delle, zur Personalsache zu machen,

- die Fähigkeit zur Kommunikation mit potentiellen und ausländischen
Investoren entwickelt,

- aus Konfli kten lernt, eigene Konfl iktbewältigungsstrategien zu ent-
wickeln und diese positiv im Sinne des Selbstlernens anzuwenden.

Bezogen auf das Umfeld des Unternehmens soll ten darüber hinaus auch
die Begleitung und Erschließung neuer Fonnen der Erwerbsarbeit zu den
Aktivitätsfeldern eines solchen Personalmanagements gehören.
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Lohnpolitische Perspektiven. In: »Die Arbeit. Berlin« 1(1947)12. S. 342-344.

Grundlagen und Aufgaben der Lohnpolitik. Berlin 1948.

Um den Nachwuchs für die Sozialpolitik. In: »Arbeit und Sozialfürsorge«. Ber­
lin 3(1948)1. $. 32~.

Leistungslohn und Leistungssteigerung. In: »Arbeit und Sozialfürsorge«. Berlin
3(1948)5/6. S. 82-8S.

Die Lohnpoli tik im Spiegel der Kritik. In: »Arbeit und Sozialfürsorge«. Berlin
3(1948)7. S. 120-123

Zwischenergebnis der Tarifvertragspolitik in der Ostzone. In: »Die Arbeit«
2(1948)4. S. 116-120.

Gegenwartsfragen der Tarifvertragspolitik I. In: »Arbeit und Sozialfürsorge«.
Berlin 3(1948)9/10. S. 162-165.

Gegenwartsfragen der Tarifvertragspoli tik II. In: »Arbeit und Sozialfürsorge«.
Berlin 3( 1948) 12. S. 228-231.

Folgerungen aus den Ergebnissen der Tarifvertragspolitik. In: »Die Arbeit«
2(1948)6. S. 170-174.

Forderungen zur Neugestaltung des Lohnsystems. In: »Die Arbeit«. Berlin
2(1948)7. S. 212-21S.

Sozialpoli tische Aufgaben aus dem Zweijahrplan. In: »Arbeit und Sozialfürsor­
ge«. Berlin 3(1948)13/14. S. 242-246.

Verstärkte Mitarbeit beim Übergang zu Leistungslöhnen. In: »Arbeit und Sozi­
alfürsorge«. Berlin 3(1948)16/17. S. 301 f.

Die Bedeutung der neuen Richtlinien zur Lohngestaltung. In: »Arbeit und Sozi­
alfürsorge«. Berlin 3(1948)20/21. $. 398-400.

Gewerkschaftliche Aufgaben bei der Einführung von Leistungslöhnen. In: »Die
Arbeit«. Berlin 2(1948)10. S. 303-30S.
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Neue Anweisungen zur Lohngestaltung. In: »Arbeit und Sozialfürsorge«. Berlin
4( 1949) I u. 2. S. 17-20.

Leistungslohn in der Braunkohlenindustrie. In: »Arbeit und Sozialfürsorge«.
Berlin 4( 1949) 10. S. 227-229.

Organisierung der Maßnahmen zur Leistungssteigerung. In: »Arbeit und Sozial­
fürsorge«. Berli n 4(1949)11. S. 250-253.

Westliche Lohnpolitik. In: »Arbeit und Sozialfürsorge«. Berlin 4(1949) I 6.
$. 361-363.

Die Entwicklung der Lohnpolitik in der Ostzone I. In: »Arbeit und Sozialfürsor­
ge«. Berlin 4( 1949)1 8. S. 420-422.

Die Entwicklung der Lohnpoli tik in der Ostzone II. In: »Arbeit und Sozialfür­
sorge«. Berlin 4(1949)19. S. 437f.

Die Entwicklung der Lohnpolitik in der Ostzone II I. In: »Arbeit und Sozialfür­
sorge« Berlin 4(1949)20. S. 466-469.

Die lohnpolitischen Aufgaben am Ausgang des Planjahres 1949. In. »Arbeit
und Sozialfürsorge«. Berli n 4( 1949)22. S. 517-51 9.

Betrachtungen zum Jahrbuch »Arbeit und Sozialfürsorge 1947-1948« I. In:
»Arbeit und Sozialfürsorge«. Berli n 4(1949)24. S. 575f.

Betrachtungen zum Jahrbuch »Arbeit und Sozialfürsorge 1947-1948« II. ln:
»Arbeit und Sozialfürsorge«. Berlin 5( I 950)3. S. 72.

Forderung und Reali tät in der deutschen Sozialpolitik. In: »Die Arbeit«. Berlin
4(1950)1. S. 31-33.

Wachsende Produktionserfolge - wachsender Wohlstand. In: »Die Arbeit«. Ber­
in 5(1951)10. S. 507-509.

Wesen und Grundlagen des Leistungslohnes in der volkseigenen Wirtschaft 1.
In: »Die Arbeit«. 6(1952)5. S. 256-263.

Wesen und Grundlagen des Leistungslohnes in der volkseigenen Wirtschaft II.
In: »Die Arbeit«. 6( I 952)6. S. 320-329.
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Durch enge Zusammenarbeit von Wissenschaft und Praxis zu wissenschaftli ­
chen Grundlagen der Technischen Arbeitsnormung. In: »Technologische Pla­
nung und Betriebsorganisation«. Berlin 1(1953)4. S. 124-126.

Die Bedeutung technisch begründeter Arbeitsnormen für die Steigerung der Ar­
beitsproduktivität. (Referat und Schlußwort zur Diskussion über die Referate
von Behrens und Thalmann). In: Die Bedeutung der Steigerung der Arbeitspro­
duktivität für den Feldzug für strengste Sparsamkeit. Diskussionsbeiträge zu
Wirtschaftsfragen. Heft 8. Berlin 1953. S. 27-53 und S. 84-94.

Vorbemerkungen zu: Harry Matthes: Das Leistungsprinzip als Grundlage der
Entlohnung in der volkseigenen Wirtschaft. In: Reihe - Fragen der Arbeitsöko­
nomik. Heft 1. Berlin 1954. S. 3f.

Vorbemerkungen und V. Ergebnisse und Perspektiven für die weitere Arbeit. In:
Kollektivarbeit unter Leitung von Hans Thalmann: Zeitnormative - ihre Bedeu­
tung für die Technische Arbeitsnormung und ihre Erarbeitung. Reihe - Fragen
der Arbeitsökonomik. Heft 2. Berlin 1954. S. 5-11 und 179-187.

Aufgaben zur Verbesserung der wissenschaftl ichen Grundlagen der technischen
Arbeitsnormung. (Referat, Vorwort und Schlußwort zur Diskussion). In: Die Be­
deutung der Zeitnormative für die technische Arbeitsnormung. (Erfahrungsaus­
tausch des Instituts für Arbeitsökonomik der Karl-Marx-Universität. Leipzig,
am 1. Juni 1954.) Schriftenreihe des Verlags Technik (SVT) Bd. 200. Berlin
1954. $. 3-4, S. 7-18 und S. 89-93.

Wie können wir die wissenschaftl ichen Grundlagen der technischen Arbeitsnor­
mung verbessem? In: »Technologische Planung und Betriebsorganisation«. Ber­
lin 2(1954)8. S. 287-290.

Mit Rolf Emmrich: Die Abteilung Arbeit und ihre Bedeutung für die Lösung
der gewerkschaftl ichen Aufgaben. In: »Die Arbeit«. Berlin 8(1954)7. S. 459 bis
467.

Mit Rolf Emmrich: Bedeutung und Aufgaben der Abteilung Arbeit. In: »Tech­
nologische Planung und Betriebsorganisation«. Berlin 2( 1954) 12. S. 443-446.

Mit Rolf Emmrich: Ist eine grundlegende Änderung der Struktur der Abteilung
Arbeit notwendig') In: »Technologische Planung und Betriebsorganisation«.
Berlin 3(1955)1. S. 7-12.

Mit Rolf Emmrich: Festigung der Abteilung Arbeit durch Verbesserung der Ar-
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beitsweise und Qualifi zierung der Mitarbeiter. In: »Technologische Planung und
Betriebsorganisation«. Berlin 3(1955)4. S. 147-157.

Verstärkte Ausbildung von Arbeitsökonomen. In: »Arbeit und Sozialfürsorge«.
Berlin 10( 1955)4. S. 101 f.

Kollektivarbeit unter Leitung von Hans Thalmann. Aufgaben im Kampf um die
Steigerung der Arbeitsproduktivität. Einleitung - Quali fi zierung arbeitsökono­
mischer Kader. In: Reihe - Fragen der Arbeitsökonomik. Heft 3. Berlin 1955.
S. 5-12.

Zur Verbesserung der Struktur und Arbeitsweise der Abteilung Arbeit. In: »Ar­
beit und Sozialfürsorge«. Berli n 10(1955)5. S. 134-137.

Mit Rolf Emmrich: Zum Stand der Diskussion über die Abteilung Arbeit. In:
»Technologische Planung und Betriebsorganisation«. Berlin 3( 1955)12. S. 469
bis 473.

Quali fi zierung der arbeitsökonomischen Kader.- Plan für einen Lehrgang und
methodische Hinweise. In: »Arbeit und Sozialfürsorge«. Berlin 10(1955)9.
S. 261-264.

Die Verwirklichung des materiellen Anreizes durch die Verteilung nach der Ar­
beitsleistung. In: »Arbeit und Sozialfürsorge«. Berlin 10(1955)11. S. 322-325.

Die Anwendung der sowjetischen Erfahrungen auf dem Gebiete des Arbeitsloh­
nes in der DDR. In: »Wirtschaftswissenschaft«. Berli n 3( 1955)4. S. 551-560.

Aufgaben der Arbeitsökonomik in Forschung und Lehre. In: »Arbeit und Sozi­
alfürsorge«. Berlin 10( 1955)21. S. 642-645.

Warum Studium der Arbeitsökonomik? In: »Arbeit und Sozialfürsorge«. Berli n
I 0( 1955)23. S. 706-708.

Was erwarten wir von der zentralen Konferenz über Fragen der technischen
Arbeitsnormung? In: »Der Industriebetrieb«. 4(1956)1. $. 2-5.

Gründliche Vorbereitung der zentralen Konferenz über Fragen der Technischen
Arbeitsnormung. In: »Der Industriebetrieb«. Berlin 4( I 956)4. S. 122~

Schwerpunkte für die Vorbereitung der wissenschaftlichen Konferenz über
Fragen der Technischen Arbeitsnormung. In: »Der Industriebetrieb«. Berlin
4(1956)5. S. 195f.



]96 WISSENSCHAFTLICHE VERÖFFENTLICHUNGEN HANS TILALMANNS

Die Aufgaben der Technischen Arbeitsnonnung im zweiten Fünfjahrplan. In:
»Der Industriebetrieb«. Berlin 4(1956)9. S. 324-330.

Einschätzung der Ergebnisse der Konferenz. In: »Der Industriebetrieb«. Berlin
4(1956)9. S. 341f.

Zu einer grundsätzlichen Frage der Technischen Arbeitsnonnung. In: »Die Ar­
beit«. Berlin 10(1956)11. S. 783-791

Zur aktiven Rolle der bürgerlichen Arbeitswissenschaft bei der verstärkten Aus­
beutung der Arbeiterklasse. In: »Arbeit und Sozialfürsorge«. Berlin 11 ( 1956)7.
S. 194-197.

Durch Rationalisierung ohne Kapitel zur verschärften Ausbeutung der Arbeiter­
klasse in Westdeutschland. In: Fritz Behrens (Hrsg.): Aktuelle Fragen der Öko­
nomie und Politik des wiedererstandenen deutschen Imperialismus (Festschrift
zum zehnjährigen Bestehen des Verlages »Die Wirtschaft«). Berlin 1956. S. 87
bis 114.

Zur Fachrichtung Arbeitsökonomik und zur Ausbildung von Arbeitsökonomen.
In: »Arbeit und Sozialfürsorge«. Berlin 11(1956)11. S. 322-325.

Stellung und Aufgaben der Arbeitsökonomik. In: »Arbeit und Sozialfürsorge«.
Berlin 11(1956)23. S. 706-709.

Vorbemerkungen zu: Kollektivarbeit unter Leitung von Hans Thalmann: Pro­
bleme des Arbeitslohnes in der volkseigenen Industrie. Reihe - Fragen der Ar­
beitsökonomik. Heft 4. Berlin 1956. S. 9-13.

Zum Stand der arbeitsökonomischen Forschung unter dem Blickpunkt des Insti­
tuts für Arbeitsökonomik an der Karl-Marx-Universität Leipzig. In: »Arbeits­
ökonomik und Arbeitsschutz«. Berlin 1 ( 1957) 1. S. 25-35.

Wissenschaftliche Untersuchungen als Hilfe für die Praxis. In: »Arbeitsökono­
mik und Arbeitsschutz«. Berlin 1 (1957)4. S. 400-402.

Vorwort und »Schwerpunkte der arbeitsökonomischen Forschung im zweiten
Fünfjahrplan<. In: Kollektivarbeit unter Leitung von Hans Thalmann - Zu aktu­
ellen Problemen der Arbeitsökonomik. Reihe- Fragen der Arbeitsökonomik.
Heft 13. Berlin 1957. $. 5-42.



WISSENSCHAFTLICHE VERÖFFENTLICHUNGEN HANS THALMANNS 197

Bedeutung und Aufgaben der Organe für Arbeit im Lichte der Reorganisation.
In: »Arbeitsökonomik und Arbeitsschutz«. Berlin 1 ( 1957)4. S. 340-349.

Mit Ernst Bienert: Prämienstücklohn und Monatsauftrag in der Braunkohlenin­
dustrie. In: »Die Arbeit«. Berlin 11 (1957)3. S. 28-32.

Zum zehnjährigen Bestehen des Instituts für Arbeitsökonomik an der Karl­
Marx-Universität Leipzig. In: »Arbeit und Sozialfürsorge«. Berlin 12( 1957)20.
S. 611-614.

Vorwort zu: lrma Marten: Grundlagen und Formen der Entlohnung nach der
Arbeitsleistung. In: Reihe - Fragen der Arbeitsökonomik. Heft 11. Berlin 1957.
S. 7f.

Vorbemerkungen zu: Autorenkollektiv unter Leitung von Hans Thalmann: Die
betriebliche Lenkung der Arbeitskräfte und die Planung der Qualifizierung. Rei­
he - Fragen der Arbeitsökonomik. Heft 12. Berlin l 957. S. 5-9.

Vorwort und Schlußwort zu: Kollektivarbeit unter Leitung von Hans Thalmann:
Arbeitslohn und Technische Arbeitsnormung (Konferenzmaterial). In: Reihe -
Fragen der Arbeitsökonomik. Heft 14. Berlin 1957. S. 5-7 und 219-234.

Die Wettbewerbs- und Neuererbewegung in der DDR (Referat und Schlußwort
zur Diskussion auf der wissenschaftlichen Konferenz der Wirtschaftswissen­
schaftl ichen Fakultät der Karl-Marx-Universität vom 21.-23. Januar 1959 in
Leipzig). In: »Wissenschaftliche Zeitschrift der Karl-Marx-Universität. -
Gesellschafts- und Sprachwissenschaftliche Reihe.« Leipzig 8( 1958/59)5.
S. 759-775 und 823-829.

Wirkungen des wissenschaftl ich-technischen Fortschritts auf die gesellschaftl i­
che Arbeit. In: »Wissenschaftliche Zeitschrift der Karl-Marx-Universität -
Gesellschafts- und Sprachwissenschaftliche Reihe.« Leipzig 8(1958/59)5.
S. 851-862

Die Perspektiven des arbeitsökonomischen Studiums. In: »Arbeitsökonomik
und Arbeitsschutz«. Berlin 3(1959)3. S. 283-286.

Vorwort zu: Manfred Waldenburger: Die gemeinsame Ausarbeitung des Planes
der technisch-organisatorischen Maßnahmen und des Planes der Normenarbeit.
Schriftenreihe Arbeitsökonomik des Institutes für Arbeitsökonomik und Ar­
beitsschutzforschung Dresden. Heft I 2. Berlin 1959
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Alle Seiten der sozialistischen Rekonstruktion beachten. n: »Die Arbeit«. Ber­
lin 13(1959)7. S. 36-39.

Die sich aus der sozialistischen Rekonstruktion der Industrie der DDR ergeben­
den Arbeitskräfteprobleme. (Einführungsreferat zum Arbeitskreis 4 auf der
wissenschaftlichen Konferenz der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der
Karl-Marx-Universität vom 1. bis 2. Dezember 1959 in Leipzig). In: Harald
Weyprecht: Die sozialistische Rekonstruktion der Industrie der DDR. »Arbeits­
ökonomik und Arbeitsschutz«. Berlin 4(1960)1. S. 99-101.

Die sozialistische Rekonstruktion der Industrie der DDR und Arbeitskräftepro­
bleme. In: »Arbeit und Sozialfürsorge«. Berlin 15(1960)2 S. 25-28.

Die sozialistische Rekonstruktion der Industrie der DDR und Arbeitskräftepro­
bleme (Schluß). In: »Arbeit und Sozialfürsorge«. Berlin 15(1960)3. S. 58-61.

Vorbemerkungen und mit Rolf Emmrich: Der Gegenstand der Arbeitsökono­
mik. Die Aufgaben der sozialistischen Rekonstruktion. Die Auswirkungen der
sozialistischen Rekonstruktion auf die A rbcit und die Aufgaben der Organe für
Arbeit. In: Kleiner Lehrgang für Arbeitsökonomen. Teil 1. Reihe - Fragen der
Arbeitsökonomik. Heft 18. Berlin 1960. S. 7-9 und 10-30.

Vorschläge für ein Lehrbuch der Arbeitsökonomik. In: »Arbeitsökonomik und
Arbeitsschutz«. Berlin 4(1960)2. S. 180-188.

Der neue gesellschaftliche Charakter der Arbeit in der DDR. In: »Arbeit und
Sozialfürsorge«. Berlin 16(1961)4. S. 83-85.

Probleme des neuen Charakters der Arbeit in der DDR. In: »Arb eit und Sozial­
fürsorge«. Berlin 16(1961)7. S. 152-157.

Die Veränderung des Charakters der Arbeit in der DDR. In: »Arbeitsökonomik
und Arbeitsschutz«. Berlin 5( 1961 )3. S. 282-287.

Der neue Charakter der Arbeit in der DDR. - Referentenmaterial der Bezirks­
sektion Wirtschaftswissenschaften beim Bezirksverband Leipzig der Gesell ­
schaft zur Verbreitung wissenschaftlicher Kenntnisse. (Manuskriptdruck).
Leipzig 1961. S. 1-9.



Verzeichnis der Schriftenreihe
»Fragen der Arbeitsökonomik« (rote Reihe).
Hrsg.: Hans Thalmann. Berlin 1954-1961.

1. HARRY MATTES: Das Leistungsprinzip als Grundlage der Entlohnung in der
volkseigenen Wirtschaft ( 1954).

2. Kollektivarbeit: Zeitnormative - Ihre Bedeutung für die technische Arbeits­
normung und ihre Erarbeitung (1954).

3. Kollektivarbeit: Aufgaben im Kampf um die Steigerung der Arbeitspro­
duktivität ( 1954).

4. Kollektivarbeit: Probleme des Arbeitslohnes in der volkseigenen Wirtschaft
(1955).

5. HORST SÖLDNER: Grundriß der Arbeitsökonomik (1956).

6. VOLKMAR TROGNITz: Die Zeitnormative als Grundlage der technischen Ar­
beitsnonnung ( 1957).

7. ROLF EMMRIcH: Aufgaben und Struktur der Abteilung Arbeit in den volksei­
genen Betrieben ( l 957).

8. WALTER BRUNK: Probleme des Pendlerverkehrs (1957).

9. HORST BLEY: Bedeutung und Aufgaben der betrieblichen Qualifizierung der
Arbeiter (1957).

10. ERWIN HAMPICKE: Grundfragen der qualitativen Arbeitsbewertung (1957).

l1. IRMA MARTEN: Grundlagen und Formen der Entlohnung nach der Arbeits­
leistung (1957).

12. Kollektivarbeit: Die betriebliche Lenkung der Arbeitskräfte und die Pla­
nung ihrer Qualifizierung ( 1957).

I 3. Kollektivarbeit: Aktuelle Probleme der Arbeitsökonomik (1957).
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14. Konferenzmaterial: Arbeitslohn und Technische Arbeitsnormung (1958).

15. HEINZ M0LLER: Über den Gruppenwettbewerb (1959).

16. ERNST BIENERT: Die Entlohnung nach der Arbeitsleistung im Braunkohlen­
bergbau (1959).

17. HELMAR PLANITZER: Die Entlohnung nach der Arbeitsleistung in den volks­
eigenen Gütern ( 1960).

18. Kollektivarbeit: Kleiner Lehrgang für Arbeitsökonomen. Teil I (1960).

19. Kollektivarbeit: Kleiner Lehrgang für Arbeitsökonomen. Teil II ( 1961 ).



Wissenschaftl iche Konferenzen und Kolloquia
mit aktiver Beteiligung Hans Tbalmanns

Die Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät bzw. das Institut für Arbeitsökono­
mik der Karl-Marx-Universität Leipzig führten unter aktiver Teilnahme Hans
Thalmanns (als Leiter, Organisator bzw. Referent) von 1952 bis 1961 folgende
wissenschaftl iche Veranstaltungen durch:

November 1952: Theoretische Konferenz der Universität Leipzig über die Ar­
beit Stali ns: »Ökonomische Probleme des Soziali smus in der UdSSR«.
Siehe: »Wissenschaftliche Zeitschrift der Universität Leipzig - Gesellschafts­
und Sprachwissenschaftliche Reihe« 2( 1952/53)4. Diskussionsbeitrag Thal­
mann: S. 206-211

Apr il 1953: Die Bedeutung der Steigerung der Arbeitsproduktivität für den
Feldzugfür strengste Sparsamkeit.
(Fakultätskonferenz, Referat: Die Bedeutung technisch begründeter Arbeitsnor­
men für die Steigerung der Arbeitsproduktivität. - Schlußwort zur Diskussion
über die Referate von Fritz Behrens und Hans Thalmann.) Ln: Die Bedeutung
der Steigerung der Arbeitsproduktivität für den Feldzug für strengste Sparsam­
keit. Diskussionsbeiträge zu Wirtschaftsfragen. Heft 8. Berlin 1953. S. 27-53
und S. 84-94.

Juni 1954: Die Bedeutung der Zeitnormative für die technische Arbeitsnor­
mung - Erfahrungsaustausch des Instituts am 1. Juni 1954 in Leipzig.
(Leitung. Referat: Aufgaben zur Verbesserung der wissenschaftlichen Grundla­
gen der technischen Arbeitsnormung, Vorwort und Schlußwort.) In: Die Bedeu­
tung der Zeitnormative für die technische Arbeitsnonnung. Schriftenreihe des
Verlags Technik (SVT). Bd. 200. Berlin 1954. S. 3/4 und $. 7-18.

Dezember 1955: Die Rationalisierung ohne Kapital - ein Mittel zur verstärk­
ten Ausbeutung der Arbeiterklasse in Westdeutschland.
(Theoretische Konferenz der Fakultät. Referat und Leitung eines Arbeitskrei­
ses.) In: FRi1z BEHRENS (Hrsg.): Aktuelle Fragen der Ökonomie und Politik des
wiedererstandenen deutschen Imperialismus. - Festschrift zum zehnjährigen Be­
stehen des Verlags »Die Wirtschaft«. Berlin 1956.
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Juni 1956: Die Aufgaben der technischen Arbeitsnormung im zweiten Fünf­
jahrplan.
(Wissenschaftliche Konferenz der zentralen Arbeitsgemeinschaft »Arbeitsnor­
mung« der Zentralleitung der Kammer der Technik. Referat zum obengenann­
ten Thema). In: » Der Industriebetrieb« 4(1956)9. S. 324-330.

Oktober 1957; Fragen des Arbeitslohnes und der technischen Arbeitsnor­
mung.
(Arbeitskonferenz des Institutes. Leitung und Referat). Siehe hierzu Gerhard
Hirschfeld: Arbeitstagung des Instituts für Arbeitsökonomik. 28. - 30. Oktober
1957 in Leipzig. In: »Arbeitsökonomik und Arbeitsschutz« 2(1958)1. $. 89-92.

Januar 1959: Die Wettbewerbs- und Neuererbewegung in der DDR
(Fakultätskonferenz. - Referat als Diskussionsgrundlage und Schlußwort zur
Diskussion über obengenanntes Thema.) In: »Wissenschaftliche Zeitschrift der
Karl-Marx-Universität - Gesellschafts- und Sprachwissenschaftliche Reihe«.
Leipzig 8(1958/59)5. S. 759-775 und S. 823-829.

Dezember 1959: Die sozialistische Rekonstruktion der Industrie der DDR.
(Fakultätskonferenz. Leiter des Arbeitskreises 4 - Einführungsreferat: Die sich
aus der sozialistischen Rekonstruktion der Industrie der DDR ergebenden AI­
beitskräfteprobleme und Schlußwort.) Siehe Harald Weyprecht: Die sozialisti­
sche Rekonstruktion der Industrie der DDR. Wissenschaftliche Konferenz der
Karl-Marx-Universität vom 1. bis 3. Dezember 1959. In: »Arbeitsökonomik und
Arbeitsschutz«. Berlin 4( 1960) 1. S. 99-101.

Juni 1960: Die Roll e der sozialistischen Brigaden bei der Weiterentwicklung
der sozialistischen Demokratie.
(Erste Konferenz der sozialistischen Arbeitsgemeinschaften von Gesellschafts­
wissenschaftlern - Ökonomen, Philosophen und Juristen - der Karl-Marx-Uni­
versität. Leitung, Einführungsreferat und Schlußwort.) Siehe Rolf Emmrich:
Bericht über die erste wissenschaftliche Konferenz der sozialistischen Arbeits­
gemeinschaft. In: »Arbeitsökonomik und Arbeitsschutz«. Berlin 4( 1960)3.
S. 298-299.

Febr uar 1961: Probleme des neuen Charakters der Arbeit in der DDR.
(Arbeitsökonomisches Kolloquium. Leitung und Grundsatzreferat zum obenge­
nannten Thema mit Diskussion in vier Arbeitskreisen). In: »Arbeit und Sozial­
fürsorge«. Berlin 16(1961)7. S. 152-157. Arbeitskreise: S. 157-163.
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Bercusson, Brian 165
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Domnik, Eckhard 180 182 183
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Franke, Albert 128 132 149
Funke, Michael 126

Gäde, Helmut 151
Gampe, Wolfgang 136 137 141 142

149-151
Gei ßendörfer, Konrad 146 151
Gergs, Hanjo 181
Gerhardt, Hans 111
Gottschalk, Hellmuth 63
Graskamp, Rainer 133
Grauer, Michael 55
Grotewohl, Otto 27

Hampicke, Erwin 199
Hanel, Ute 176 180-183
Harig, Gerhard 13
Hauf, Stefan 122
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Hegewisch, Ariane 176 180-183
Heinemann, Gottfried 55
Hemmer, Edmund 131
Herkner, Heinrich 61
Herzfelde, Wieland 13
Heyde, Ludwig 62
Hilgert, Heribert 171
Hocker, Claus 129
Hoffmann, Alexander 14
Hundt, Dieter 130

lmai, Masaki 162

Jacob, Klaus 180
Jager, Peter 139 150 151
Janke, Dieter I 02
Jeroch, Heinz 144
Jones, David T. 159
Jung-Hammon, Thomas 124
Jungbluth, Adolf 171

Kesser, Gerhard 14
Kessler, Gerhard 14
Kilian, Jost 137 149 150 151
Kimmerle, Heinz 55
Kopper, Hilmar 32 33
Kowalski, Reinhold 124
Krauss, Werner 9
Krummel, Jan 142 151
Kuhn, Wolfgang 122 123
Kunter, Gerd 22

Lade, Irmgard 14
Lederer, Emil 63
Lefevre, Wolfgang 55
Lein, Siegfried 22
Liberman, E.G. I 02
Lippert, Sieglind 176 178

Macher, Fritz 27
Mai, Jurgen 128 129
Manthey, Rainer Paul 149
Markov, Walter 9 13 15
Marten, Irma 23 199
Martin, Erich 171
Martin, Hans-Peter 155
Marx, Karl 20 33 45 47 48 98 99

106 166
Matthes, Harry 23 199
Mayer, Hans 9 15
Mayerhofer 180
Mayrhofer, Wolfgang 176
Meerwarth, Rudolf 14
Meinerz, Klaus Peter 181
Metz, Thomas 177 180
Meyer, Hans-Joachim 89
Meyer, Rudolf W. 55
Miegel, Meinhard 33
Milde, Ulrich 129
Modrow, Hans 127
Moller, Friedemann 171
Muller, Heinz 200

Necker, Tyll 32
Nutzinger, Hans G. 166

Ohno, Taichi 155 158
Otto, Manfred 124

Paque, Karl-Heinz 126
Paulsen, Andreas 14
Planitzer, Helmar 200
Pohlmann, Markus 181 183
Polak, Karl 13
Prokop, Siegfried 101
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Rakow, Hermann 113
Ranft, Gudrun 176 178
Reitzle, Wolfgang 32 34
Richter, Gerhard 128 132 149
Richter, Max 64
Roos, Daniel 159
Rösel, Fritz 127
Rosenkranz, Otto 136 137 139-142

149-151
Rösler,Jörg 101 102

Sadowski, Dieter 176 177 181
Sarodnick, Gerhard 17
Schmidt, Rudi 181 183
Schmied-Kowarzik, Wolfdietrich 55
Schmitz, Michael 151
Scholz, Christian 179
Schorlemmer, Friedrich 33
Schregle, Johann 64
Schreiner, Albert 13
Schroeder, Christoph 131
Schumann, Harald 155
Schürer, Gerhard 73
Seisreiner, Achim 180
Sengenberger, Werner 167
Siebe, Thomas 133
Sloan, Alfred 158
Söldner, Horst 199
SpiethotT, Arthur 63
Steinhöfel, Michael 180
Stieler, Brigitte 179
Stielcr-Lorenz, Brigitte 179 180
Stoiber, Edmund 34
Such, Heinz 13

Taylor, Frederick Wynslor 156
Thalmann, Rainer 14
Thalmann, Renate 14

Thiemc, Dieter 137 149-151
Twain, Mark 126

Ulbricht, Helga 23 65 71
UIbricht, Walter 102
Unger, Jürgen 150

Wächter, Hartmut 176 177 180 181
Wagner, Dieter 176 180 182
Weber, Adolf 61
Weyprecht, Harald 22
Wiedenfeld, Kurt 14
Winkelmann, Herbert 136 149
Womack, James P. 159

Zeddies, Jürgen 141 151
Zwickel, Klaus 165
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